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(A) 


(C) 


88. Sitzung 


Bonn, den 24. Juni 1988 

Beginn; 9.00 Uhr 


Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Im Ältestenrat ist vereinbart worden, in der ersten 
Sitzungswoche im September wegen der vorgesehe- 
nen Haushaltsberatungen keine Fragestunden und 
keine Aktuellen Stunden durchzuführen. Ist das Haus 
damit einverstanden? — Ich höre und sehe keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung um den Antrag der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP auf Drucksache 
11/2573 erweitert werden. 

Darüber hinaus soll von der Frist für den Beginn der 
Beratung bei Punkt 20 d der Tagesordnung abgewi- 
chen werden. Sind Sie mit der Aufsetzung bzw. Frist- 
abweichung einverstanden? — Das Haus ist damit 
einverstanden. Es ist so beschlossen. 


Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 20 und 
den Zusatztagesordnungspunkt 11 auf: 

20. a) Abgabe einer Erklärung der Bundesregie- 
rung 

Rückblick auf den Weltwirtschaftsgipfel in 
Toronto und Ausblick auf den Europäi- 
schen Rat in Hannover 

b) Zweite Beratung und Schluß ab Stimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab- 
kommen vom 11. April 1984 zur Änderung 
des Anhangs zur Satzung der Europäischen 
Schule 

— Drucksache 11/355 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache 11/1988 ~ 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Hoffmann (Soltau) 

Duve 

Irmer 

Schily 

(Erste Beratung 20. Sitzung) 


c) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD 

Europäischer Rat am 27./28. Juni 1988 in 
Hannover 

— Drucksache 11/2327 (neu) — 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus- 
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun- 
desregierung 

Schaffung eines europäischen Finanz- 
raums 

-Drucksachen 11/1656 Nr. 3.3, 11/1707, 
11/2575 - 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Wieczorek 

ZPl 1 Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP 

Bilanz der deutschen EG -Präsidentschaft und 
Europäischer Rat am 27./28. Juni 1988 in Han- 
nover 

— Drucksache 11/2573 — 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba- 
rung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Beratung 
der Tagesordnungspunkte zweieinhalb Stunden vor- 
gesehen. Ist das Haus auch damit einverstanden? — 
Es ist so beschlossen. 

Ich erteile das Wort dem Herrn Bundeskanzler. 


Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In der vergange- 
nen Woche habe ich Kanada einen offiziellen Besuch 
abgestattet. Es war dies der erste Besuch eines deut- 
schen Bundeskanzlers seit sieben Jahren. 

Mein Gastgeber, Premierminister Brian Mulroney 
und ich haben uns bei unseren Gesprächen vor allem 
auf die Entwicklung der beiderseitigen Beziehungen, 
auf die internationale Lage nach dem Moskauer Gip- 
feltreffen und auf Wirtschaftsfragen im Vorfeld des 
Weltwirtschaftsgipfels in Toronto konzentriert. 

Die Gespräche, die wir führen konnten, haben den 
hervorragenden Stand der deutsch-kanadischen Be- 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 

(A) Ziehungen verdeutlicht und in der Zeit unserer EG- 
Präsidentschaft dem europäisch-kanadischen Ver- 
hältnis zugleich Profil gegeben. 

Das hohe Maß an Übereinstimmung hat auch die in 
Toronto verabschiedeten Dokumente wesentlich mit- 
geprägt. 

Ich war der erste Regierungschef der Bundesrepu- 
blik Deutschland, der die Gelegenheit hatte, vor bei- 
den Häusern des kanadischen Parlaments zu spre- 
chen. 

Es ging mir vor allem darum, unseren kanadischen 
Freunden in den Gesprächen wie auch in öffentlichen 
Erklärungen zu danken: für die uns in der Nach- 
kriegszeit immer wieder erwiesene großzügige 
Hilfe; 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

für die uns gereichte Hand der Freundschaft, die un- 
seren Weg ins Bündnis der freiheitlichen Demokratien 
des Westens ebnen half, und für den Beitrag der fast 
8 000 kanadischen Soldaten heute in unserem Land, 
für ihren Beitrag zur Verteidigung der gemeinsamen 
Werte, des gemeinsamen Friedens, der gemeinsamen 
Freiheit. Wir danken diesen Soldaten, weil sie hier 
auch unsere Freiheit mitverteidigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Im Gespräch mit Vertretern der kanadischen Wirt- 
schaft sowie mit den Repräsentanten der im Land täti- 
gen deutschen Firmen konnte ich feststellen, daß die 
Chancen für eine Intensivierung der Wirtschaftsbe- 
ziehungen sich in den letzten Jahren wesentlich ver- 
bessert haben. Das kürzlich von Kanada Unterzeich- 
nete Freihandelsabkommen mit den LFSA eröffnet 
nach meiner Überzeugung weitere günstige Perspek- 
tiven. Ich habe in meinen Gesprächen in Kanada dar- 
gelegt, daß wir von GATT-konformer Anwendung 
ausgehen und weiterhin darauf zählen, daß Kanada 
ähnlich wie die Bundesrepublik Deutschland Vor- 
kämpfer eines freien und weltoffenen Handels sein 
wird. 

Aus einer Reihe menschlich sehr bewegender Be- 
gegnungen mit deutschstämmigen Kanadiern, die 
heute immerhin einen Anteil von rund 10% der Ge- 
samtbevölkerung stellen, habe ich den Eindruck ge- 
winnen können, daß diese Deutschkanadier mit gro- 
ßem Engagement die Verbindung zur alten Heimat 
pflegen und daß sie als loyale Bürger Kanadas ganz 
wesentlich zum wirtschaftlichen und kulturellen Auf- 
bau ihrer neuen Heimat beitragen. 

Ein herzliches Wort des Dankes darf ich hier auch 
meinen Gastgebern sagen, insonderheit Premiermini- 
ster Mulroney, der uns in diesen Tagen in einer ganz 
außergewöhnlichen Weise freundschaftlich empfan- 
gen hat. 

Die sieben Staats- und Regierungschefs haben dann 
auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Toronto, unterstützt 
von den Außen-, Finanz- und Wirtschaftsministern, 
Dokumente beschlossen, die eine zukunftsgewandte 
Strategie für das West-Ost-Verhältnis und für die in- 
ternationalen Wirtschaftsbeziehungen festschreiben. 


Bei diesen Erörterungen habe ich sowohl als Regie- (C) 
rungschef der Bundesrepublik Deutschland wie auch 
vor dem Hintergrund der deutschen EG-Präsident- 
schaft gesprochen. Für uns kam auf diesem Gipfel 
nicht nur die wirtschaftliche Dimension zum Tragen, 
sondern auch die Notwendigkeit, unseren transatlan- 
tischen Partnern — Amerikanern wie Kanadiern — 
deutlich zu machen, daß sich EG-Europa immer wei- 
ter zusammenschließt und daß neben den großen 
Wirtschaftszentren im Fernen Osten — Japan, Taiwan 
und Korea — und dem Wirtschaftszentrum Nordame- 
rika und Kanada die Europäische Gemeinschaft der 
dritte wichtige Platz zukünftiger wirtschaftlicher Ent- 
wicklungen sein wird. 

Die Staats- und Regierungschefs der Sieben sind 
der übereinstimmenden Auffassung, daß im West- 
Ost-Verhältnis wichtige Veränderungen zum Positi- 
ven eingetreten sind. Wir waren uns einig, daß sich in 
der Politik und in der inneren Lage der Sowjetunion 
und ihrer Verbündeten Entwicklungen abzeichnen, 
die die Chance zu mehr Offenheit — wir hoffen; zu 
mehr Freiheit — in sich tragen können. 

Wir haben unseren Willen bekundet, auf diese Ent- 
wicklungen positiv zu reagieren und die neuen Chan- 
cen für Dialog und Zusammenarbeit wahrzuneh- 
men. 

Die politische Erklärung von Toronto ist ein Signal, 
das die Sowjetunion und ihre Verbündeten im eige- 
nen Interesse positiv aufnehmen sollten. 

Ich würdige in diesem Zusammenhang ganz beson- 
ders, daß Japan, obwohl nicht Mitglied des Atlanti- 
schen Bündnisses, die in unserem Bündnis entwik- 
kelte Politik voll und ganz mitträgt. 

Präsident Reagan hat uns die Ergebnisse seines 
jüngsten Moskauer Gipfeltreffens mit Generalsekre- 
tär Gorbatschow erläutert. Die sich anschließende Er- 
örterung im Kreis der Sieben in Toronto fasse ich wie 
folgt zusammen: 

Wir waren gemeinsam der Überzeugung: Das Ver- 
hältnis der USA und der Sowjetunion befindet sich in 
einer dynamischen Aufwärtsentwicklung. Der Prozeß 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle kann konse- 
quent und ohne Unterbrechung fortgesetzt werden. 

Wir waren ebenfalls der Auffassung, daß auch in Zu- 
kunft Gipfelbegegnungen Motor einer konstruktiven 
Entwicklung im West-Ost-Verhältnis sein werden. 

Wir haben erneut die konventionelle Überlegenheit 
des Warschauer Pakts als Kernproblem der europäi- 
schen Sicherheit hervorgehoben und die sowjetische 
Aufrüstung als eine der Hauptursachen für Instabilität 
im Fernen Osten gekennzeichnet. Wir haben gefor- 
dert, daß diese Bedrohung in Europa wie in Asien 
abgebaut wird. Wir haben nicht zuletzt — wiederum 
auf Grund der deutschen Forderung — die Überzeu- 
gung deutlich gemacht, daß es notwendig ist, zu ei- 
nem baldigen umfassenden und weltweiten Verbot 
chemischer Waffen zu kommen. 

Meine Damen und Herren, ein weiterer Schwer- 
punkt unserer Erörterungen waren regionale Kon- 
flikte. Ich will nur einen Punkt herausgreifen. Auf 
Grund der gemeinsamen Initiative von Präsident 
Mitterrand und mir haben alle Teilnehmer an die süd- 
afrikanische Regierung appelliert, die sechs zum Tode 
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(A) Verurteilten von Sharpeville zu begnadigen und das 
Gesetz, das jetzt vorbereitet wird und das finanzielle 
Unterstützungsleistungen aus dem Ausland unterbin- 
den soll, zurückzuziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Weiterhin haben wir in der gemeinsamen Erklärung 
darauf hingewiesen, daß wir die amerikanischen Frie- 
densbemühungen in Angola unterstützen. 

Unsere Erklärung zur Bekämpfung des internatio- 
nalen Terrorismus und des illegalen Drogenhandels 
läßt an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. Es geht 
darum, gemeinsam zwei Geißeln der Menschheit den 
entschiedenen Kampf aller anzusagen und ihn im Zu- 
sammenwirken aller gleichgesinnten Länder zu be- 
stehen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, in den 
wirtschaftspolitischen Gesprächen der Staats- und Re- 
gierungschefs ging es zunächst einmal darum, eine 
Bilanz der wirtschaftlichen Entwicklung seit der letz- 
ten Gipfelbegegnung in Venedig zu ziehen. Alle Teil- 
nehmer waren übereinstimmend der Auffassung, daß 
sich die wirtschaftspolitische Zusammenarbeit gerade 
in den letzten Monaten in hohem Maße bewährt 
hat. 

Nach dem Börsenkrach im Herbst vergangenen 
Jahres hat es ja nicht wenige gegeben, die in diesem 
Ereignis den Beginn einer Destabilisierung der Welt- 
wirtschaft insgesamt sahen. Heute, ein Dreivierteljahr 
später, wissen wir, daß das entschlossene und abge- 

(B) stimmte Handeln von Regierungen und Notenbanken 
ganz maßgeblich dazu beigetragen hat, die Weltwirt- 
schaft vor einem Einbruch zu bewahren. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Die durch Ihre Steu- 
erreform wieder abgewürgt wirdl) 

Im Blick auf die vor uns liegenden Monate waren 
sich alle Gipfelteilnehmer in Toronto darin einig, daß 
die Perspektiven für die weitere weltwirtschaftliche 
Entwicklung alles in allem günstig und ermutigend 
sind. OECD und Internationaler Währungsfonds ha- 
ben dazu in der letzten Zeit nach oben revidierte Pro- 
gnosen vorgelegt. Das Ergebnis von Toronto lautet: 
Wir haben begründeten Anlaß, mit Optimismus und 
Vertrauen nach vorn zu schauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, vor diesem Hintergrund 
ist es auch mehr als selbstverständlich, daß wir die 
wirtschaftspolitische Zusammenarbeit zwischen den 
Industrieländern, die in den letzten Jahren immer 
enger und intensiver geworden ist, weiter fortsetzen 
wollen. Alle meine Kollegen haben an einer solchen 
Politik deutlichen Anteil und wollen sie für die Zu- 
kunft intensivieren. 

Für die Bundesrepublik Deutschland konnte ich auf 
die sehr erfreuliche wirtschaftliche Entwicklung in 
den letzten Monaten verweisen. Die Wachstumsrate 
von 4,2% im ersten Quartal dieses Jahres zeigt, daß 
sich die deutsche Wirtschaft auf einem guten Weg 
befindet. Dies bestätigt auch der neueste Ifo-Konjunk- 
turtest. 


Von besonderem Interesse für unsere ausländi- (C) 
sehen Partner war gleichzeitig, daß unser Wirtschafts- 
wachstum ausschließlich von der lebhaften Inlands- 
nachfrage — plus 5V2% im ersten Quartal 1988 — ge- 
tragen wird, während der anhaltende Rückgang unse- 
res realen Außenhandelsüberschusses das Wachstum 
weiterhin spürbar belastet. Die Bundesrepublik 
Deutschland leistet also — wir können dies unseren 
ausländischen Gesprächspartnern nicht oft genug sa- 
gen — unverändert ihren Beitrag zur Anpassung der 
internationalen außenwirtschaftlichen Ungleichge- 
wichte. 

Ein wichtiger Punkt war für mich, in der Frage der 
internationalen Verschuldung greifbare Fortschritte 
zu erreichen, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was haben die Ame- 
rikaner dazu gesagt?) 

und dies insbesondere im Blick auf die besonders ar- 
men Länder Afrikas. Wir können hier zunächst mit 
Befriedigung feststellen, daß das, was wir uns vor ei- 
nem Jahr in Venedig vorgenommen haben, inzwi- 
schen weitgehend in die Tat umgesetzt wurde. 

Ich verweise insbesondere auf die Verdreifachung 
der sogenannten Strukturanpassungsfazilität des IWF 
von 3 auf 9 Milliarden Dollar sowie auf die Vereinba- 
rungen über längere Tilgungsfristen und tilgungsfreie 
Zeiten im Rahmen des sogenannten Pariser Clubs. 

Gleichwohl waren sich meine Kollegen und ich dar- 
über einig, daß weitergehende Schritte notwendig 
sind. So habe ich mich dafür eingesetzt, daß Schulden 
aus Entwicklungshilfedarlehen für die ärmsten Län- 
der reduziert oder erlassen werden. Ich konnte darauf 
verweisen, daß die Bundesrepublik Deutschland be- 
reits einen Schuldenerlaß von 4,2 Milliarden DM ver- 
wirklicht und das Bundeskabinett am 8. Juni dieses 
Jahres konkrete Beschlüsse zum Erlaß weiterer Schul- 
den gefaßt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Von diesen jetzt geplanten Entlastungen wird ein For- 
derungsvolumen von noch einmal rund 2,3 Milliarden 
DM betroffen. 

Wir haben uns zudem darüber verständigt, auch die 
Bedingungen für Umschuldungen im Rahmen des Pa- 
riser Clubs zu verbessern. Dies ist ein notwendiger 
Schritt. 

Neu ist hier, daß die staatlichen Gläubiger bei der 
Regelung von Umschuldungen zwischen drei Optio- 
nen wählen können: zwischen einem teilweisen 
Schuldenerlaß, günstigen Zinssätzen bei kurzen Lauf- 
zeiten und längeren Rückzahlungsfristen bei handels- 
üblichen Zinssätzen. 

Dabei ist zweierlei wichtig: Zum einen soll eine 
angemessene Lastenverteilung unter den Gläubigern 
sichergestellt werden, und zum anderen muß erreicht 
werden, daß ein weiteres Anwachsen des Schulden- 
berges vermieden und Perspektiven für eine Reduzie- 
rung der Schuldenlast eröffnet werden. 

Der Pariser Club ist von den Gipfelteilnehmern auf- 
gefordert worden, die notwendigen technischen Ein- 
zelheiten sehr zügig — ich denke, das geschieht noch 
in diesem Jahr — auszuarbeiten. 
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(A) Meine Damen und Herren, wir erwarten auch von 
den Banken, daß sie zusätzliche Anstrengungen un- 
ternehmen, um ihren Schuldnern — d. h. in diesem 
Falle Ländern mit mittlerem Einkommen, die sich um 
Wirtschaftsreformen bemühen — Zukunftsperspekti- 
ven zur Überwindung ihrer wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten zu eröffnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Intensiv geprüft werden muß auch die Frage, inwie- 
weit der Umweltschutz, insbesondere der Schutz tro- 
pischer Regenwälder, stärker in die Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern einbezogen werden 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Sellin [GRÜNE]: Kein Import von Tropenhöl- 
zern!) 

Hier hat zweifelsohne auch die Weltbank eine wich- 
tige Rolle zu übernehmen. Ich halte es für dringend 
geboten, daß wir auf diesem wichtigen Feld bald zu 
greifbaren Ergebnissen kommen. 

Dauerhafte Fortschritte bei der Bewältigung der 
Verschuldungssituation vieler Entwicklungsländer 
sind nicht denkbar ohne einen ebenso entschiedenen 
Kampf gegen den Protektionismus. Nur wenn die 
Entwicklungsländer ihre Waren auch auf den 
Märkten der Industrieländer verkaufen können, ha- 
ben sie eine Chance, mit ihrer Schuldenbelastung 
Schritt für Schritt fertig zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP ~ 

(B) Sellin [GRÜNE]: Wer betreibt denn Protek- 

tionismus? Die EG!) 

Auch unter diesem Gesichtspunkt sehen wir die 
zentrale Bedeutung des freien Welthandels und der 
laufenden GATT-Runde. Alle Gipfelteilnehmer ha- 
ben deswegen ihr nachhaltiges Interesse betont, die 
Halbzeitkonferenz der Uruguay-Runde im Dezember 
dieses Jahres in Kanada erfolgreich zu gestalten und 
den weiteren Verhandlungen nachdrückliche Im- 
pulse zu verleihen. 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen- 
hang wurde auch über das Agrarproblem ausführlich 
gesprochen, dessen Ursachen sich insbesondere aus 
den völlig unterschiedlichen durchschnittlichen Be- 
triebsgrößen in den einzelnen Ländern ergeben. Un- 
bestritten ist die vordringliche Entlastung der Welt- 
agrarmärkte. Dem kann und darf sich auch die Euro- 
päische Gemeinschaft und damit auch die Bundesre- 
publik Deutschland nicht entziehen. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Aber mit den richti- 
gen Mitteln!) 

Als amtierender EG-Ratspräsident habe ich in To- 
ronto deutlich gemacht, daß die Europäische Gemein- 
schaft das Agrarproblem entschlossen angepackt hat. 
Mit den Beschlüssen vom Februar dieses Jahres hat 
die Gemeinschaft einen wichtigen Beitrag zum Abbau 
der Überschußproduktion geleistet. 

Langfristiges Ziel muß eine stärkere Marktorientie- 
rung sein. Hierfür sind Realismus und Augenmaß not- 
wendig. Dabei muß natürlich auch der besonderen 


Lage der bäuerlichen Familienbetriebe in unserem (C) 
Land ausreichend Rechnung getragen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wie bereits bei früheren 
Gipfelbegegnungen habe ich mich auch bei unserem 
diesjährigen Zusammentreffen sehr nachdrücklich für 
Maßnahmen zum Schutz der Umwelt eingesetzt. Da- 
bei konnte ich erfreut feststellen, daß die Resonanz 
auf dieses Thema bei unseren Partnern und die Er- 
kenntnis der Notwendigkeit im Verlauf der letzten 
Jahre spürbar zugenommen haben. Alle teilen inzwi- 
schen die Sorge um die Ozonschicht. Weitere wichtige 
Schritte sind hier eingeleitet. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird versuchen, hier — wo immer nur 
möglich — die notwendigen Dienste zu leisten. 

Grenzüberschreitende Maßnahmen sind zum 
Schutz der Luft und des Wassers erforderlich. Ich habe 
mich besonders für internationale Anstrengungen ge- 
gen sauren Regen, gegen das Waldsterben und für die 
Reinhaltung der Flüsse und Meere eingesetzt, und wir 
haben auch in diesem Zusammenhang auf die Ver- 
schmutzung und die katastrophale Entwicklung der 
Nordsee hingewiesen. 

(Sellin [GRÜNE]: Unverbindlich!) 

— Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, warum 
Sie dauernd dazwischenrufen. Sie haben doch in Ihrer 
Zeit auf diesem Feld überhaupt nichts gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Keiner meiner Amtsvorgänger hat auf einem Welt- 
wirtschaftsgipfel das Thema Umweltschutz überhaupt 
zur Sprache gebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit besonderer Genugtuung stelle ich fest, daß alle 
meine Kollegen die Vorschläge unterstützen, Maß- 
nahmen gegen die Vernichtung von Wäldern — ins- 
besondere durch die Abholzung der tropischen Re- 
genwälder — einzuleiten. Die Auswirkungen auf das 
weltweite Klima sind offensichtlich. 

Auf einen knappen Nenner gebracht: Mein Wunsch 
war es, den engen Zusammenhang von Ökonomie 
und Ökologie gerade bei einem Weltwirtschaftsgipfel 
deutlich herauszustellen, einen Zusammenhang, dem 
in noch viel stärkerem Maße auch international Rech- 
nung getragen werden muß. Insbesondere im Rah- 
men des Nord-Süd-Dialogs müssen wir dieses Thema 
mehr und intensiver in den Vordergrund unserer Ge- 
spräche rücken. 

Insgesamt kann festgehalten werden: Der Weltwirt- 
schaftsgipfel in Toronto konnte eine positive Bilanz 
der letzten zwölf Monate ziehen, vor allem auch im 
Blick auf die wirtschaftspolitische Kooperation und 
Zusammenarbeit. 

Wir konnten neue Anstöße geben, insbesondere zur 
Erleichterung der Verschuldungssituation der ärm- 
sten Länder. Ich habe mich für dieses Anliegen beson- 
ders eingesetzt. Ich bin dankbar, daß wir hier insge- 
samt ein gutes Stück weitergekommen sind. Die Bun- 
desregierung wird alles tun, um diese neuen Anstöße 
zügig in die Tat umzusetzen. 
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(A) Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In weni- 
gen Tagen geht unsere Präsidentschaft in der Euro- 
päischen Gemeinschaft zu Ende. Es erfüllt uns mit 
großer Genugtuung, daß wir dem Europäischen Rat 
am kommenden Montag und Dienstag in Hannover 
eine ungewöhnlich erfolgreiche Bilanz unserer Präsi- 
dentschaft präsentieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dabei sind wir uns bewußt: Ohne die ausgezeich- 
nete Zusammenarbeit mit der EG-Kommission und 
ohne die tatkräftige Unterstützung und Flexibilität 
seitens aller Mitgliedstaaten wären die beachtlichen 
Fortschritte der letzten Monate nicht möglich gewe- 
sen. 

Wir haben unsere Präsidentschaft im Januar mit 
zwei wesentlichen Zielvorgaben angetreten. Wir 
wollten zunächst das sogenannte Delors-Paket, d. h. 
die Reform der Finanzen, der Struktur- und der Agrar- 
politik der Gemeinschaft, auf den Weg bringen. Beim 
Sondertreffen des Europäischen Rats im Februar ha- 
ben wir dieses wichtige Reformpaket verabschiedet. 
Seine Umsetzung in konkrete Entscheidungen konnte 
in dieser Woche abgeschlossen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollten weiterhin wesentliche Fortschritte auf 
dem Wege zur Vollendung des Binnenmarkts errei- 
chen. 

Dank des Rückenwindes — wenn ich das so nennen 
darf — durch den Sondergipfel im Februar sind wir in 
allen Bereichen, denen wir uns mit Vorrang widmen 
ßj wollten, entscheidend vorangekommen. Ich will in 
diesem Zusammenhang nicht auf alle Einzelheiten 
eingehen. Beispielhaft will ich die Liberalisierung des 
Kapitalverkehrs, des Güterverkehrs sowie die gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome besonders hervor- 
heben. Ich möchte auch die Richtlinie über öffentliche 
Lieferaufträge erwähnen; sie stellt einen wichtigen 
Einstieg in die Öffnung der nationalen Beschaffungs- 
märkte dar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

All das sind bedeutende Bausteine sowohl für den 
gemeinsamen Binnenmarkt als auch für das Europa 
der Bürger. Wir haben in unserer Präsidentschaft so- 
mit erreicht, daß die Umsetzung der Einheitlichen Eu- 
ropäischen Akte und des Weißbuches der Kommission 
zum Binnenmarkt im Zeitplan ist. Rund ein Drittel — 
ich wiederhole: rund ein Drittel — dieses ehrgeizigen 
Programms wird Ende Juni dieses Jahres umgesetzt 
sein. Das ist im Vergleich mit früheren Jahren eine 
Rekordbilanz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollen in Hannover aber nicht nur Bilanz zie- 
hen, sondern auch die Perspektiven der europäischen 
Integration für die nächsten Jahre aufzeigen. Dabei 
wird es vor allem darum gehen, Leitlinien und Priori- 
täten für die kommenden Arbeiten am Binnenmarkt- 
programm bis zur „Halbzeit" — Ende 1989 — aufzu- 
stellen; denn die Gemeinschaft darf in ihren Anstren- 
gungen nicht nachlassen, wenn wir das Ziel, den Bin- 
nenmarkt, 1992 erreichen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Wir haben noch ungewöhnlich schwierige Aufgaben (C) 
vor uns wie die Steuerharmonisierung, die weitere 
Öffnung der öffentlichen Märkte oder die Abschaf- 
fung der Personenkontrollen an den Binnengrenzen. 

Wir werden in Hannover vor allem auch darüber zu 
sprechen haben, wie wir die soziale Dimension des 
Binnenmarktes weiterentwickeln können. Gemein- 
sam wollen wir darangehen, in Europa einen Wirt- 
schafts- und Soziairaum zu schaffen. Ohne eine so- 
ziale Flankierung ist für mich der Binnenmarkt nicht 
denkbar und unvollständig. Ich messe dieser Frage 
eine ganz große politische Bedeutung bei. Der Bin- 
nenmarkt — das wichtigste europapolitische Vorha- 
ben vor dem Ende dieses Jahrhunderts — ist nur zu 
erreichen, wenn wir alle gesellschaftlichen Gruppen, 
insbesondere auch die Gewerkschaften, überall in 
den EG-Staaten für dieses Vorhaben gewinnen. 

Ich freue mich daher, daß es in unserer Präsident- 
schaft gelungen ist, in dem wichtigen Teilbereich des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes greifbare Fort- 
schritte zu erzielen. Unser gemeinsames Ziel muß es 
sein, entsprechend den Bestimmungen des EWG-Ver- 
trags auf eine Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen der Arbeitnehmer in der ganzen Ge- 
meinschaft hinzuwirken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dabei muß klar sein, daß dieses Vorhaben, der Bin- 
nenmarkt, nicht zu einer Aufweichung deutscher Vor- 
schriften zum Schutz der Arbeitnehmer oder ihrer 
Vertretung führen darf. 

Wir werden in Hannover auch Vorbereitungen da- (D) 
für treffen, die währungspolitische Zusammenarbeit 
in Richtung auf die Wirtschafts- und Währungsunion 
weiterzuentwickeln. Unser Ziel ist die Europäische 
Union. Dazu gehört eine Wirtschafts- und Währungs- 
union mit einem europäischen Zentralbanksystem 
und einer europäischen Währung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dabei sollten sich alle, die sich an dieser Diskussion 
beteiligen, darüber im klaren sein, daß in diesem sen- 
siblen Bereich Behutsamkeit geboten ist. Es geht in 
Hannover nicht darum, jetzt die Errichtung einer eu- 
ropäischen Zentralbank zu beschließen. Eine solche 
Bank muß am Ende des Weges stehen, eingebettet in 
ein europäisches Zentralbanksystem. Wir wollen aber 
in Hannover den Prüfungsauftrag beschließen, um 
festzustellen, welche Voraussetzungen und Zwi- 
schenschritte zum Erreichen dieses Ziels notwendig 
sind und nach welchen Grundsätzen sich die wäh- 
rungspolitische Zusammenarbeit dann in der End- 
phase vollziehen muß. Ich gehe davon aus — ich hoffe 
jedenfalls — , daß es uns gelingt, ein Gremium, beste- 
hend aus den Notenbankgouverneuren, zu beauftra- 
gen, die ihrerseits Experten hinzuziehen können. Ich 
denke, daß am Ende der spanischen Präsidentschaft 
ein entsprechender Bericht vorgelegt werden 
könnte. 

Es ist selbstverständlich, daß die Bundesrepublik 
Deutschland in diese Diskussion ihre hervorragenden 
Erfahrungen mit der Bundesbank, mit deren Unab- 
hängigkeit, dezentraler Organisation und vor allem 
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(A) mit ihrer Verpflichtung auf die Geldwertstabilität ein- 
bringen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die Eu- 
ropäische Union, auf die sich alle Mitgliedstaaten in 
der Einheitlichen Europäischen Akte verpflichtet ha- 
ben, ist keine ferne Vision mehr, die uns hier oder 
heute nicht mehr zu beschäftigen brauchte. Bei allem 
Pragmatismus wollen wir nicht vergessen, daß die 
Gemeinschaft nur dann zukunftsfähig ist, wenn sie 
auch eine klare politische Perspektive hat. Um dieser 
Perspektive näherzukommen, müssen wir auch dem 
„Europa der Bürger" noch deutlichere Konturen ge- 
ben. Hierzu gehört nicht nur der Abbau der Grenz- 
kontrollen, sondern auch die verstärkte Zusammenar- 
beit im Bereich der inneren Sicherheit. Ebenso erwar- 
ten unsere Bürger, daß die Europäische Gemeinschaft 
ihre Sorgen im Blick auf die Umwelt ernst nimmt. 

Unser Ziel bleibt es auch, eine gemeinsame euro- 
päische Außenpolitik zu entwickeln. Unser koordi- 
niertes Vorgehen in wichtigen internationalen Gre- 
mien, aber auch in Drittländern hat bereits dazu ge- 
führt, daß das Bewußtsein für gemeinsame außenpoli- 
tische Interessen im Wachsen ist. 

(Sellin [GRÜNE]: Kein Boykott von Süd- 
afrika!) 

Wir dürfen hier nicht stehenbleiben, sondern müssen 
die bisherigen pragmatischen Ansätze der Zusam- 
menarbeit weiterentwickeln, nicht zuletzt auch im Be- 
reich der Sicherheitspolitik. 

(B) Ich kann heute mit Befriedigung feststellen, daß die 
Europäische Gemeinschaft in diesem halben Jahr un- 
serer Präsidentschaft ihre Handlungsfähigkeit auch 
nach außen tatkräftig unter Beweis gestellt hat. Her- 
ausragende Ereignisse waren die Aufnahme der Be- 
ziehungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und dem Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe sowie 
der Abschluß eines Kooperationsabkommens zwi- 
schen der Europäischen Gemeinschaft und den Golf- 
staaten. Die Bundesregierung wird sich jetzt mit be- 
sonderem Nachdruck dafür einsetzen, daß die Ver- 
handlungen zum Abschluß bilateraler Abkommen mit 
einzelnen Mitgliedstaaten des RGW vorankommen. 
Wir freuen uns vor allem — wir waren dabei sehr 
aktiv — , daß die Verhandlungen der EG-Kommission 
mit Ungarn vor dem Abschluß stehen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich kann 
heute feststellen, daß es uns gelungen ist, mit unserem 
Beitrag dem Prozeß der wirtschaftlichen und politi- 
schen Integration Europas einen neuen und kräftigen 
Schub zu verleihen. Wir werden uns selbstverständ- 
lich auch in der vor uns liegenden Zeit auf diesem 
Weg konsequent weiter bewegen. Wir sind heute 
mehr denn je der Überzeugung — dies ist für mich 
nach den Gesprächen in Toronto wieder besonders 
deutlich geworden — , daß es zur Zukunft Europas, 
daß es zum Gemeinsamen Markt, daß es zum wichti- 
gen Ziel des Jahres 1992 keine Alternative gibt. Die 
Bundesregierung wird das Notwendige tun, um ihren 
Beitrag zu leisten. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Ich eröffne die Aussprache. (C) 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Roth. 


Roth (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Der Herr Bundeskanzler hat den 14. Weltwirt- 
schaftsgipfel in Toronto als Erfolg dargestellt. Das be- 
sagt wenig. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Aber es bedeutet 
viel!) 

Denn der Bundeskanzler bewertet alles, was er tut, als 
Erfolg. 

(Beifall bei der SPD - Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Ich bin ganz sicher, meine Damen und Herren, daß er 
den gestrigen Tag hier im Parlament als Erfolg feiern 
wird. 

(Beifall bei der SPD - Beifall bei der CDU/ 

CSU und bei Abgeordneten der FDP — 

Dr. Vogel [SPD]: Als großen Erfolg!) 

Meine Damen und Herren, der letzte Gipfel in Vene- 
dig 

(Kittelmann [CDU/CSU]: War auch ein Er- 
folg!) 

wurde als Erfolg der weltwirtschaftlichen Stabilisie- 
rung verkauft. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Ein erfolgverspre- 
chender Kanzler!) 

Sechs Monate danach gab es den größen Finanzkrach 
seit fünfzig Jahren. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das war Schuld der 
SPD!) 

Meine Damen und Herren, was wir beklagen, ist, 
daß aus den von Helmut Schmidt und Valery Giscard 
d'Estaing entwickelten Gipfeln der Konfliktaustra- 
gung und der Kompromißfindung nun Gipfel der 
Selbstdarstellung und der Ausklammerung von Pro- 
blemen geworden sind. Das ist schlecht. Aber es ent- 
spricht wohl Ihrem Politikverständnis. 

Sicher gab es einige vernünftige Ansatzpunkte. Wir 
begrüßen, Herr Bundeskanzler, daß Sie sich für einen 
Erlaß der Schulden der ärmsten Länder in Afrika stark 
gemacht haben. Aber wir müssen uns klarmachen, 
daß das eigentliche Schuldenproblem noch vor uns 
steht und die Lösung der Probleme Südamerikas noch 
nicht einmal begonnen sind. Wir begrüßen auch, daß 
Sie die Anregung von Hans-Jochen Vogel aufgenom- 
men haben und die Zerstörung der Ozonschicht, das 
Abholzen der Regenwälder, die Gefahr einer weltwei- 
ten Klimaveränderung und die Notwendigkeit globa- 
ler umweltpolitischer Zusammenarbeit immerhin zu 
einem Thema dieses Gipfels gemacht haben. Das ist 
ein Fortschritt. 

(Beifall bei der SPD) 

Was konkret herauskommen wird, muß man noch 
abwarten. Man könnte vielleicht Verständnis dafür 
haben, daß alle Gipfelteilnehmer nach den schwieri- 
gen Finanzkonflikten des letzten Jahres einen Gipfel 
der Harmonie wollten. Man hatte das Gefühl, man will 
keine schlafenden Hunde wecken. Aber, meine Da- 
men und Herren, diese Konflikte und diese Probleme 
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(A) sind nicht dadurch ausgeräumt, daß man sie ausklam- 
mert. 

Der Kampf gegen den Protektionismus ist über- 
haupt nicht gewonnen. Der amerikanische Präsident 
hat zwar das Handelsgesetz kassiert, aber ich bin si- 
cher: In der nächsten Legislaturperiode in Amerika 
kommt das alles wieder. Es gibt keine klaren Zusagen 
aller politischen Kräfte in Amerika gegen Protektio- 
nismus. 

Agrarreformen sind zwar versprochen, aber wo 
sind sie wirklich angepackt? Sind sie in der EG ange- 
packt? Das stimmt doch wohl nicht. 

Vor allem aber — das ist mir das Wichtigste — sind 
die weltwirtschaftlichen Ungleichgewichte über- 
haupt nicht aus der Welt. Niemand weiß beispiels- 
weise, ob nicht der Dollar erneut unter Druck kommt, 
wenn klar wird, daß dieses Ungleichgewicht weiter 
anhält. Niemand weiß auch, ob nicht die Amerikaner 
— gewisse Tendenzen gibt es dazu — erneut ihre Zin- 
sen erhöhen und damit die Weltkonjunktur gefähr- 
den. 

Was wir wissen, ist aber, daß es keinerlei Anlaß zu 
Entwarnung und weltwirtschaftlichem Nichtstun 
gibt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Leider wahr!) 

Der Abbau der weltwirtschaftlichen Ungleichge- 
wichte muß rascher vorangetrieben werden. Dazu 
fehlen Festlegungen. Was dazu vor allem notwendig 
ist, ist seit langem bekannt und nirgends mehr im 
Grundsatz umstritten: Die USA müssen endlich 
schneller ihre Defizite abbauen, und die Überschuß- 
länder, vor allem die Bundesrepublik und Japan, müs- 
sen ihre Binnenwirtschaft stärker ankurbeln. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Japan hat es begriffen 
und handelt auch danach. Die Regierung Kohl richtet 
sich jedoch weiterhin nur auf Beiträge von außen 
ein. 

(Dr. Jens [SPD]: Er redet nur!) 

Meine Damen und Herren, was sollen denn Ver- 
brauchsteuer- und Abgabenerhöhung im Jahre 1989 
in Höhe von insgesamt 25 Milliarden DM als Beitrag 
zum Abbau der Ungleichgewichte? Sie bewirken das 
Gegenteil. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß auch sagen: Mich begeistern die Entschei- 
dungen der Deutschen Bundesbank in den letzten 
Tagen überhaupt nicht. Jetzt wieder in Dribbelschrit- 
ten die Zinsen zu erhöhen, ist das Gegenteil von Soli- 
darität in der Weltwirtschaft. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Wirtschaftspolitik 
dieser Bundesregierung ist kein Beitrag zur interna- 
tionalen Kooperation. Versuchen Sie nicht, uns hier 
weiszumachen, die Verbrauchsteuer- und Abgaben- 
erhöhungen 1989 von rund 1 % des Bruttosozialpro- 
dukts würden die Konjunktur nicht belasten. Ihr 
Staatssekretär Schlecht, nun wahrhaft ein bewährter 
Fuhrmann der Wirtschaftspolitik — er hat schon unter 


Erhard gearbeitet, unter Schiller, unter Lambsdorff — , (C) 

hat gesagt, daß er diese Maßnahmen konjunkturpoli- 
tisch für Unsinn halte. In der eigenen Regierung wird 
das zugegeben. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist eine Ver- 
drehung dieses Satzes! So hat er das nicht 
gesagt!) 

In den Jahren bis 1987 haben Sie, meine Damen und 
Herren von der Koalition, erzählt, Steuern müßten 
gesenkt werden. Ich stelle fest: 1989 werden Steuern 
erhöht. 

In den Jahren bis 1987 gab es in Ihren Augen 
— Graf Lambsdorff, hören Sie zu — nichts Wichtige- 
res als die Absenkung der Lohnnebenkosten als an- 
gebotspolitische Maßnahme. 1989 werden die Lohn- 
nebenkosten drastisch erhöht, sowohl bei den Arbeit- 
geberbeiträgen für die Arbeitslosenversicherung wie 
auch bei der Krankenversicherung. 

Das alles geschieht deshalb, meine Damen und Her- 
ren, weil Sie unfähig sind, das eigentliche Problem 
anzugehen, nämlich die Massenarbeitslosigkeit. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das Wort „unfähig" 
nimmst du aber zurück!) 

Graf Lambsdorff — ich spreche Sie noch einmal 
an — , Sie haben immer gefordert, die Steuerentla- 
stung 1990 solle auf das Jahr 1989 vorgezogen wer- 
den. Und was macht die Regierung jetzt? Sie erhöht im 
Jahr 1989 die Steuern und Abgaben um sage und 
schreibe 25 Milliarden DM. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie ziehen vor und aus der 
Tasche!) 

Das ist der totale Widerspruch zu Ihrer bisherigen For- 
derung. Wo bleibt da eigentlich Ihre alte Logik in der 
Wirtschaftspolitik? 

Meine Damen und Herren, das ist kein wirtschafts- 
politischer Kurs, das ist Wirrwarr. 

Damit wir uns richtig verstehen: Wir Sozialdemo- 
kraten messen den Beitrag des Staates zur Stärkung 
der Binnenkonjunktur nicht am Haushaltsdefizit; wir 
messen ihn daran, was mit dem Defizit getan wird und 
wofür beispielsweise Steuern erhöht werden. Für 
Energiesteuern hätten wir Sympathie, wenn damit 
ein umfassendes Umweltprogramm finanziert wer- 
den würde, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie erhöhen die Steuern nicht, um die EG zu finanzie- 
ren, wie Sie behaupten. Sie erhöhen sie schlicht des- 
halb, um Löcher zu stopfen. Sie schaffen damit keine 
Arbeitsplätze. Sie entziehen damit Kaufkraft. Sie 
schwächen die Konjunktur und vernichten Arbeits- 
plätze. 

Das alles ist in Toronto ausgeblendet worden. Aber, 
meine Damen und Herren, Harmoniebedürfnis darf 
nicht zum Selbstbetrug werden. Ich habe schon die 
Befürchtung, nachdem das mit Ihren Steuererhöhun- 
gen in den letzten Tagen klarer geworden ist, daß Sie 
bereits in Hannover konjunkturpolitisch auf die An- 
klagebank rutschen werden. Die von Ihnen beschlos- 
sene Drosselung der Massennachfrage bremst unsere 
Importe aus Europa und exportiert Probleme in die 
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anderen Länder Europas. Wir sind die dominierende 
Wirtschaftskraft. 

Meine Damen und Herren, wir haben wohl alle das 
Ziel, die europäische Integration voranzutreiben. Ich 
glaube, wir müssen uns auch klarmachen, daß noch 
Schwierigkeiten und Widerstände zu erwarten sind. 
Einzelne Branchen sagen doch: Binnenmarkt ja, aber 
nicht in unserem Sektor. — Ich könnte Ihnen ein paar 
nennen. 

Wir werden Sie in der Frage des Binnenmarktes 
unterstützen, auch gegen Widerstände. Aber auch Sie 
können gegen die Widerstände einen Beitrag leisten, 
und zwar ist der Kampf gegen die Massenarbeitslosig- 
keit der beste Beitrag für einen Binnenmarkt in Eu- 
ropa. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie müssen durch den Kampf gegen die Massenar- 
beitslosigkeit mithelfen, daß endlich ein integrations- 
freundliches Klima geschaffen wird. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß: 
Ihre Bekenntnisse zur weltwirtschaftlichen Verant- 
wortung und zu Europa in allen Ehren. Aber der Welt- 
wirtschaftsgipfel von Toronto ist vorüber. Das Haupt- 
problem bleibt. Das zentrale Problem in Europa ist die 
Massenarbeitslosigkeit. Ich habe heute zu diesem 
Thema, Herr Bundeskanzler, von Ihnen nichts gehört. 
Ändern Sie über das Wochenende Ihre Strategie für 
Hannover, und stellen Sie den Kampf gegen die Mas- 
senarbeitslosigkeit als Thema Nummer eins auf die 
Tagesordnung für den Gipfel von Hannover! 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Spilker. 


Spilker (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es mag schwierig sein, in kurzer Zeit zu 
einem mehrtägigen Wirtschaftsgipfel der sieben west- 
lichen Industrieländer Stellung zu nehmen, die sich 
dankenswerterweise mit einer ganzen Reihe von 
weltpolitischen Problemen, also nicht nur mit wirt- 
schafts- und währungspolitischen Fragen befaßt ha- 
ben. Nicht schwierig ist es jedoch, Herr Roth, Ihnen zu 
entgegnen, daß Sie sich ja schon seit Monaten kritisch 
äußern, Prophezeiungen machen, die sich gottlob nie 
bewahrheitet haben. Das gilt auch für Ihre Kritik an 
dem Gipfel, der Steuerreform und der Entwicklungs- 
politik der Industrieländer. Ich möchte schon sagen: 
Auch diese Kritik ist nicht gerechtfertigt, und Sie soll- 
ten davon endlich Abstand nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Früher, meine Damen und Herren, wurde die Not- 
wendigkeit von Gipfelkonferenzen oft bezweifelt. 
Allmählich setzte sich die Erkenntnis durch, daß diese 
erforderlich und wünschenswert sind. Nach Toronto 
— in Frankreich wird die nächste Konferenz sein — 
wird es weitere Gipfel geben, wie es Bundeskanzler 
Kohl in seinem Eingangsstatement in Kanada aus- 
drücklich gewünscht hat. 

Seit dem ersten Gipfel 1975 ist die Notwendigkeit 

internationaler Koordination und Kooperation im- 
mer deutlicher geworden und erfreulicherweise die 


Übereinstimmung in den zentralen Fragen der Politik, (C) 
besonders der Wirtschafts- und Finanzpolitik im Kreis 
der Gipfelländer gewachsen. Dies kam in Toronto 
ganz besonders zum Ausdruck. Man darf sagen, daß 
die Bundesrepublik, die sich im übrigen immer wieder 
zu weltwirtschaftlicher Kooperation bekannt hat, hier 
ihren angemessenen Beitrag geleistet hat. 

So möchte ich auch dem Bundeskanzler und der 
deutschen Delegation im Namen der CDU/CSU-Frak- 
tion ausdrücklich dafür danken, daß sie die deutsche 
Position auf dieser Konferenz nachdrücklich vertreten 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was ist die deutsche Position? Ich darf es einfach be- 
antworten: Weiterer konsequenter Ausbau internatio- 
naler Zusammenarbeit, weil es keinen anderen Weg 
für eine Welt in Frieden und Freiheit gibt. 

„Toronto wurde ein Gipfel der Harmonie" , so lautet 
die Überschrift der „Westdeutschen Allgemeinen Zei- 
tung" über einem Kommentar. Wohlwollend waren 
auch die Berichte und Kommentare der nationalen 
und internationalen Medien, die bekanntlich bei frü- 
heren Konferenzen nicht immer so waren. In der Tat, 
es war trotz Ihrer Äußerung, Herr Kollege Roth, ein 
erfolgreicher Gipfel, und dafür sollte man allen betei- 
ligten Staats- und Regierungschefs danken. Es wur- 
den viele Probleme und Themenkreise nicht nur bera- 
ten und ihre Erledigung nationalen Institutionen und 
zuständigen internationalen Gremien überwiesen, 
sondern es kamen auch konkrete Ergebnisse her- 
aus, 

(Zuruf von der SPD: Welche?) (D) 

die bei der Jahrestagung des Internationalen Wäh- 
rungsfonds in Berlin ihren Niederschlag finden wer- 
den, auch bei dem Europäischen Rat in Hannover, zu 
dem wir Ihre Empfehlung, Herr Roth, wirklich nicht 
brauchen. 

(Zustimmung des Abg. Kittelmann [CDU/ 

CSU]) 

Ich gehe davon aus, daß bereits Ende dieses Jahres 
weitere konkrete Ergebnisse auf dem Gebiet der Be- 
kämpfung der internationalen Schuldenkrise auf 
dem Tisch liegen werden. Bei der Jahrestagung des 
IWF, auf der die Entwicklungsländer vertreten sind, 
sollte es mehr konkrete Fortschritte als in den vergan- 
genen Jahren geben. Wir müssen auch die Entwick- 
lungsländer selbst in die Bekämpfung der internatio- 
nalen Schuldenkrise, aber auch — das ist ganz wich- 
tig — in die internationale Zusammenarbeit der Indu- 
strieländer einschließen. 

Meine Damen und Herren, wir sprechen nicht nur 
über Gipfel oder internationale Konferenzen — diese 
können immer nur einen Höhepunkt bilden — , son- 
dern über die ständige internationale Zusammenar- 
beit zwischen den Industrieländern, in die, wie ich 
soeben sagte, die Entwicklungsländer eingeschlossen 
werden müssen. 

Es geht vor allem um die Stärkung der Marktkräfte 
und um Strukturreformen. Es geht um die Notwendig- 
keit von Wechselkursstabilität, aber auch um die Not- 
wendigkeit kontinuierlicher Anpassungen. Es geht 
ferner um den Kampf gegen den Protektionismus und 
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(A) für ein freies Welthandelssystem. Schließlich spielt 
auch die Schuldenüberwindungsstrategie im Verhält- 
nis zu den Entwicklungsländern eine entscheidende 
Rolle. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Sellin [GRÜNE] : 

Schuldenerlaß!) 

— Der Zwischenruf, für den ich dankbar bin, zeigt, 
daß Sie nicht informiert sind und auch nicht informiert 
sein wollen, 

(Dr. Waigel [CDU/CSUj: So ist es!) 

denn sonst würden Sie wenigstens dankbar zur 
Kenntnis nehmen, daß die Bundesrepublik, vertreten 
durch den Bundeskanzler, hier eine vorbildliche Rolle 
gespielt hat, denn ein Schuldenerlaß in Höhe von 
4,2 Milliarden DM kommt nicht von ungefähr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das sind Leistungen, die unsere Steuerzahler erbracht 
haben; das sollten Sie wissen. Wenn der Bundeskanz- 
ler hier betont hat, daß es weitere Schuldenerlasse 
geben wird, und hier ganz konkrete Vorstellungen 
bestehen, meine Damen und Herren, dann scheint es 
mir nicht sehr angezeigt zu sein, hier mit Zwischenru- 
fen glänzen zu wollen, deren Inhalt Sie nicht einmal 
übersehen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSUj: Was heißt denn da 
glänzen?) 

Glänzen sollten Sie lieber in Godesberg oder wo auch 
immer Sie Ihre „berühmten" Tagungen durchfüh- 
ren. 

(B) (Dr. Vogel [SPD]: Wiesbaden? Das war doch 

die CDU! — Heiterkeit) 

— Herr Vogel, es ist nett, daß Sie sich rühren. Ich hätte 
Sie fast übersehen, und das hätte mir leid getan. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP — 

Dr. Vogel [SPD]: Aber Herr Spilker!) 

— Ich habe nur wenig Zeit. Sonst würde ich ganz gern 
darauf zurückkommen, und zwar schon deshalb, weil 
wir unseren alten Dialog, den wir schon seit unserer 
Münchener Zeit führen, fortsetzen sollten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 

Meine Damen und Herren, die Staats- und Regie- 
rungschefs haben sich in Toronto erfreulicherweise 
erneut zu ihrer Verantwortung gegenüber der Völker- 
gemeinschaft — und zwar nicht nur im wirtschaftli- 
chen Bereich — bekannt, und das ist gut so. Auch der 
Bereich der Umwelt- und Sozialpolitik sowie andere 
Fragen wie etwa die Bekämpfung des Terrorismus 
und des Drogenmißbrauchs haben eine Rolle ge- 
spielt, und es wird sich zeigen — das wird die Zukunft 
lehren — , daß dieser Gipfel erfolgreich war. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, leider haben sich die 
sozialistischen Länder einer solchen Politik bisher 
verschlossen, auch wenn in der letzten Zeit eine Reihe 
positiver Tendenzen festzustellen waren, die auf dem 
Gipfel gewürdigt wurden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch eine 
Erwartung äußern, weil ich eigentlich vermisse, daß 
diese Länder wenigstens gegenüber den ärmsten Ent- 


wicklungsländern Hilfestellung auf wirtschaftlichem (C) 
Gebiete leisten, damit diese Staaten eine Chance be- 
kommen, auch wirtschaftlich souverän zu werden. Ich 
sehe hier neben einer verstärkten wirtschaftlichen 
West-Ost-Kooperation oder als Folge einer solchen 
eine große Chance für die Zukunft, die wahrgenom- 
men werden sollte. Ich erwähne das und wende mich 
damit an die Adresse der SPD und der GRÜNEN, weil 
Sie immer wieder die westlichen Industriestaaten we- 
gen Versäumnissen auf entwicklungspolitischem Ge- 
biete auf die Anklagebank setzen, und das ist nicht 
gut so. Ich sage noch einmal: Sie sollten das unterlas- 
sen. Die Tatsachen sprechen eine andere Sprache. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Sellin [GRÜNE]: Nein!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Wirtschaftsgipfel von Toronto verklei- 
sterte Gegensätze zwischen den Industriegiganten 
der westlichen Welt, anstatt sie bloßzulegen. Der Wirt- 
schaftsgipfel betrieb harmonische Einigkeit nach au- 
ßen und löste keines der akuten Weltprobleme auch 
nur ansatzweise. 

Etwa 30 der ärmsten Länder Afrikas erhalten Schul- 
denerleichterungen in Höhe von geschätzten 10 Milli- 
arden bis 15 Milliarden US-Dollar. Tatsache ist, daß 
die Dritte Welt und die Vierte Weit mit etwa 1 200 Mil- 
liarden US-Dollar überschuldet sind, so daß allenfalls 
ein Almosen erlassen wurde. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist Quatsch!) 
Umfassende Schuldenstreichungen blieben aus. 

Die außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte zwi- 
schen den USA, Japan und der Europäischen Gemein- 
schaft konnten nicht wesentlich abgebaut werden. 

Der Egoismus auch der Bundesrepublik wird über- 
deutlich, wenn die realen Steigerungen des Exports 
gefeiert werden. Expansionsstrategien bleiben die 
herrschende Grundphilosophie jedes Gipfelteilneh- 
mers. Konsumsteigerung und Exportförderung bei 
gleichzeitiger höherer Importsteigerung soll angeb- 
lich den Abbau der riesigen Leistungsbilanzüber- 
schüsse bringen. 

Wir GRÜNEN sind der Meinung, daß quantitative 
Wachstumsstrategien aller Industrieländer der westli- 
chen Welt kurzfristig den materiellen Wohlstand hier 
maximieren, aber gleichzeitig werden sowohl bei uns 
als auch in den „beglückten" Empfängerländern die 
Lebensgrundlagen untergraben und unwiederbring- 
lich zerstört. 

„Die Agrarpolitik bildet sowohl in den Industrie- 
staaten als auch in den Entwicklungsländern eines 
der wichtigsten Strukturprobleme " , so heißt es lapidar 
in der Gipfelerklärung von Toronto. Kein Satz über 
den gezielten und datierten Abbau der exportorien- 
tierten Agrarsubventionen der Europäischen Gemein- 
schaft und der USA sowie den Protektionismus der 
Europäischen Gemeinschaft gegenüber den Ländern 
der Dritten Welt. Die Vereinigten Staaten forderten 
einen festen Kalender zum Abbau der Exportsubven- 
tionen gegenüber der EG. Die EG mauerte und setzte 
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(A) sich tendenziell durch, da sie sich als planwirtschaft- 
licher Moloch unfähig sieht, die europäische Land- 
wirtschaft in eine ökologisch verträgliche Landwirt- 
schaft auch mit geringeren Hektarerträgen und ohne 
gülleverseuchende Massentierhaltung zu verwan- 
deln. 

Nein, wir leben in Zeiten des Fortschritts und müs- 
sen miterleben, daß Pflanzenvernichtungsmittel in 
Form von Herbiziden auf uns niederregnen, und zwar 
in einer Konzentration, die bereits höher ist als die 
Grenzwerte der Trinkwasserverordnung. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Leider wahr!) 

Der Wirtschaftsgipfel erkannte erstmalig an, daß 
Umweltgef ähren keine Grenzen kennen. Er forderte 

— so ein Statement — Aufmerksamkeit; ja, Aufmerk- 
samkeit der Öffentlichkeit für das mangelnde Er- 
kenntnisniveau von Spitzenpolitikern, die unfähig 
den Prozessen umweltzerstörender Industriegesell- 
schaften unterworfen sind. Sie reden über globale 
Zerstörung unserer Lebensgrundlagen. Konsequen- 
zen: keine. Über die Möglichkeiten der Weltpresse 
werden Ängste angesprochen und suggeriert, daß et- 
was getan wird. Dem ist jedoch nicht so. 

Der Börsenkrach vom Oktober 1987 scheint verges- 
sen, die Konjunkturdaten verbreiten Optimismus, 
die wirtschaftlichen Zielkonflikte gelten als be- 
herrschbar. Merkwürdig: Helmut Schmidt stellt in der 
neuesten Ausgabe der „Zeit'" fest: 

Wir haben das spekulativste Währungssystem, 
das es in den letzten 100 Jahren gab. 

ß) Die „Wirtschaftswoche" verweist auf einen welt- 
wirtschaftlichen Risikofaktor, nämlich auf die Ent- 
wicklung der Kapitalmarktzinsen. Steigen die Zinsen 

— wie jüngst gering bei der Deutschen Bundes- 
bank — , dann besteht in Kombination mit den erhöh- 
ten Verbrauchsteuern die Tendenz, daß die Konjunk- 
tur an Stetigkeit verliert und rezessive Tendenzen um 
sich greifen werden. Die Massenarbeitslosigkeit der 
Europäischen Gemeinschaft mit mehr als 16 Millio- 
nen Menschen — oder 1 1 % — würde weiter zuneh- 
men. 

Die ökologische, soziale und wirtschaftliche Lage 

der Länder der Europäischen Gemeinschaft ist auch 
unter der Präsidentschaft eines Kanzlers Kohl krisen- 
hafter statt besser geworden. Der europäische Bin- 
nenmarkt wird als Wachstumsmotor beschworen, um 
den selektiven ökologischen und sozialen Umbau der 
eigenen Volkswirtschaft nicht vorrangig in Angriff 
nehmen zu müssen. Expansion, Exportoffensive, Fu- 
sionen, Marktaufteilung im EG-Binnenmarkt und im 
Weltmarkt sollen den Ausweg aus verstopften Absatz- 
märkten schaffen. 

Der Cecchini-Bericht, im Auftrag der EG entwor- 
fen, setzt auf Expansionsmöglichkeiten und veröffent- 
licht rosige Zahlen für alle, die in den Gemeinsamen 
Markt einsteigen wollen. Britische Ökonomen der 
London Business School und der London School of 
Economics halten den Cecchini-Bericht dagegen für 
„maßlos übertrieben". „Financial Weekly" titelte: 
„Nothing but hot air". 

Der Prozeß der Harmonisierung von Umwelt- und 
Sozialstandards, aber auch von Technologiestan- 


dards in der EG betreibt den Ausverkauf von Lebens- (C) 
interessen der Menschen im Interesse von Multis, die 
schlappe und schlaffe Vorschriften und Normen für 
den größtmöglichen Absatz ihrer Waren fordern. Die 
EG -Bürokratie läßt vom Ministerrat Richtlinien, 
sprich: Gesetze beschließen, die die Klassifizierung 
als Umwelt- und Sozialdumping verdienen. Richtli- 
nien zur Emission von Schadstoffen, zum Strahlen- 
schutz, zu den Pkw-Katalysatoren und zu der Produk- 
tion von Lebensmitteln hebeln schärfere Vorschriften 
in den jeweiligen Einzelstaaten der EG aus den An- 
geln, anstatt einen Prozeß subsidiär und föderal anzu- 
stoßen, um zum höchstmöglichen Umweltsiandard zu 
kommen. 

Kapitalinteressen zerstören Umweltinteressen. Ka- 
pitalinteressen zerstören soziale Schutzrechte. Zum 
Beispiel müssen Lkw-Fahrer in der EG demnächst 
maximal 9 statt wie bisher 8 Stunden hinter dem Lenk- 
rad sitzen. Die Mindestruhezeit wird von einer Stunde 
auf 45 Minuten verkürzt. Das ist der Fortschritt der 
EG, den die Regierung Kohl herbeiführt. 

(Kittelmann [CDU/CSUj: Glauben Sie nicht, 
daß Sie ein bißchen übertreiben?) 

Die Europäische Gemeinschaft ist ein zentralistisch 
wirkender Moloch, der nationale und regionale 
Rechte außer Kraft setzt, anstatt die unterschiedlichen 
Verhältnisse in einem Prozeß der gemeinsamen Ver- 
änderungen für die Lebensinteressen und den Erhalt 
der Lebensgrundlagen der Menschen zuammenzu- 
führen. 

Die GRÜNEN fordern, daß der Ministerrat seine (D) 
legislative, also seine gesetzgebende Macht an das 
Europäische Parlament abgibt und sich auf die Rolle 
einer Länderkammer beschränkt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Exekutive hat die £G-Kommission zu bilden, die 
vom Europäischen Parlament gewählt wird. Ich plä- 
diere für ein dezentral und subsidiär organisiertes Eu- 
ropa, welches den Regionen und Ländern weiterhin 
autonome Entwicklungsprozesse gestattet. Die De- 
mokratisierung der EG -Institutionen erreicht erst ak- 
zeptable Qualitäten, wenn dezentralen Entschei- 
dungsstrukturen der Vorrang vor zentralen Macht- 
entscheidungen eingeräumt wird. Heute ist noch 
nicht einmal die Gewaltenteilung zwischen Exekutive 
und Legislative gewährleistet. Solch eine Europäische 
Gemeinschaft lehnen wir strikt ab. 

Der Kanzler strebt einen EG-Binnenmarkt an, der 
keine demokratischen Strukturen kennt, der zuerst 
die Liberalisierung des Kapital- und Dienstleistungs- 
verkehrs betreibt, der zuletzt die sozialen Schutz- und 
Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer behandelt 
und tendenziell aushebelt, der dem Umweltrecht und 
dem Arbeitsschutzrecht eine gegenüber dem Export- 
interesse nachrangige Bedeutung beimißt, der viel- 
leicht allein noch durch Probleme der Steuerharmoni- 
sierung aufgehalten werden kann. 

Wir GRÜNEN fordern ein Europa, das den ökologi- 
schen Umbau seiner Industrie und Landwirtschaft 
schleunigst in Angriff nimmt. 
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(A) Wir GRÜNEN fordern ein Europa, das eine multi- 
kulturelle Gesellschaft ohne Grenzen nach Ost und 
West und nach Nord und Süd sein will. 

Wir GRÜNEN fordern radikale tägliche Arbeitszeit- 
verkürzung zur Bekämpfung der Massenarbeitslo- 
sigkeit in Europa. 

Wir GRÜNEN fordern ein subsidiär und dezentral 
strukturiertes Europa der Regionen, welches die best- 
möglichen Umwelt- und Sozialstandards in fairem 
Wettbewerb ermöglicht. 

Wir GRÜNEN fordern ein Westeuropa, das sich der 
umfassenden Zusammenarbeit mit Osteuropa widmet 
und ein gesamteuropäisches Haus mitgestalten will. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Und die GRÜNEN werden ein 
Chaos in Europa errichten, wenn sie dran- 
kommen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Haussmann. 

Dr. Haussmann (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen! Die FDP-Fraktion ist mit der 
Vorbereitung, dem Ablauf und dem Ergebnis des 
Weltwirtschaftsgipfels zufrieden. Herr Roth, wer den 
Zusammenhang zwischen Beschäftigungspolitik und 
Schuldenerlaß nicht erkennen kann, wer zwischen 
dem Bekämpfen von Arbeitslosigkeit und freien 
Märkten keinen Zusammenhang sieht, wer zwischen 
Beschäftigungspolitik und abgestimmter Währungs- 
politik keinen Zusammenhang sieht, wer nur in den 

(B) Kategorien von neuen staatlichen Beschäftigungs- 
programmen denken kann, wer den Kampf gegen 
Arbeitslosigkeit nur in kürzerer Arbeitszeit sieht, dem 
ist sicher nicht zu helfen, wenn er zu dieser Bewertung 
des Weltwirtschaftsgipfels kommt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich glaube, die neue Sicht des Gipfels liegt einfach 
darin, daß wir — anders als früher — im Vorfeld keine 
finanz- und geldpolitischen Forderungen an die Bun- 
desrepublik hatten und daß die Bundesrepublik ange- 
sichts sehr günstiger wirtschaftlicher Entwicklung — 
ich erinnere nur an die 4,5% Wachstum im ersten 
Quartal 1988, das im letzten Jahr noch niemand er- 
wartet hätte — mit einer sehr guten Bilanz in Toronto 
auf warten konnte. 

Auch laute gegenseitige Vorwürfe in der Handels- 
politik hat es dieses Mal nicht gegeben, obwohl das 
wirklich schwierige Thema Agrarpolitik auf der Ta- 
gesordnung gestanden hat. 

Wir werten das entkrampfte Klima des diesjährigen 
Gipfels als Indiz für eine verbesserte internationale 
Koordinierung unserer Wirtschafts- und Währungs- 
politik, wie wir sie selbst — ich gebe das offen zu — 
auch im Herbst nach dem Börsen-Crash nicht erwar- 
ten konnten. Hier haben die Beteiligten richtige 
Schlüsse aus den Turbulenzen der letzten Jahre gezo- 
gen, die ja damals durch viele unbedachte Äußerun- 
gen im In-, aber auch im Ausland ausgelöst wur- 
den. 

Ich möchte hier drei Punkte hervorheben. Erstens. 
Das Gipfelkommunique legt meines Erachtens zu 
Recht großen Wert auf die Bedeutung von Strukturre- 


formen für die Beschäftigungspolitik. In der Tat sind (C) 
ja auch bei uns in der Bundesrepublik die haushaits- 
und geldpolitischen Spielräume ausgereizt, so daß 
Strukturreformen immer mehr in den Vordergrund 
rücken müssen. In einer Anlage zum Kommunique 
wird deshalb auch die Bundesrepublik konkret ange- 
sprochen ~ ich zitiere — : 

Die Hauptelemente der Strukturreform in 
Deutschland sind eine Steuerreform und Steuer- 
senkung, Deregulierung und Privatisierung, die 
Reform des Post- und Fernmeldewesens, eine Er- 
höhung der Flexibilität des Arbeitsmarktes und 
die Reform des Sozialversicherungssystems. 

(Roth [SPD]: Jetzt kommen zuerst einmal 
Beitragserhöhungen!) 

Ich lade die Opposition, aber auch einige Minister- 
präsidenten ein, die Bundesrepublik bei diesen Struk- 
turvorhaben zu unterstützen, 

(Beifall bei der FDP) 

anstatt die Steuerreform kleinkariert zu diffamieren, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Roth [SPD]: Das war wohl Albrecht, oder 
wer?) 

Herr Roth, sich selbst gegen zaghafte Deregulierungs- 
ansätze wie die Auflockerung des Ladenschlusses zu 
wehren, die Postreform zu bekämpfen und an einer 
Arbeitsmarktpolitik festzuhalten, die die Verwaltung 
des Mangels vor die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
stellt. 

(D) 

Dies ist altes Denken der Sozialdemokraten. Der 
Weltwirtschaftsgipfel erfordert eigentlich neues Den- 
ken. Sie sollten sich einmal gründlicher mit dem be- 
schäftigen, was zumindest Herr Lafontaine im Ansatz 
zu Recht angesprochen hat, nämlich die stärkere Ver- 
antwortung auch der Tarifpartner für die Beschäfti- 
gungspolitik. 

Zweitens. Die Wirtschaftserklärung von Toronto 
hebt den engen Zusammenhang zwischen einem 
weltweit offenen Handelssystem und der Beschäfti- 
gungspolitik hervor. Meine Damen und Herren, die 
Weltwirtschaft rückt enger zusammen. Wirtschafts- 
oder handelspolitische Alleingänge sind zum Schei- 
tern verurteilt. In der Handelspolitik ist dies besonders 
offenkundig. 

Wir begrüßen daher die Absage der Staats- und 
Regierungschefs an jegliche Form des Protektionis- 
mus und die Verurteilung einseitiger Maßnahmen 
außerhalb des GATT-Systems, Der Hinweis, daß die 
Grundsätze des GATT auch beim Freihandelsabkom- 
men zwischen den USA und Kanada sowie bei der 
Vollendung des europäischen Binnenmarktes ge- 
wahrt werden müssen, ist eine Mahnung; denn auch 
bei uns gibt es Tendenzen in diese Richtung. Und es 
ist ganz interessant, daß in dem Antrag der SPD-Frak- 
tion zum Europäischen Rat in Hannover diese Frage 
überhaupt nicht vorkommt. Ich wünsche mir, daß wir 
— wie bisher — in der Handelspolitik darin überein- 
stimmen, daß wir uns auch nach Vollendung des Bin- 
nenmarktes gegenüber Drittstaaten nicht abschotten 
dürfen. 
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Dr. Haussmann 

(A) Ein weiterer wichtiger Punkt aus unserer Sicht: die 
zunehmende Verantwortung der sogenannten neuen 
Industrieländer; ich erinnere an die Länder in Südost- 
asien, die derzeit ein Wirtschaftswachstum um 10% 
jährlich aufweisen. Der Gipfel hat zu einem informel- 
len Dialog mit diesen Ländern eingeladen. Ziel dieses 
Dialoges muß es sein, diese neuen Industrieländer in 
die Rechte und Pflichten des internationalen Handels- 
systems voll zu integrieren. 

Drittens, meine Damen und Herren, ist die Verbin- 
dung zwischen Verschuldung und Umweltfragen er- 
örtert worden — ein meines Erachtens neues und 
ganz entscheidendes Element, das die deutsche Dele- 
gation, insbesondere der Bundeskanzler, in die Bera 
tungen des Weltwirtschaftsgipfels eingebracht hat. 

(Dr. Wulff [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Dieses sehr sensible Thema — wahrscheinlich das 
schwierigste Strukturthema der Weltwirtschaft — ist 
in Toronto mit der notwendigen Behutsamkeit behan- 
delt worden. Der Erlaß von Entwicklungshilfeschui- 
den für die ärmsten Entwicklungsländer ist anderer- 
seits sicher kein Weg, der auf andere Schuldarten, 
Schuldner und Gläubiger ausgeweitet werden 
könnte. 

(Sellin [GRÜNE]; Wieso nicht?) 

Deshalb begrüßen wir, Herr Sellin, daß den öffentli- 
chen Gläubigern in der Gipfelerklärung verschiedene 
Möglichkeiten, Optionen eröffnet wurden, wie Er- 
leichterungen bei ihren Umschuldungen im Pariser 
Club aussehen könnten. 

Die Gipfelerklärung reflektiert deutlicher als in frü- 
(ß) heren Jahren die Herausbildung neuer Konstellatio- 
nen in Weltwirtschaft und Welthandel. Insbesondere 
die für 1992 geplante Vollendung des Binnenmarktes 
stößt überall auf größtes Interesse, wobei sich Erwar- 
tungen und Befürchtungen bei unseren Partnern 
durchaus die Waage halten. 

Nächste Woche, meine Damen und Herren, bietet 
der Europäische Rat in Hannover die Gelegenheit, die 
bisher zur Vollendung des Binnenmarktes zurückge- 
legte Wegstrecke zu bewerten und neue Ziele ins 
Auge zu fassen. Der Beginn der deutschen Präsident- 
schaft war durch außerordentlich schwierige Ausein- 
andersetzungen über die Reform der Finanz-, Agrar- 
und Strukturpolitik belastet. Um so höher ist deshalb 
die unter der Führung des Bundeskanzlers beim Euro- 
päischen Rat in Brüssel erzielte Einigung zu bewerten. 
Und hier gibt es auch einen Zusammenhang mit der 
Steuerpolitik, zu der wir uns durchaus bekennen soll- 
ten. Wir haben damit die Tür zum europäischen Bin- 
nenmarkt weit aufgestoßen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aus Sicht der FDP möchte ich zum Schluß noch ein- 
mal besonders hervorheben, daß mit dem Grundsatz- 
beschluß der Wirtschafts- und Finanzminister zur Li- 
beralisierung des Kapitalverkehrs ein ganz entschei- 
dender Schritt gelungen ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dies ist ein ganz wichtiger Meilenstein auf dem Weg 
zu einer europäischen Wirtschafts- und Währungs- 
union. Und die Entscheidung dieser Woche über die 
gegenseitige Anerkennung von Hochschuldiplomen 


macht praktischer, was wir unter dem „Europa der (C) 
Bürger'", insbesondere für die junge Generation, ver- 
stehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Dann hat Mölle- 
mann etwas zu tun!) 

— Herr Kittelmann erinnert zu Recht an die Verdien- 
ste unseres Bildungsministers in diesem Bereich. Ich 
lege Wert darauf, daß das im Protokoll erscheint. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Lachen und Widerspruch bei der SPD und 
den GRÜNEN — Zuruf von den GRÜNEN: 

Den kennt doch keiner! — Frau Olms 
[GRÜNE]: Wo ist Möllemann? — Dr. Vogel 
[SPD]: Dieser Staatsmann Mümmelmann! — 

Roth [SPD]: Vorsitzender der 90er Jahre! — 

Weitere Zurufe von der SPD — Bundesmini- 
ster Genscher: Herr Haussmann, bitte den 
Namen noch nennen!) 

— Unseres Bildungsministers Möllemann. — 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir hoffen, daß sich auch in Hannover weitere Chan- 
cen abzeichnen, daß sich Großbritannien, meine Da- 
men und Herren, nun bald dazu entschließen kann, 
dem Wechselkursmechanismus des EWS beizutreten. 

Das wäre ein wichtiges Signal aus Hannover. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Ich komme zum Schluß. Ich halte noch einmal fest: 

Was in den letzten Monaten für den Binnenmarkt ge- 
leistet wurde, kann man sicher nicht nur an der Zahl 
der verabschiedeten Richtlinien messen. Genauso 
wichtig sind unseres Erachtens die sogenannten 
Orientierungsdebatten in den Gebieten, wo bisher 
noch keine konkreten Entschlüsse erwartet werden 
konnten, z. B. bei dem wohl sehr schwierigen Binnen- 
marktthema der Harmonisierung der indirekten Steu- 
ern. Die FDP erwartet von dem Europäischen Rat in 
Hannover, daß der Prozeß der Binnenmarktintegra- 
tion über die wechselnden Präsidentschaften hinweg 
die politische Schubkraft behält, die notwendig ist, um 
den jetzt erreichten Schwung für Europa zu wahren. 

Dabei stellt sich die Frage der währungspolitischen 
Zusammenarbeit. Dieses Thema hat durch die Diskus- 
sion der letzten Monate eine erhebliche Dynamik be- 
kommen. Die FDP würde es sehr begrüßen, wenn der 
Rat in Hannover die Notenbankgouverneure mit der 
Aufgabe betrauen würde, Grundsätze für einen Aus- 
bau der währungspolitischen Zusammenarbeit der 
EG-Mitgliedstaaten auszuarbeiten und die Vorausset- 
zungen und Wege zum Erreichen einer Wirtschafts- 
und Währungsunion zu zeigen. Gerade in der Wäh- 
rungsunion zeigt sich, daß politische Anstöße und eine 
kontroverse, aber sachliche Diskussion der beste Aus- 
gangspunkt für weitere Fortschritte sind. 

Toronto hat Ansprüche, die wir hatten, erfüllt. Han- 
nover hat gute Aussichten, eine wichtige Etappe auf 
dem Weg zur europäischen Integration zu werden. 

Die FDP-Fraktion wünscht der Bundesregierung Er- 
folg in Hannover für Europa. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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(A) Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Brück, 


Brück (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Meine Fraktion hat zum Europäischen Rat in 
der kommenden Woche in Hannover bereits im Mai 
einen Antrag eingebracht, in dem die Bundesregie- 
rung aufgefordert wird, mit Nachdruck im Ministerrat 
darauf hinzuwirken, daß die für die Vollendung des 
Binnenmarkts erforderlichen Beschlüsse umgehend 
gefaßt werden, damit das Ziel, die Vollendung des 
Binnenmarkts bis 1992, nicht gefährdet wird. 

Ich stehe nicht an, hier festzustellen, daß ein Teil der 
Forderungen unseres Antrags in den letzten Wochen 
erfüllt worden ist. Deswegen liegt Ihnen eine Neufor- 
mulierung vor. 

Ich stehe auch nicht an, hier festzustellen, daß es 
während der deutschen Ratspräsidentschaft gelungen 
ist, in die — erinnert man sich an den gescheiterten 
Gipfel von Kopenhagen — in Erstarrung geratene eu- 
ropäische Politik Bewegung zu bringen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir sind auf dem Weg zum Binnenmarkt ein Stück 
vorwärts gekommen. Darüber freuen wir uns auch als 
Opposition, weil die Verwirklichung des europäi- 
schen Binnenmarkts und später, so hoffe ich wenig- 
stens, der Europäischen Union unser erklärtes ge- 
meinsames Ziel ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Da ich weiß, wieviel Kleinarbeit auf dem europäi- 
schen Parkett notwendig ist, danke ich an dieser Stelle 
auch den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
den Bundesministerien für die Kärrnerarbeit, die sie 
hier geleistet haben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Aber man muß hinzufügen: Die positive Entwick- 
lung war nur möglich, weil die Kommission gute Ar- 
beit geleistet hat, weil wir mit Jacques Delors einen 
Präsidenten der Kommission haben, von dem wir 
wohl alle sagen, er sei ein Glücksfall für die Europäi- 
sche Gemeinschaft, 

(Beifall bei der SPD - Roth [SPD]: Und den 

wollen wir auch behalten! So ist es! Nicht den 
Bangemann!) 

— Dies greife ich gleich auf. Denn ich habe gehört, 
daß bei einem Kamingespräch — so ist das da formu- 
liert — anläßlich des Gipfels am 27. und 28. Juni in 
Hannover auch über den künftigen Präsidenten der 
Kommission gesprochen wird. 

(Zuruf von der SPD: Wo ist er eigentlich?) 

Ich kann mir eigentlich nicht vorstellen, daß der künf- 
tige Präsident nicht wieder Jacques Delors heißen 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß er Martin Bange- 
mann heißen soll, von dem die „Wirtschaftswoche" 
geschrieben hat, daß seine Ankündigung, er werde 


bald nach Brüssel wechseln, in Bonn Abschieds- (C) 
schmerz nicht freigesetzt habe. 

(Heiterkeit bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 

CSU]: Bei Ihnen vielleicht nicht! — Dr. Vogel 
[SPD]: Bötsch weint im Abschied!) 

Die „Saarbrücker Zeitung" überschrieb zu ihm einen 
Leitartikel: „Ein Verlierer geht. " Wir als Bundesrepu- 
blik Deutschland können es uns nicht leisten, einen 
Verlierer nach Brüssel zu schicken, und sei es auch als 
Kommissar. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Irmer [FDP] mel- 
det sich zu einer Zwischenfrage — Frau Olms 
[GRÜNE]: Jetzt kommt die Ehrenrettung!) 

Vizepräsident Stücklen; Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Irmer? 

Brück (SPD): Ja. 

Irmer (FDP): Herr Kollege Brück, würden Sie mir 
zugeben, daß es vielleicht international keine sehr 
gute Wirkung hat, wenn Kandidaten aus der Bundes- 
republik Deutschland, die hochqualifiziert sind, 

(Lachen bei der SPD) 

aus dem eigenen Hause abgemeiert werden, ehe sie 
überhaupt vorgeschlagen werden? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Kittelmann [CDU/CSU]: Damit hat er natür- 
lich nichts zu tun!) 

Brück (SPD): Herr Kollege Irmer, das Urteil „hoch- ^ 
qualifiziert" ist Ihr Urteil, es ist nicht meines und nicht 
das der deutschen Öffentlichkeit, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - 
Kittelmann [CDU/CSU]: Es geht um den Stil, 

Herr Kollege!) 

Und wenn Sie von „abqualifizieren" sprechen, sage 
ich Ihnen: Jeder Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
und sonstwo muß, wenn er sich irgendwo bewirbt, 
seine Qualifikationen beweisen. 

(Dr, Vogel [SPD]: So ist es!) 

Wenn man an denen Zweifel hat, wird man das wohl 
auch sagen dürfen. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, bei aller Zustimmung zu 
dem, was erreicht worden ist — dazu gehört auch, wie 
ich ausdrücklich sagen will, die Zustimmung zu der 
gemeinsamen Erklärung zwischen RGW und EG, die 
morgen unterschrieben werden soll, und dazu gehört 
ebenso die Zustimmung zur Einigung bei der Vertei- 
lung der Mittel des Strukturfonds — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Brück, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn Ab- 
geordneten Weng? 

Brück (SPD): Aber bitte! 

Dr. Weng (Gerlingen) (FDP): Herr Kollege Brück, 
würden Sie mir darin zustimmen, daß, von diesen Be- 
urteilungsfragen einmal abgesehen, das, was Sie hier 
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Dr. Weng (Gerhngen) 

(A) personalmäßig gerade gemacht haben, menschlich 
unanständig ist? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Zurufe von der SPD: Nein!) 


Brück (SPD): Herr Kollege, ich war eigentlich im- 
mer sehr stolz darauf, zu denen zu zählen, die keine 
menschliche Abqualifizierung von Kollegen vorneh- 
men. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Das ist heute 
anders ! ) 

Aber es wird doch noch erlaubt sein, über die Qualität 
eines Mannes ein Wort zu sagen, der als deutscher 
Kommissar nach Brüssel gehen soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist doch keine Abqualifizierung. Ich habe ja nicht 
gesagt, daß er ein schlechter Mensch ist. 

(Roth [SPD]: Wenn er von der FDP kommt, ist 
das tabu! Alle anderen dürfen kritisiert wer- 
den! — Dr. Vogel [SPD]: Wenn es ein Sozi 
wäre, möchte ich euch hören!) 

Nun will ich fortfahren und sagen, daß wir die Er- 
klärung zwischen RGW und EG, die morgen unter- 
schrieben werden soll, ausdrücklich begrüßen, und 
ich will ausdrücklich auch der Einigung bei der Ver- 
teilung der Mittel des Strukturfonds zustimmen. Las- 
sen Sie mich als saarländischen Abgeordneten hinzu- 
fügen: Ich finde es auch gut, daß Mittel für die durch 
die industrielle Umstrukturierung hart betroffenen 
Regionen an Ruhr und Saar zur Verfügung gestellt 
(B) werden. 

Aber bei aller Zustimmung bleiben noch viele Fra- 
gen offen. Wir sind in der Europäischen Gemeinschaft 
bei der Steuerharmonisierung kein Stück vorwärts- 
gekommen; da warten die Hämmer noch auf uns. 
Zwar gibt es Vorschläge der Kommission, aber es 
wäre gut gewesen, wenn während der deutschen 
Ratspräsidentschaft ein Konzept dafür entwickelt 
worden wäre, wie denn auf diesem Gebiet die prakti- 
schen Schritte aussehen sollen. 

Ich finde es skandalös, daß die Bundesregierung die 
beachtlichen Verbrauchsteuererhöhungen, die schon 
im kommenden Jahr wirksam werden, mit dem Hin- 
weis auf die Finanzierung der Europäischen Gemein- 
schaft begründet. Das ist antieuropäisch. Schieben Sie 
nicht der Europäischen Gemeinschaft in die Schuhe, 
was die Bundesregierung allein zu verantworten hat! 
Die Verbrauchsteuern werden erhöht, weil Sie Löcher 
im Bundeshaushalt stopfen müssen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Schwörer [CDU/ 
CSU]: Das stimmt doch gar nicht!) 

Ganz am Rande: Die Privatflieger werden das Steu- 
ergeschenk, das ihnen ihr Fliegerkamerad Franz Jo- 
sef Strauß erpreßt hat, nicht lange genießen können. 
Die anderen EG-Mitgliedstaaten kennen diese Steu- 
erbefreiung nicht, und im Binnenmarkt wird es sie 
auch nicht geben. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Einer der Gründe für die europäische Einigung ist 
die Tatsache, daß wir gerade im Umweltbereich die 
Probleme national nicht mehr losen können. Zwar ist 


jetzt die EG-Richtlinie für Großfeuerungsanlagen (C) 
verabschiedet worden, aber es gibt Ausnahmen für 
Großbritannien und Spanien. Ich stehe nicht an, hier 
unsere Partner zu kritisieren. Ich finde es unverant- 
wortlich, daß Großbritannien und Spanien auf Aus- 
nahmeregelungen bestanden haben. 

Nun weiß ich aus eigener Erfahrung, wie schwer es 
ist, auf der europäischen Ebene zu Regelungen zu 
kommen, weil man es mit vielen unterschiedlichen 
Interessen zu tun hat. Deswegen denke ich nicht 
daran, die Schuld für Versäumnisse nur der deutschen 
Bundesregierung ziiziischieben. 

Aber ich fände es besser, wenn der Bundesumwelt- 
minister mehr Gehirnschmalz darauf verwenden 
würde, darüber nachzudenken, wie man denn die 
Partner in der Gemeinschaft überzeugen kann, anstatt 
darauf, sich zu überlegen, wie man wieder zu Aktio- 
nen kommen kann, mit denen man Öffentlichkeits- 
wirkung erzielt. 

Ein Bild des Bundesumweltministers mit sterben- 
den Seehunden mag ja öffentlichkeitswirksam sein. 

Es wäre jedoch besser gewesen, er hätte, anstatt vor 
Fernsehkameras zu posieren, seine Zeit genutzt, um 
seine Kollegen im Ministerrat zu überzeugen, wie not- 
wendig Maßnahmen zum stärkeren Schutz der Nord- 
see sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Vielleicht zieht er auch einige Kräfte aus seinem Refe- 
rat für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ab und ver- 
stärkt andere Referate in seinem Ministerium, die 
Sacharbeit leisten. 

(D) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, über- 
haupt keine Bewegung wird beim Sozialraum Europa 
sichtbar. „Die Bosse machen mobil" hat der „Rheini- 
sche Merkur", bekanntlich ein sozialdemokratisches 
Kampfblatt, 

(Dr. Vogel [SPD]: Linke Kampfpresse!) 

einen Artikel überschrieben, der sich mit der Diskus- 
sion um den Standort Bundesrepublik auseinander- 
setzt. 

Ich kann die deutsche Wirtschaft nur warnen, und 
zwar vor dem Versuch, auf Europa und auf den Bin- 
nenmarkt draufzusatteln. Da hoffen wohl manche, 
man könne das Rad der Zeit wieder zurückdrehen und 
man könne den Sozialstaat bei uns abbauen, 

(Sellin [GRÜNE]: Es geschieht bereits!) 

weil angeblich der Standort Bundesrepublik gefähr- 
det sei. Da hoffen wohl manche, man könne eigene 
Interessen, die man national nicht durchsetzen 
konnte, jetzt unter dem Deckmantel Europa durchset- 
zen. Es ist gut, daß sich der Bundespräsident hier so 
klar geäußert hat. Ich will hinzufügen: Herr Bundes- 
kanzler, ich fand auch gut, was Sie in der Regierungs- 
erklärung dazu gesagt haben. Ich danke auch der 
Staatsministerin im Auswärtigen Amt, daß sie den 
Spitzen der deutschen Wirtschaft so deutlich ihre Mei- 
nung gesagt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesrepublik ist ein guter Standort für Inve- 
stitionen, und sie ist es wohl auch deshalb, weil wir 
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Brück 

(A) ein relativ hohes soziales Niveau haben. Das garan- 
tiert den für eine wirtschaftliche Entwicklung notwen- 
digen sozialen Frieden. 

Europa darf nicht dazu führen, daß in den Ländern, 
in denen der soziale Fortschritt weiter voraus ist als in 
anderen, zurückgeschraubt wird. Europa muß dazu 
führen, daß die zurückgebliebenen Länder Schritt für 
Schritt an unser Niveau herangeführt werden. Nur so 
wird Europa auch ein Europa der Bürger. 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Da uns die Sozialdemokraten sehr 
häufig und sehr gerne mit Zitaten amerikanischer Zei- 
tungen und anderer versehen, darf ich heute in Kon- 
tinuität etwas dazu beitragen. 

Die „International Herald Tribüne" von gestern 
sagte zu dem Weltwirtschaftsgipfel, daß das Gipfel- 
treffen von Toronto allgemein als eines der politisch 
bedeutendsten der letzten Jahre betrachtet werde. 

(Roth [SPD]: Weil Reagen weg ist!) 

Im Hinblick auf Europa und auf das Auftreten der 
europäischen Partner bei der Gipfelkonferenz 
schreibt sie, daß an die Stelle von Pessimismus, der 
Anfang und Mitte der achtziger Jahre unter den euro- 
ß) päischen Geschäftsleuten und Politikern so verbreitet 
gewesen sei, sowohl Entschlossenheit als auch Opti- 
mismus getreten seien; das sei eine der bedeutsamen 
Veränderungen für die Europäer und ihre Konkurren- 
ten. 

Man muß sich diese Zitate, zumal sie von der „In- 
ternational Herald Tribüne " stammen, einmal im Hin- 
blick auf die Einschätzung, wie sie von den Sozialde- 
mokraten immer wieder gegeben wird, vergegenwär- 
tigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich für die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion feststellen: Der Wirt- 
schaftsgipfel von Toronto ist ein Stück erfolgreich 
praktizierter Kooperationspolitik. Im Zeichen des ge- 
meinsamen Engagements für eine funktionsfähige 
Weltwirtschaft haben die Gipfelteilnehmer die 
Chance für eine intensive Sachdiskussion genutzt. 
Herr Bundeskanzler, Ihnen und Ihrer Bundesregie- 
rung ist für diesen Erfolg herzlich Dank zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Roth [SPD]: Hipp, hipp, hurra!) 

Ermöglicht wurde dieses durch die seit Ende des 
letzten Jahres verstärkt praktizierte internationale Ko- 
operations- und Koordinationspolitik. Noch Anfang 
des Jahres wurde als hoffnungsloser Optimist be- 
trachtet, wer die Eigenkräfte der Weltwirtschaft be- 
schwor. Der mittlerweile voll zur Entfaltung gekom- 
mene weltwirtschaftliche Aufschwung verdeutlicht 
einmal mehr, wie wichtig es ist, Wirtschaftsprognosen 
kritisch zu beleuchten. Es mag zwar modern sein, 
Schwarzmalerei bis hin zur Perfektion zu betreiben; 


im politischen Tagesgeschäft sind jedoch eindeutige (C) 
Fakten ausschlaggebend. Die letzten Monate und 
auch Teilbereiche der Rede von Herrn Roth beweisen: 
Meine Herren von der SPD, Sie sind in dieser Frage 
einfach nicht mehr lernfähig. 

Festzuhalten ist: Die Rahmenbedingungen für eine 
weitere weltwirtschaftliche Aufwärtsentwicklung 

sind und bleiben positiv. Erfolgreiche Inflationsbe- 
kämpfung, niedrige Zinsen, Stabilisierung der Devi- 
sen- und Finanzmärkte sprechen für sich und für die 
gute Politik dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Selbstverständlich verschließen wir darüber nicht 
die Augen und lenken nicht ab von den außenwirt- 
schaftlichen Ungleichgewichten, von dem zum Teil 
zunehmenden protektionistischen Druck und der an- 
haltenden Verschuldungsproblematik. Gerade am 
Beispiel der Verschuldung zeigt sich, wie ernst die 
Teilnehmer des Wirtschaftsgipfels ihrer internationa- 
len Verantwortung gerecht geworden sind. Sie haben 
darauf verzichtet, allgemeine Absichtserklärungen in 
die Welt zu setzen. Sie haben sich vielmehr entschlos- 
sen, dem vielschichtigen Problem mit jeweils abge- 
stuften Maßnahmen zu Leibe zu rücken. 

Wenn der Pariser Club jetzt ein umfangreiches In- 
strumentarium zur Verfügung gestellt bekommt, ver- 
zeichnen wir so einen beachtlichen Fortschritt im 
Kampf gegen die internationale Verschuldung. 

Meine Damen und Herren, wir wissen: Dies allein 
kann jedoch nicht genügen, das Problem an der Wur- 
zel zu packen, um die Schuldenspirale zu stoppen. 

Hier ist die tatkräftige Mitwirkung des Internationa- 
len Währungsfonds und der Weltbank gefordert. Die 
Chance, daß der IWF und die Weltbank noch stärker 
in den Kampf gegen die Verschuldung eingebunden 
werden können, wird sich auch auf der in diesem Jahr 
in Berlin stattfindenden Jahrestagung bieten. 

Diese Chance müssen wir nutzen und dürfen sie auf 
keinen Fall durch destruktive Parolen und Bemühun- 
gen linker Gruppierungen zunichte machen lassen. 

Ich bitte, daß die gemeinsame Politik mit den Sozial- 
demokraten, in dieser Frage im Interesse der Entwick- 
lungsländer für einen erfolgreichen und störungs- 
freien Ablauf dieser Jahrestagung einzutreten, Erfolg 
haben wird. Gerade weil die linkslastige Profilierung 
auf Kosten der ohnehin schon gebeutelten Entwick- 
lungsländer wahrscheinlich verstärkt werden wird, ist 
meine Aufforderung an die GRÜNEN, sich nicht 
daran zu beteiligen. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Frau Olms 
[GRÜNE]: Ja, ja!) 

Auf der anderen Seite können wir von den Entwick- 
lungsländern nicht verlangen, daß sie unserem Ruf 
nach mehr Marktwirtschaft folgen, wenn wir nicht 
selbst mit gutem Beispiel vorangehen. Die westlichen 
Industriestaaten sind deshalb gefordert, ihre alltägli- 
chen Handelsprobleme im Sinne freihändlerischen 
Engagements zu lösen und anzugehen. 

Wenn sich die Gipfelteilnehmer nun wiederum für 
einen freien Welthandel ausgesprochen haben, so 
muß dieser neue politische Impuls in die laufende 
GATT-Runde einfließen und dort konkret umgesetzt 
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(A) werden. Besonders die USA sind hier gefordert. Die 
GATT-Halbzeit-Konferenz im Dezember des Jahres 
steht vor der Tür. Der politische Wille zum Freihandel 
muß deshalb jetzt im handelspolitischen Alltag prak- 
tiziert werden. 


Wenn wir von Europa sprechen, so dürfen wir auch 
die Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen nicht außer 
acht lassen. Die Reformpolitik des Ostens gibt uns 
Anlaß zur Hoffnung, die Handelsbeziehungen zwi- 
schen Ost und West weiter vertiefen zu können. Das 
wird jedoch nur dann gelingen, wenn die östliche 
Seite das Kooperationsinstrumentarium attraktiver 
ausgestaltet und sich selbst mehr zum Westen hin öff- 
net. Anders und klarer ausgedrückt: Die Östlichen 
Staaten müssen endlich mehr konkurrenzfähige Pro- 
dukte anbieten. Dann ist das Ost-West-Handelsge- 
schäft auch einfacher und erfolgreicher zu führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


dest davon abzusehen, eindeutige Erfolge mit einem 
selbst gestrickten Trauerrand zu versehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Herr Bundeskanzler, Herr Außenminister, noch- 
mals herzlichen Dank für Ihre erfolgreiche Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stückten: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Volmer. 


Volmer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der bundesdeutsche Kanzler hat sich ei- 
nen großartigen Auftritt in Toronto und einen starken 
Abgang in die Sommerpause verschaffen wollen 
durch die großspurige Ankündigung, Auslandsschul- 
den der Dritten Welt sollten gestrichen und gleichzei- 
tig die Regenwälder in diesen Ländern geschützt wer- 
den. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Das wären bestimmt bemerkenswerte Worte, wenn 
sie nicht vom Kanzler kämen; 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Aber von Ihnen, 
was?!) 

denn was wir von seinen Sprüchen zu halten haben, 
wissen wir. Klopft man seine Äußerungen genauer ab, 
dann stellt sich heraus: Nichts als heiße Luft. 

Das sich der Kanzler zu einer solchen Erklärung 
gezwungen sah, zeigt aber, daß er an den Forderun- 
gen der internationalen Opposition nicht mehr vor- 
beikommt. Er muß sie zumindest in den Mund neh- 
men. 

(Sellin [GRÜNE]: Aber dabei bleibt es!) 

Es ist ein Erfolg unserer Oppositionsarbeit, daß der 
Kanzler die internationalen Ökologieprobleme nicht 
mehr leugnen kann. Es ist unser Erfolg, daß der Kanz- 
ler von der Regierungslinie abrücken mußte, Ent- 
schuldung nur case by case, im Einzelfall zu gewäh- 
ren; denn immerhin spricht er jetzt schon von ganzen 
Ländergruppen. Ein Fortschritt ist das, auch wenn er 
noch weit entfernt ist von unserer Forderung nach glo- 
baler, umfassender Schuldenstreichung. 

Weit entfernt sind seine Worte auch von jeder Rea- 
lisierung. Dafür gibt es einige Belege. Im Abschluß- 
kommunique des Gipfels taucht sein Spruch über- 
haupt nicht mehr auf. Er war so substanzlos, daß er 
nicht einmal in diesem dürftigen und unverbindlichen 
Papier einen Platz fand. 

Die weiterführenden Vorschläge Großbritanniens 
und Frankreichs hat der Kanzler nicht unterstützt. 
Großbritannien hat vorgeschlagen, daß den afrikani- 
schen Ländern südlich der Sahara bei Umschuldun- 
gen im Pariser Club drei Prozentpunkte Nachlaß auf 
Zinsen gewährt werden. Wir halten diesen Vorschlag 
für zu kurz gegriffen. Aber nicht einmal diesen Vor- 
schlag hat der Kanzler unterstützt. Er hat ein klares 
Nein dazu gesagt. 

Auch als Präsident Mitterrand im Vorfeld von To- 
ronto gefordert hat, ein Drittel aller staatlichen und 


Wie das kürzlich paraphierte Abkommen zwischen 
der EG und dem Comecon beweist, werden wir uns 
diesem positiven Trend nicht verschließen. Allerdings 
können wir die notwendigen Entscheidungen, die im 
Osten zu treffen sind, nicht selber übernehmen. Es 
bleibt deshalb zu hoffen, daß die ständig propagierte 
Reformpolitik des Ostens auch tatsächlich durchgreift 
und meßbare Erfolge mit sich bringt. 

Insgesamt gesehen befindet sich die Weltwirtschaft 
also wieder im Lot. Die heftigen Turbulenzen des Vor- 
jahres scheinen überwunden zu sein. Die deutsche 
Wirtschaft sah sich und sieht sich vor enormen Her- 
ausforderungen und hat diese tatkräftig angenom- 
men. 

Die drei großen Blöcke der Weltwirtschaft EG, USA 
und Japan beginnen, sich zu echten Säulen einer 
funktionsfähigen Weltwirtschaft zu entwickeln. 

Diese Erfolge sind ohne die jährlichen Weltwirt- 
schaftsgipfel schwerlich denkbar. Wer allerdings wie 
die Sozialdemokraten ständig an den Ergebnissen 
dieser Konferenz zweifelt, der sollte zumindest versu- 
chen — Sie haben ja noch einige Redner — , eine 
echte Alternative anzubieten. Da die SPD dazu nicht 
in der Lage ist, kann ihr nur geraten werden, zumin- 


Es ist Bundeskanzler Kohl zuzustimmen: Dem kon- 
zentrierten Bemühen um eine weltweite Liberalisie- 
rung steht weder der für 1992 ins Auge gefaßte EG- 
Binnenmarkt noch die Freihandelszone USA-Kanada 
entgegen. Diese vergrößern im Gegenteil die jewei- 
lige wirtschaftliche Basis, schaffen dadurch mehr 
Spielraum für wirtschafüiGie Dynamik und tragen sc 
den Aufschwung weiter in die Weltwirtschaft hin- 
ein. 

Die Tagung des Europäischen Rats in Hannover 
unter deutscher Präsidentschaft wird hier weitere Im- 
pulse geben. 

Der EG-Binnenmarkt wird — dazu wird mein Kol- 
lege Schwörer weiteres ausführen — eine erhebliche 
Dynamisierung der Wirtschaftskraft mit sich bringen. 
Die Wirtschaft sieht das erfreulicherweise ebenso, wie 
jüngste Umfragen bei den europäischen und deut- 
schen Unternehmern bestätigt haben. 
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(A) staatlich garantierten Kredite zu erlassen, kam vom 
Kanzler ein klares Nein. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Es ist genau umge- 
kehrt!) 

Der von der Bundesregierung nun groß angekün- 
digte Schuldenerlaß für die Ärmsten ist völlig unzu- 
reichend; denn er bezieht sich nur auf die Mittel der 
Finanziellen Zusammenarbeit, also der offiziellen Ent- 
wicklungshilfe. Insgesamt stehen die Drittweltländer 
mit 30 Milliarden DM bei der Bundesrepublik in der 
Kreide, was FZ-Mittel angeht. Die knapp 3 Milliarden 
DM, die nun erlassen werden, machen gerade ein 
Zehntel dieses Betrages aus. Dieser Erlaß trifft nur für 
die Länder zu, bei denen überhaupt nichts mehr her- 
auszuquetschen ist. Wo noch Hoffnung auf Rückflüsse 
besteht, damit der marode Bundeshaushalt nicht noch 
weiter aus dem Lot gerät, wird weiterhin gepreßt und 
gequetscht. 

So können wir als Ergebnis dieser mickrigen Schul- 
denstreichung festhalten, daß sich die Mindereinnah- 
men für den Bundeshaushalt , wie nun die Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau ausrechnete, für 1989 gerade 
auf 10 Millionen DM belaufen. Dies ist ein geradezu 
lächerlicher Betrag. Dieser Auffassung ist im übrigen 
auch der Präsident von Misereor, Herr Prälat Herken- 
rath, der deutlich gesagt hat: Diese mickrige Schul- 
denstreichung reicht bei weitem nicht aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Wissmann 
[CDU/CSU]: Und der das als einen Schritt 
begrüßt hat! — Kittelmann [CDU/CSU]: 

Halbzitate bringen Sie!) 

Aufgenommen wurde auch nicht die Diskussion um 
die Streichung der Forderungen aus Hermes-Zahlun- 
gen. Die Drittweltländer haben Verbindlichkeiten von 
7 Milliarden DM gegenüber der Bundesregierung aus 
Hermes-Exportgarantien. Diese Problematik wurde 
von der Bundesregierung überhaupt noch nicht ange- 
packt. Wir fordern, daß auch dieser Teil der Schulden 
erlassen wird. 

Statt zu wirklich substantiellen Zugeständnissen in 
der Schuldenfrage zu kommen, begann der Bundes- 
kanzler, über Ökologie und Regenwälder zu philoso- 
phieren. Ich sage „philosophieren" , denn präzise Vor- 
schläge kamen von ihm nicht. Dies ist kein Wunder, 
denn auf dem Hintergrund seiner Wirtschaftsstrategie 
ist ein wirksamer Umweltschutz überhaupt nicht mög- 
lich. Die Bundesregierung deutet einige Schuldener- 
leichterungen auf monetärer Ebene an. Diese verbin- 
det sie aber immer mit einer Verpflichtung der Dritt- 
weltländer, mit einer verstärkten politischen Auflage, 
ihre Wirtschaft auf den Export zu orientieren. Dies 
bedeutet Zwangsintegration in den Weltmarkt, dies 
bedeutet Ausverkauf des Landes, dies bedeutet ver- 
stärkte Ausbeutung von Mensch und Natur. Auf einer 
solchen Grundlage ist eine Ökologiepolitik überhaupt 
nicht möglich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Ich möchte das am Beispiel der Regenwälder klar- (C) 
machen. Das Problem eignet sich für den Kanzler zu 
Propagandazwecken, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie wiederholen 
sich, Herr Kollege, bei der knappen Rede- 
zeit!) 

weil kein Tag vergeht, an dem nicht der bedrohliche 
Zusammenhang von Abholzung und Klimaverände- 
rung thematisiert wird. Um so mehr muß er sich aber 
fragen lassen, was er wirklich tut. Zur Zeit läuft eine 
internationale Kampagne gegen die Vergabe eines 
zweiten Energiesektorkredits der Weltbank an Brasi- 
lien in Höhe von 500 Millionen US-Dollar. Wir for- 
dern, daß die Bundesregierung diesem Kredit nicht 
zustimmt; denn mit diesem Kredit werden weitere 
Großstaudämme gebaut, die dazu führen werden, daß 
weitere Areale des Regenwaldes zerstört werden und 
daß die einheimische Bevölkerung vertrieben wird. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit hat auf Protestbriefe sehr leger reagiert und 
hat nur müde abgewunken. Meines Erachtens läßt 
sich die Glaubwürdigkeit dieser Regierung, was Öko- 
logiepolitik angeht, schon im August festmachen, 
wenn über diesen Energiesektorkredit abgestimmt 
wird. 

Auch die bundesdeutsche Entwicklungshilfe leistet 
ihren Beitrag zur Zerstörung der Wälder. Mit BMZ- 
Geldern werden Sägewerke finanziert, damit Wälder 
abgeholzt und die Bäume exportiert werden können. 

Hier sehen wir den deutlichen Zusammenhang zwi- 
schen Exportzwang und Umweltzerstörung. Dies ist 
ein nicht zu leugnender Zusammenhang der systema- 
tischen Politik dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Bundesdeutsche Holzfirmen, an der Spitze der BDI- 
Chef Stihl, sind an der kommerziellen Abholzung des 
Tropenwaijdes stark beteiligt. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Seit wann ist der 
beim BDI?) 

Malaysia ist das Hauptlieferland. Riesige Flächen in 
Sabah und Sarawak werden zerstört, die ortsansäs- 
sige Bevölkerung wehrt sich seit Jahren mit Giftpfei- 
len gegen Bulldozer. Dies sind die deutschen Wirt- 
schaftsinteressen, und die müssen zurückgedrängt 
werden. 

Was versteht denn der Kanzler nun konkret unter 
Umweltschutz? Will er diesem Treiben, das zum Teil 
nur noch als verbrecherisch bezeichnet werden kann, 
den Boden entziehen? Wenn er das wollte, müßte er 
von seiner Politik der Zwangsintegration der Dritt- 
weltländer in den Weltmarkt abrücken, wo diesen 
Ländern der totale Ausverkauf der Umwelt droht. 

Der Kanzler wird sich nicht abhalten lassen, mit sei- 
nem angeblichen Umweltengagement hausieren zu 
gehen. Wir haben jetzt gut zwei Monate Zeit, zu rät- 
seln, mit welcher ökologischen Sprechblase der Kanz- 
ler aus dem Sommerloch auftauchen wird. Wir jeden- 
falls stellen uns auf die Seite der einheimischen Volks- 
gruppen in den Drittweltländem, in den Regenwäl- 
dern, die eines ganz gewiß nicht wollen, und das ist 
die Verzooung ihrer Heimat, die Verzooung durch 
den Ausbau von Nationalparks, die als Inseln stehen- 
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(A) bleiben, während der gesamte Regenwald abgeholzt 
und durch schnellwachsende marktgängige Produkte 
wie Eukalyptusbäume usw. ersetzt wird. 

(Sellin [GRÜNE]: Monokulturen!) 

Was die Schuldenfrage angeht, finden wir eine wei- 
tere Bestätigung unserer Position. Die bundesdeut- 
sche Sektion des Internationalen Versöhnungsbun- 
des hat in einem Brief an den Bundeskanzler gefor- 
dert: 

Wir bitten Sie daher, sich für folgende Vorschläge 
einzusetzen: 

1 . die bedingungslose Streichung aller Forderun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland an Länder 
der Dritten Welt aus Entwicklungshilfekrediten 
und Schadenszahlungen für Hermes-Bürgschaf- 
ten, 

2. Maßnahmen, die erreichen, daß die bundes- 
deutschen Großbanken den Ländern der Dritten 
Welt ihre Schulden bedingungslos erlassen; die 
dafür nötigen Rückstellungen sind bereits zu ei- 
nem großen Teil erfolgt. 

Wir teilen diese Position des Internationalen Versöh- 
nungsbundes, und wir werden diese und ähnliche 
Positionen bei der Kampagne, bezogen auf die Jahres- 
tagung von IWF und Weltbank in Berlin, in den näch- 
sten Wochen sehr, sehr deutlich machen. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Stören! Krawall machen!) 

(B) Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Irmer. 

Irmer (FDP) :Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Erinnern wir uns einmal zurück. Vor einem hal- 
ben Jahr hätte niemand geglaubt, daß es in der Euro- 
päischen Gemeinschaft überhaupt noch wesentliche 
Fortschritte geben würde. Der Kopenhagener Gipfel 
war gescheitert. Das Delors-Paket war festgefahren. 
Agrar- und Finanzprobleme waren ungelöst. Es rich- 
teten sich auf die deutsche Präsidentschaft damals 
zwar hohe Erwartungen, vielleicht zu hohe Erwartun- 
gen, aber niemand hat eigentlich richtig geglaubt, daß 
es vernünftig weitergehen würde. Um so überra- 
schender ist, daß wir heute feststellen können: Dieses 
halbe Jahr deutscher Präsidentschaft war die erfolg- 
reichste Präsidentschaft, an die sich überhaupt je- 
mand erinnern kann. 

(Beifall des Abg. Dr. Haussmann [FDP] und 
bei der CDU/CSU) 

Der Brüsseler Gipfel — das müssen wir selbstkri- 
tisch einräumen — hat die Agrarprobleme zwar nicht 
auf Dauer gelöst. Auch die Finanzsituation der Euro- 
päischen Gemeinschaft muß noch abschließend ge- 
klärt werden. Wir müssen in der Agrarpolitik zu mehr 
Markt zurückführen, bei Wahrung der Interessen der 
bäuerlichen Familienbetriebe, denen wir nach wir vor 
verpflichtet sind. 

Aber der Brüsseler Gipfel hat dazu geführt, daß 
zumindest in der Landwirtschaft wieder der Hauch 
einer Perspektive deutlich wurde, daß man wieder 
erkennen konnte, wo es hingehen soll, und insbeson- 


dere, daß die Landwirtschaft wieder Mut gefaßt hat (C) 
und sich aus dem Geist des Scheiterns heraus nach 
vorn entwickelt hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Ich will nicht auf die gesamte Erfolgsbilanz einge- 
hen. Wir haben hierzu einiges in unserem Entschlie- 
ßungsantrag vorgelegt. Ich möchte nur einige wenige 
Punkte heraussteilen, bei denen noch vor einem Vier- 
teljahr kaum jemand gedacht hätte, daß man hier zum 
Durchbruch kommen würde. 

Ich nenne hier die Liberalisierung und Harmoni- 
sierung des Güterkraftverkehrs. Ich nenne als zwei- 
tes die gegenseitige Anerkennung der Hochschulab- 
schlüsse. Lieber Kollege Brück, Sie sind mit Ihrer Ban- 
gemann-Beschimpfung weit unter Ihr übliches Ni- 
veau gegangen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich kenne Sie sonst ganz anders. Es war doch niemand 
anders als Martin Bangemann, 

(Frau Olms [GRÜNE]: Das war doch Mölle- 
mann!) 

der sich hier ganz große Verdienste erworben hat. Das 
ist ein altes Anliegen von ihm und von uns allen. Das 
muß man einmal anerkennen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vor allem muß man sehen, daß uns dieser Fort- 
schritt in der Europäischen Gemeinschaft eine völlig 
neue kulturelle Dimension erschließt. 

P) 

(Frau Olms [GRÜNE]: Wo ist der Mölle- 
mann? — Dr. Vogel [SPD]: Bangemann, die 
neue kulturelle Dimension!) 

Wir sind ja nicht nur Wirtschaftsgemeinschaft, wir 
sind auch Kulturgemeinschaft. Durch diesen Erfolg 
sind wir dem ein gutes Stück nähergerückt. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP — Volmer 
[GRÜNE]: UEFA!) 

— Herr Volmer, nach dem, was Sie vorhin gesagt 
haben, reagiere ich noch nicht einmal mehr auf Ihre 
Zwischenrufe. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 

Dr. Vogel [SPD]; Schon wieder einer weni- 
ger!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte als nächstes 
die Liberalisierung des Kapitalverkehrs erwähnen. 
Auch das ist ein Schritt nach vorn zur Europäischen 
Union. Natürlich dürfen wir hierbei nicht stehenblei- 
ben. Wir müssen jetzt auf dem Gipfel in Hannover 
erste Schritte in Richtung auf eine Währungsunion in 
Angriff nehmen. Da verstehe ich nicht ganz diesen 
etwas kleinlichen Streit zwischen denen, die sagen: 

Wir müssen zuerst einmal eine gemeinsame Wirt- 
schaftspolitik in allen EG- Ländern haben, und denen, 
die sagen: Wir müssen zuerst die gemeinsame Wäh- 
rung einführen. — Meine Damen und Herren, das ist 
so absurd wie der Streit darüber, was zuerst da war, 
die Henne oder das Ei. Man kann doch das eine tun, 
ohne das andere zu lassen. Machen wir jetzt in Han- 
nover einen Anfang! Setzen wir deutliche Signale! 
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(A) Dann kriegen wir die Währungsunion, und zwar noch 
vor Ende dieses Jahrhunderts. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist der Optimis- 
mus, den wir brauchen!) 

Ein weiteres Wort zu etwas, wo es noch hakt — auch 
das sollten wir sehen — : Wenn wir die Grenzkontrol- 
len abschaffen wollen — und das wollen wir; das ge- 
hört zur Europäischen Union — , dann müssen wir 
auch die rechtlichen Fragen klären, die damit verbun- 
den sind, ausländerrechtliche Fragen, asylrechtliche 
Fragen, 

(Frau Olms [GRÜNE]: Außengrenzen schlie- 
ßen!) 

und wir müssen die Kontrollen an die Außengrenzen 
verlagern. — Wissen Sie, ich finde es manchmal etwas 
traurig, daß wir von Ostblockländern, denen wir doch 
sonst vorwerfen, sie schotteten sich ab, in der Freizü- 
gigkeit überboten werden. Die Ungarn haben das an- 
geboten. Die Tschechen sind großzügiger bei der Er- 
teilung von Visa, als wir es gegenüber tschechischen 
Staatsangehörigen sind. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das sollten wir ändern. Das richtet sich insbesondere 
an die Adresse des Bundesinnenministers, der hier 
wirklich aus seiner Sicht Opfer für die europäische 
Integration bringen muß. 

(Beifall bei der FDP — Sellin [GRÜNE]: Was 
sind das für Opfer?) 

(B) 

Meine Damen und Herren, das Wesentliche an der 
deutschen Präsidentschaft war aber, insgesamt gese- 
hen, die Rolle, die die Europäische Gemeinschaft zu- 
sätzlich im außenpolitischen Feld erringen konnte. 
Wichtig ist die europäische politische Zusammenar- 
beit. Wichtig ist, die Europäische Union zu einer star- 
ken Kraft auszubauen, die sich zwischen den Groß- 
mächten behaupten kann, die eigenständig ist und bei 
fester Einbindung in das westliche Staatenbündnis 
und die westliche Wertegemeinschaft zugleich Ver- 
ständigung und Ausgleich mit dem Osten sucht. Hier 
kann man nur sagen: Dieses ist ein außenpolitisches 
Gesamtkonzept. Es ist eine Außenpolitik aus einem 
Guß, die, ausgehend von unserer Rolle in der Europäi- 
schen Gemeinschaft, ihre Rolle in der Welt sieht. 

Jetzt richte ich einmal eine Frage an so manchen 
aus den Reihen unseres Koalitionspartners. Da wird 
gesagt, diese Außenpolitik sei konzeptionslos. Meine 
Damen und Herren, ich kann das nicht erkennen. Ich 
würde mir wünschen, daß einmal Alternativen vorge- 
tragen würden; aber es gibt doch zu dieser Außenpoli- 
tik keine Alternative. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Vogel [SPD]: Da 
hat er recht!) 

Dieses ist ein außenpolitisches Gesamtkonzept — ich 
wiederhole es — , das den deutschen Interessen dient, 
den europäischen Interessen und auch dem Frieden 
und den Menschenrechten in der Welt. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Vogel [SPD]: Er 
redet gegen Rühe! Wo ist Rühe?) 


Ich will in diesem Zusammenhang auch ein Thema (C) 
ansprechen, nach dem man immer wieder gefragt 
wird: Wie steht es denn eigentlich mit der Deutsch- 
landpolitik? Hier ist die Antwort: Nur auf dem Wege 
über die Europäische Union kann und wird es uns 
gelingen, auch dem Schrecken der innerdeutschen 
Grenze entgegenzutreten und diese Grenze durchläs- 
siger und weniger schlimm zu machen. Ich zitiere hier 
den Bundesaußenminister: Eine deutsche Politik ist 
um so nationaler, je europäischer sie ist. 

Wir müssen auf diesem Weg weitergehen. Wir er- 
kennen an, wir freuen uns, daß die deutsche Präsi- 
dentschaft ein solcher Erfolg gewesen ist. Wir kennen 
die Aufgaben, die noch vor uns liegen. Aber — und ich 
hoffe, da besteht unter den meisten Fraktionen Einig- 
keit, einschließlich der SPD, wie ich unterstelle — wir 
sind auf dem Weg zur Europäischen Union ein gutes 
Stück weitergekommen. Kämpfen wir weiter dafür! 
Setzen wir in Hannover weitere Zeichen! Hierfür 
wünschen wir dem Bundeskanzler und dem Bundes- 
außenminister sowie der gesamten Bundesregierung 
viel Erfolg. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Wulff. 

Dr. Wulff (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Weltwirtschafts- 
gipfel in Toronto hat, wie ich meine, unseren Blick auf 
zwei neue und wesentliche Merkpunkte gerichtet. pj 

Erstens. Die Europäer haben im Konzert der Großen 
ein schärferes Profil gewonnen. Die Europäische Ge- 
meinschaft hat, wie die Entwicklung gezeigt hat, im 
Hinblick auf den Binnenmarkt ihre zukünftige Bedeu- 
tung unter Beweis gestellt. Nach Toronto wissen wir 
alle, weiß die Welt, daß der 1992 anstehende Binnen- 
markt mit 320 Millionen Menschen der größte Markt 
der Welt sein wird, größer als der der USA und Kana- 
das, größer als der der Japaner, größer als überhaupt 
ein anderer Markt in der Welt. Es ist, wie ich meine, 
ein Erfolgserlebnis für die Europäer, erfahren zu ha- 
ben, wie insbesondere die Dritte Welt auf diese Ent- 
wicklung reagiert hat. In der bipolaren Weltpolitik 
haben die Entwicklungsländer in Asien, Afrika und 
Südamerika nach Toronto zu erkennen gegeben, daß 
dieser Gipfel auch für sie, für die Dritte Welt, durch 
den Einsatz der Europäer, durch den Einsatz des Bun- 
deskanzlers, ein großer, ein sehr großer Erfolg gewor- 
den ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Als Deutsche sind wir besonders erfreut darüber, daß 
die Stärkung der Europäischen Gemeinschaftr ihre 
außenpolitische und außenwirtschaftliche Hand- 
lungsfähigkeit unter der deutschen Präsidentschaft 
— und da meine ich, auch Ihnen, Herr Bundesaußen- 
minister, den Dank aussprechen zu müssen — ein- 
drucksvoll unter Beweis gestellt worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Belebung des Dialogs zwischen den USA, Japan 
und Europa ist ein Erfolg für Helmut Kohl und seine 
Bundesregierung. Toronto hat bewiesen, daß Europa 
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(A) begonnen hat, seine Unabhängigkeit stärker unter 
Beweis zu stellen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So ist es!) 

Zweitens. Erfreut sind wir alle, daß der Gipfel auf 
Initiative des Bundeskanzlers daran gegangen ist, die 
uns alle bedrückenden Probleme der Verschuldung 
der Dritten Welt zu lösen. Ich halte es für ein epocha- 
les Ereignis, daß das erste Mal seit der Zusammenar- 
beit zwischen Industrie- und Entwicklungsländern ein 
deutscher Bundeskanzler ganz konkrete Schritte un- 
ternommen hat, die zur Lösung der Verschuldungs- 
probleme in den afrikanischen Entwicklungsländern 
beitragen werden 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Verschuldung der Dritten Welt, meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen, mit rund 1,2 Billionen Dol- 
lar — mir liegen auch Informationen seriöser Institute 
vor, die die Verschuldung mittlerweile auf 1,5 Billio- 
nen Dollar schätzen — , hat derartig gigantische Aus- 
maße angenommen, daß bei einem wirtschaftlichen 
Zusammenbruch der Dritten Welt die Industrieländer 
in einen Sog gezogen werden können, der sie selbst in 
ihrer Existenz treffen kann. 

(Volmer [GRÜNE]: Hört sich fast grün an!) 

Ich danke dem Herrn Bundeskanzler für die Initia- 
tive, die er ergriffen hat, um solchen Schaden nicht 
nur von der Bundesrepublik Deutschland abzuwen- 
den, sondern auch von vielen Ländern in der Welt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

ßj Seiner Initiative verdanken wir, daß der Gipfel auch 
einen Beitrag zum Frieden im Nord-Süd-Verhältnis 
geleistet hat. Es ist ebenfalls ein Beitrag zu einer welt- 
weiten Anstrengung im Umweltschutz. Ihm und der 
Bundesregierung ist es gelungen, daß sich der Gipfel 
in Toronto mit jenen umweltschädigenden Ereignis- 
sen in der Dritten Welt befaßt hat, beispielsweise der 
Abholzung der Regenwälder, die zu einer Bedrohung 
der ganzen Menschheit führt. 

(Volmer [GRÜNE]; Mit deutschen Stihl-Sä- 
gen!) 

— Herr Volmer, gestatten Sie, Ihre Zwischenrufe zei- 
gen doch, mit Verlaub gesagt und bei aller Seriosität, 
die uns angemessen sein sollte, daß Sie von der gan- 
zen Sache, weder von der ökonomischen noch der 
ökologischen und der politischen Seite, überhaupt 
nichts verstehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU. — 

Volmer [GRÜNE]: Aber was von Stihl-Sä- 
gen!) 

Die Konferenz hat in eindrucksvoller Weise bewie- 
sen, daß die maßgeblichen Industrienationen der Welt 
erkannt haben, 

(Abg. Volmer [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— nein — daß nur ein gemeinschaftliches Vorgehen 
die Voraussetzung für eine friedliche Koexistenz aller 
bietet. Daß der Gipfel die Hand zur Zusammenarbeit 
mit den Staaten 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 


des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe ausge- (C) 
streckt hat, beweist, daß die demokratischen und 
freien Nationen des Westens bereit und fähig sind, 
einen Beitrag auch zur Wohlfahrt der Staaten des 
Ostens zu leisten. Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland hat dazu ihren Beitrag geleistet. Wir sind 
stolz darauf und danken ihr. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab- 
geordneter Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Zu dem, was in der Regie- 
rungserklärung über die Ergebnisse des Weltwirt- 
schaftsgipfels in Toronto und im Hinblick auf den be- 
vorstehenden Europäischen Rat in Hannover gesagt 
oder auch nicht gesagt worden ist, haben meine Kol- 
legen Wolfgang Roth und Alwin Brück bereits Stel- 
lung genommen. Daraus ist deutlich geworden: Wir 
Sozialdemokraten kritisieren nicht alles und jedes. 

Wir anerkennen beispielsweise durchaus die Ansätze 
zur Erleichterung der Schuldenlast der ärmsten Län- 
der in Afrika. Wir anerkennen auch, daß Sie, Herr 
Bundeskanzler, die ernsten Gefahren angesprochen 
haben, die sich aus der Zerstörung der Ozonschicht 
und einer tiefgreifenden Veränderung des Klimas auf 
unserem Planeten ergeben. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hellwig [CDU/ 

CSU]) 

Ebenso stimmen wir dem zu, was Sie heute morgen (D) 
über den erfreulichen Stand der deutsch-kanadischen 
Beziehungen gesagt haben. Wir sehen auch — bei 
aller Sorge über andauernde Widersprüchlichkeiten, 
etwa auf dem Felde der Agrarpolitik — Fortschritte im 
europäischen Einigungsprozeß und begrüßen sie. 

Wir begrüßen insbesondere, daß der Rat für gegen- 
seitige Wirtschaftshilfe und die Europäische Gemein- 
schaft ihre Beziehungen durch eine inzwischen para- 
phierte gemeinsame Erklärung, die Berlin einschließt, 
nunmehr normalisieren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Das kann der zweiten Phase der Entspannungspolitik, 
für die wir konsequent eintreten, einen zusätzlichen 
Impuls geben und das gemeinsame europäische 
Haus, in dem wir — das dürfen wir nicht vergessen — 
ja nur einen Flügel bewohnen, wohnlicher und zu- 
gänglicher machen. 

Ebenso deutlich sind von uns aber auch die negati- 
ven Aspekte behandelt worden. Dazu gehört insbe- 
sondere die Tatsache, daß weder in Toronto noch im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft etwas 
Durchgreifendes unternommen wurde, um die Ge- 
fährdung der Weltwirtschaft durch die enormen Un- 
gleichgewichte der Leistungsbilanzen zu verringern. 

Hier ist und bleibt neben den Vereinigten Staaten und 
Japan in erster Linie die Bundesrepublik gefordert. 

Der Nachfrageausfall, der durch Ihre konfuse Steuer- 
politik und — mehr noch — durch die in der Bundes- 
republik andauernde Massenarbeitslosigkeit verur- 
sacht wird, ist ebenso ein internationales und europäi- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 88, Sitzung. Bonn, Freitag, den 24. Juni 1988 


6019 


Dr. Vogel 

(A) sches wie ein nationales Problem. Der Abbau der Ar- 
beitslosigkeit ist deshalb aus volkswirtschaftlichen 
Gründen ebenso geboten wie aus Gründen der sozia- 
len Gerechtigkeit und der Solidarität. 

(Beifall bei der SPD) 

Was Sie hier seit Jahr und Tag versäumen, wird 
Ihnen ja ganz zu Recht nicht nur von uns, sondern 
auch von unseren europäischen und internationalen 
Partnern vorgehalten und ist Ihnen trotz aller wechsel- 
seitigen Lobeshymnen auch in Toronto deutlich vor- 
gehalten worden. 

Deshalb appelliere ich an Sie: Herr Bundeskanzler, 
machen Sie die Überwindung der Arbeitslosigkeit zu 
einem zentralen Thema des Europäischen Rates in 
Hannover. Es ist gut, daß der Präsident der Kommis- 
sion immer wieder auf diesen schweren Mißstand hin- 
weist, aber Sie und die übrigen Staats- und Regie- 
rungschefs sind hier noch stärker gefordert als der 
Präsident der Kommission. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, fördern Sie gerade deswegen 
die Schaffung des einheitlichen Binnenmarktes und 
die Umschichtungen im EG-Haushalt weg von den 
Agrarausgaben hin zu den Ausgaben für strukturelle 
Maßnahmen. Sie haben dafür unsere volle Unterstüt- 
zung, und Sie haben unsere volle Unterstützung auch, 
wenn Sie den Vorschlägen des Kommissionspräsiden- 
ten Jacques Delors folgen und konkrete Maßnahmen 
— konkrete Maßnahmen! — zur Schaffung eines eu- 
ropäischen Sozialraumes ebenso in die Wege leiten 
(ß) wie konkrete Schritte zur Schaffung einer einheitli- 
chen europäischen Währung. Ohne eine einheitliche 
soziale Sicherung und ohne eine einheitliche Wäh- 
rung bleibt Europa bei allen sonstigen Fortschritten 
ein Torso, und wir wollen uns nicht mit einem Torso 
abfinden. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus aktutem Anlaß füge ich hinzu: Gerade in der 
Währungsfrage muß die Politik in Bonn und in Brüssel 
gemacht werden, nicht in Frankfurt. Hätte Helmut 
Schmidt auf Frankfurt gehört oder gewartet, dann 
gäbe es das Europäische Währungssystem heute noch 
nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wäre übrigens gut, wenn Sie, Herr Bundeskanz- 
ler, in Hannover auch das Thema Südafrika zur Spra- 
che brächten. Die Gemeinschaft hat hier noch einen 
enormen Nachholbedarf, nicht was Worte, aber was 
Taten und effektive Maßnahmen angeht. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Bemerkung noch zu Jacques Delors, Sie haben 
über ihn und seine Arbeit mehrfach und immer wieder 
Worte der Anerkennung gefunden. Diesen Worten 
und dieser Anerkennung stimmen wir zu. Um so un- 
verständlicherist jedoch, daß Sie dennoch seine Erset- 
zung durch den Kandidaten Ihrer Wahl lange Zeit 
betrieben haben und möglicherweise immer noch be- 
treiben. Ich bitte Sie eindringlich, das noch einmal zu 
überdenken. Nicht nur für uns liegt es im Interesse 


Europas, das Jacques Delors seine Arbeit als Kommis- (C) 
sionspräsident fortsetzen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Das, was hier angeklungen ist, ist nicht antideutsch; 
es ist proeuropäisch, was wir in diesem Punkt empfeh- 
len. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Interesse Europas und der Bundesrepublik läge 
es auch, als zweiten deutschen Kommissar nach Brüs- 
sel nicht einen Mann zu entsenden, der zwar sicher- 
lich ein angenehmer und lebensfreundlicher Mensch 
ist — das steht doch gar nicht zur Diskussion — , aber 
hier in Bonn in seinen Funktionen nicht reüssiert hat 
und nach eigenem Geständnis deswegen nach Brüs- 
sel gehen will, weil er hier die Lust an seinen Funk- 
tionen verloren hat. Das darf man doch wohl noch 
sagen. 

(Beifall bei der SPD) 

Entscheiden Sie sich statt dessen, Herr Bundeskanz- 
ler, für eine Persönlichkeit, die in besonderer Weise 
das Vertrauen auch der Arbeitnehmerschaft besitzt. 

Wir haben dazu einen konkreten Vorschlag gemacht 
und damit auch erneut unsere Bereitschaft bekundet, 
für die europäische Entwicklung selbst als Opposition 
an zentraler Stelle sichtbar Mitverantwortung zu 
übernehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Regierungserklärung muß darauf geprüft wer- 
den, was sie behandelt, aber auch darauf, wozu sie 
schweigt. Gemessen daran ist die Regierungserklä- 
rung, die wir vorhin gehört haben, erstaunlich 
schweigsam. Offenbar wollen Sie, Herr Bundeskanz- 
ler, nachdem Sie mit Ihren Erläuterungen auf Ihrem 
Parteitag so großen Erfolg erzielt haben, die Politik 
des Aussitzens jetzt auch noch durch eine Politik des 
partiellen Ausschweigens ergänzen. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sie waren schon ori- 
gineller!) 

Alle die Fragen, die unser Volk und, wie Sie in Wies- 
baden gerade erlebt haben, auch die Delegierten Ih- 
rer eigenen Partei gegenwärtig bewegen, kamen in 
der Erklärung praktisch überhaupt nicht vor. Und das, 
obwohl diese Fragen, wie etwa die von mir erwähnte 
Massenarbeitslosigkeit, mit der weltwirtschaftlichen 
und der europäischen Entwicklung doch in ganz en- 
gem Zusammenhang und ganz enger Verzahnung 
stehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Übrigens, es hätte nichts verschlagen, Herr Bundes- 
kanzler, wenn Sie auch etwas zu den teilweise schon 
unerträglichen Luftverkehrsverhältnissen in der Bun- 
desrepublik und darüber gesagt hätten, wie Sie dem 
abhelfen wollen. Hunderttausende von Urlaubern 
werden dadurch in den kommenden Wochen in arge 
Mitleidenschaft gezogen. Meine Damen und Herren, 
das ist keine Bagatelle, das ist eine Angelegenheit, um 
die Sie sich, Herr Bundeskanzler, selbst kümmern 
sollten. Auch das hat einen europäischen Bezug, nicht 
nur einen nationalen. 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Wo der Bundeskanzler schweigt, ist es die Pflicht 
der Opposition, zu reden und die entsprechenden 
Fakten und Fragen zur Sprache zu bringen. Ich nenne 
nur die vier wichtigsten und bedrängendsten Kom- 
plexe. 

Erstens. Die Massenarbeitslosigkeit bewegt sich 
mit durchschnittlich 2,3 Millionen registrierten Ar- 
beitssuchenden unverändert auf Rekordhöhe. Es sind 
eine halbe Million mehr als im Zeitpunkt der soge- 
nannten Wende, die Sie insbesondere mit der Mas- 
senarbeitslosigkeit begründet und zu rechtfertigen 
versucht haben. Eine Besserung ist nicht in Sicht. Im 
Gegenteil, in Ihrer Hilflosigkeit machen Sie jetzt die 
Statistik verantwortlich und wollen die Zahlen verän- 
dern, wo Ihnen die Kraft und die Entschlossenheit zur 
Veränderung der Realität fehlt. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Wir werden nicht müde werden, dies im- 
mer wieder darzulegen: Der Anteil der Einkommen 
aus Unternehmens- und Vermögensbesitz am gesam- 
ten Volkseinkommen hat mit 41,4% gegenüber 
33,7% im Jahr 1982 den absoluten Höchststand, der 
Anteil der Arbeitseinkommen — „Leistung muß sich 
wieder lohnen"! — hingegen mit 58,6% gegenüber 
66,3 % den absoluten Tiefstand in der Geschichte der 
Bundesrepublik erreicht. 

Durch die angekündigten Steuererhöhungen für 
die breiten Schichten und durch die gestern gegen 
unseren Widerstand verabschiedeten Steuersenkun- 
gen, insbesondere für höhere und höchste Einkom- 
men, wird diese dramatische Umverteilung noch wei- 

(B) ter verschärft werden. Daß Sie dabei gestern eine 
kleine Gruppe von Mitbürgern, die sich immerhin Pri- 
vatflugzeuge leisten kann, von der Mineralölsteuer 
befreit und ihr so zu einer zusätzlichen Steuererspar- 
nis von 3 500 DM pro Jahr im Einzelfall verhelfen 
haben, während Sie die Mineralölsteuer für die brei- 
ten Schichten noch in diesem Jahr erhöhen wollen, ist 
in diesem Zusammenhang nicht irgendein Detail- 
skandal, der ja einmal verkommen kann. Nein, dieser 
Vorgang erhellt in seiner Unverfrorenheit schlaglicht- 
artig eine Grundtendenz Ihrer Politik. 

(Lebhaftes Beifall bei der SPD sowie Beifall 
der Abg. Frau Flinner [GRÜNE]) 

Er erhellt — ich zitiere aus Zeitungen, die Ihnen 
wohlgesonnen sind — nämlich als Grundtendenz 
Ihrer Politik die Begünstigung kleiner Interessen- 
gruppen auf Kosten der Allgemeinheit^ die Begünsti- 
gung der Stärkeren, die sich notfalls selber helfen 
können, auf Kosten der Schwächeren. 

(Beifall bei der SPD) 

Er zeigt, Herr Bundeskanzler, was von Ihren schönen 
Reden über soziale Gerechtigkeit oder gar über Ihr 
christliches Menschenbild oder von der Parole „Lei- 
stung muß sich wieder lohnen" übrigbleibt, wenn es 
wirklich hart auf hart geht. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau Flin- 
ner [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, Sie werden doch aus 
Ihren Wahlkreisen mit Stellungnahmen überschüttet. 
Sie können sich mit dieser Entscheidung doch nir- 


gends mehr sehen lassen. Sie spüren und wissen es ja (C) 
auch. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Er spricht zum Welt- 
wirtschaftsgipfel ! ) 

Einige von Ihnen sagen es auch laut. Ihr eigener Par- 
teitag hat Ihnen doch durch Beschluß bescheinigt, daß 
Sie hier die soziale Gerechtigkeit mit Füßen treten. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Vogel spricht zu 
Toronto!) 

— Das gehört auch zu Toronto, mein Lieber. 

(Beifall bei der SPD) 

Lieber Herr Wissmann, das, was ich hier erörtere, ist 
auch ein Gipfel, aber ein Gipfel der Unverfrorenheit 
und der sozialen Ungerechtigkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Trotzdem, meine Damen und Herren, haben Sie 
zugestimmt. Das ist übrigens noch ein zusätzlicher 
Punkt, der Aufmerksamkeit verdient. Sie haben ei- 
nem einzigen Mann zuliebe zugestimmt, der Sie als 
Fraktion vorführen und der Sie, Herr Bundeskanzler, 
einmal mehr öffentlich demütigen will. Deswegen 
stimmen Sie gegen Ihre Überzeugung, deshalb lassen 
sich zwei Fraktionen — das gilt ja auch für Sie — das 
Rückgrat brechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Warum, meine Damen und Herren von der Union 
und von der FDP, in Gottes Namen haben Sie Franz 
Josef Strauß nicht auf die Probe gestellt und in seine 
Schranken gewiesen? Was befürchten Sie denn ei- 
gentlich von ihm? Es wäre ein Akt der politischen 
Hygiene gewesen, wenn Sie gestern mannhaft diese 
Zumutung abgelehnt hätten. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 

CSU]: Sie mißbrauchen diese Debatte!) 

Statt dessen haben Sie sich erpressen lassen und zu 
weiteren Erpressungen eingeladen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Toronto!) 

Meine Damen und Herren, Sie haben um des Macht- 
erhalts willen Ihre Glaubwürdigkeit und — schlimmer 
noch — ein Stück Glaubwürdigkeit der parlamenta- 
rischen Demokratie geopfert. Niemand darf sich 
wundern, wenn sich viele Menschen, angewidert von 
einem solchen Schauspiel, abwenden und den Par- 
teien mit noch mehr Distanz als bisher begegnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Schaden — Sie geben es im internen Gespräch 
ja auch zu — ist noch viel schlimmer als der, der sich in 
einem Geldbetrag ausdrücken läßt. 

Drittens. Die Verschuldung der öffentlichen Hände 

hat sich drastisch erhöht. In den letzten fünf Jahren 
der Regierung Helmut Schmidt, auf die Sie jetzt nicht 
mehr so laut zu sprechen kommen, betrug die Finan- 
zierungslücke 166 Milliarden DM. Ihre Finanzie- 
rungslücke, also die Summe der Ausgaben, die nicht 
durch ordentliche Einnahmen gedeckt sind, belief 
sich für die Jahre 1983 bis 1987 auf 188 Milliarden 
DM; sie lag also deutlich darüber. 
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(A) Die Nettokreditaufnahme für das Jahr 1988 wird 
mit über 40 Milliarden DM veranschlagt. Das ist der 
höchste Kreditaufnahmebetrag in der Geschichte der 
deutschen Bundesrepublik. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Tempo beschleunigt sich. Infolge Ihrer gera- 
dezu chaotischen Finanzpolitik steuern insbesondere 
die Gemeinden — wie Herr Rommel Ihnen doch stän- 
dig bestätigt — , aber auch die Länder und der Bund 
auf immer größere Finanzierungslücken zu. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Klein? 

Dr. Vogel (SPD): Aber gerne. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Klein, bitte schön. 

Dr. Vogel (SPD): Bitte sehr, Herr Minister. 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, Herr Klein fragt 
als Abgeordneter. 

Dr. Vogel (SPD): Er ist auch Minister, Frau Präsiden- 
tin. 

Vizepräsident Frau Renger: Das läßt sich nicht leug- 
nen. 

Dr. Vogel (SPD): Mir ist nicht bekanntgeworden, 
daß er das Amt niedergelegt hat. 

(B) 

Vizepräsident Frau Renger: Aber er fragt hier nur 
als Abgeordneter. — Bitte. 

Klein (München) (CDU/CSU): Herr Kollege Vogel, 
sind Sie sicher, daß Sie nicht das Redemanuskript für 
die gestrige Debatte erwischt haben? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Dr. Vogel (SPD): Ich bin sicher, daß ich ein Thema 
erwischt habe, das Ihnen in höchstem Maße peinlich 
und unangenehm ist. Darum setze ich die Ausführun- 
gen dazu fort. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Allein beim Bund ergibt sich für die nächsten drei 
Jahre an Hand Ihres eigenen Zahlenwerkes eine Fi- 
nanzierungslücke von rund 170 Milliarden DM. Da 
sagen Sie, Herr Bundeskanzler, noch immer — wört- 
liches Zitat — , es sei das Gütesiegel Ihrer Regierung, 
daß Sie keine Schulden machen. — Wenn diese Äuße- 
rung nicht auf das zurückgeht, was Ihr Generalsekre- 
tär üblicherweise als Blackout bezeichnet, dann offen- 
bart sie jedenfalls einen schrecklichen Realitätsver- 
lust. 

Die Wahrheit ist: Noch nie hat sich eine Regierung, 
die auf einem Gebiet den Mund so voll genommen 
hat, so bis auf die Knochen blamiert wie Sie in der 
Frage der Schuldaufnahmen und der Verschuldung. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 

CSU]: Das ist eine unerhörte Verdrehung der 
Tatsachen!) 


Übrigens kann man mit uns über Kreditaufnahmen, (C) 
auch über hohe Kreditaufnahmen, durchaus reden, 
dann aber bitte über investive Kredite, die Arbeits- 
plätze schaffen, 

(Beifall bei der SPD) 

nicht über solche, mit deren Hilfe Hochverdienenden 

— wie Herr Rommel dankenswerterweise an seinem 
persönlichen Beispiel erst vor wenigen Tagen erläu- 
tert hat — jährlich 20 000 DM Steuern erlassen wer- 
den. 

Viertens. Wichtige soziale Sicherungssysteme wie 
die Gesundheits- und Alterssicherung oder die Ar- 
beitslosenversicherung nähern sich der Grenze ihrer 
Finanzierbarkeit oder haben sie — wie bei der Bun- 
desanstalt für Arbeit, Herr Franke bekundet das Tag 
für Tag — infolge der Eingriffe des Herrn Stoltenberg, 
der diese Eingriffe zur Sanierung des Bundeshaushal- 
tes vorgenommen hat, bereits weit unterschritten. Das 
ist kein Horrorgemälde, das sind Fakten. 

Daß gleichzeitig das Bruttosozialprodukt und un- 
sere Leistungsbilanzüberschüsse gewachsen sind, 
zeigt, daß die Ursachen für diese besorgniserregen- 
den Entwicklungen nicht primär im wirtschaftlichen 
Bereich liegen. Im Gegenteil: Die Entwicklungen des 
Bruttosozialproduktes und auch das, was Sie über das 
Wachstum im ersten Vierteljahr sagten — wobei eine 
ganze Reihe von Faktoren das ein bißchen relativiert 

— zeigen doch — darüber freuen wir uns doch — , mit 
welcher Kraft und mit welchem Können unsere männ- 
lichen und weiblichen Facharbeiter, 

(Kittelmann [CDU/CSUj: Und die Bundesre- 
gierung!) (D) 

Techniker, Ingenieure und Kaufleute, unsere Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer insgesamt sowie 
auch die Männer und Frauen in den Unternehmens- 
leitungen tätig sind. Das zeigen diese Zahlen. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 

CSU]: Und eine gute Politik der Bundesre- 
gierung, Herr Dr. Vogel! Das sollten Sie da- 
zusagen!) 

Das spricht für die Leistungsfähigkeit unserer Wirt- 
schaft. Deshalb wehren Sie sich auch mit mehr oder 
weniger deutlichem Gehör gegen die von interessier- 
ter Seite in Gang gebrachte Standortdebatte. Ich 
drücke auch meinerseits Frau Adam-Schwaetzer un- 
seren Respekt dafür aus, daß sie diese Legende vom 
Standortnachteil Bundesrepublik in ihrer Art und 
Weise deutlich zurückgewiesen hat. Das ist in Ord- 
nung. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber vor dem Hintergrund dieser Zahlen und dieser 
Leistungsfähigkeit der Wirtschaft wiegt Ihr politisches 
Versagen doch nicht leichter; das Versagen wiegt viel 
schwerer. Denn die Zahlen zeigen: Es fehlt nicht an 
Mitteln, es fehlt nicht an Potential — wir sind, gemes- 
sen im internationalen Vergleich und gemessen an 
unserer eigenen Geschichte, ein reiches Volk; ein Teil 
dieses Reichtums übrigens — das muß immer wieder 
der Wahrheit halber gesagt werden — stammt aus 
Opfern der Dritten Welt, und wir dürfen das nie ver- 
schweigen — ; was fehlt, sind der politische Wille und 
die konzeptionelle Kraft, diesen Reichtum zur Bewäl- 



6022 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 88. Sitzung. Bonn, Freitag, den 24. Juni 1988 


Dr. Vogel 

(A) tigung der genannten Herausforderungen und ande- 
rer dringender Probleme einzusetzen: 

(Beifall bei der SPD) 

etwa für eine ökologisch orientierte Industriepolitik, 
für den Schutz und die Wiederherstellung unserer 
Umwelt oder für die verstärkte Zusammenarbeit mit 
der Dritten Welt. Das, Herr Bundeskanzler — und 
auch das haben Sie ja auf Ihrem Parteitag zu hören 
bekommen — , wäre weiß Gott wichtiger und auch 
friedenssichernder als beispielsweise der Milliarden- 
aufwand für den Jäger 90, den Sie zu verantworten 
haben. 


(Beifall bei der SPD) 

Auf diesem Hintergrund frage ich Sie, Herr Bundes- 
kanzler: Warum zwingen Sie der Mehrheit unseres 
Volkes eine Steuererhöhung auf, die die Mehrheit 
und die meisten gesellschaftlichen Gruppen ablehnen 
und gar nicht haben wollen? Warum betreiben Sie 
gegen den erklärten Willen der Mehrheit unseres Vol- 
kes die Verlagerung der Finanzlasten unseres Ge- 
sundheitssicherungssystems auf Versicherte und Pa- 
tienten? Und warum zerschlagen Sie gegen den er- 
klärten Willen der Beschäftigten, der zuständigen Ge- 
werkschaften und der meisten Verbände, die an einer 
wirklichen Reform mitzuarbeiten ja bereit wären, die 
Einheit unseres Postsystems? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Das sind doch keine Reformen zur Verbesserung un- 
serer gesellschaftlichen Situation. Das ist enge Inter- 
(B) essenpolitik, und die lehnen wir Sozialdemokraten 
ab. 


(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Toronto und die Post!) 

— Ich freue mich sehr, daß die Anfangsmüdigkeit, die 
zwischen 9 und 10 Uhr zu spüren war, jetzt allmählich 
vergangen ist. Es war ja auch eine lange Nacht; ich 
verstehe das. — 

(Bohl [CDU/CSU]: Wo waren Sie eigentlich? 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir behaupten nicht, auf allen Gebieten Patentlö- 
sungen zu besitzen. Aber wir haben überall da, wo wir 
Sie kritisieren, eigene Konzepte erarbeitet: Das gilt 
für die Steuer- und Finanzpolitik, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU] : Steuererhöhun- 
gen haben Sie gemacht!) 

für die wir ein Alternativmodell vorgelegt haben; das 
gilt für unser Rentenkonzept und unser Konzept zur 
Reform des Gesundheitswesens; das gilt für unsere 
Vorschläge zur ökologischen Erneuerung der Wirt- 
schaft und der Energieversorgung; das gilt ebenso für 
unsere Programme zur Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit durch solidarische Anstrengungen aller Verant- 
wortlichen. 

Es ist bezeichnend, daß aus unserer Mitte heraus 

— nicht aus Ihrem Lager, wenn man das Wort „Lager'' 
in bezug auf Sie jetzt überhaupt noch verwenden 
darf — eine intensive Debatte über die wirksamsten 
Wege zur Überwindung der Arbeitslosigkeit ausge- 
löst worden ist, bei der — selbst um den Preis von 


Kontroversen unter Freunden — auch ganz neue und (C) 
unkonventionelle Gedanken in die Debatte einge- 
bracht worden sind. 


(Beifall bei der SPD) 

Es ist ebenso bezeichnend, daß es uns — nicht der 
Bundesregierung — gelungen ist, 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Wer ist „uns"?) 

Repräsentanten der Arbeitnehmer und der Arbeitge- 
ber, der öffentlichen Hände und der Kirchen zu die- 
sem Thema nach jahrelanger Pause an einem Tisch 
zum gemeinsamen Gespräch zusammenzuführen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wo war das? In To- 
ronto, Herr Dr. Vogel?) 

Wir sind bereit, meine Damen und Herren, auf allen 
Ebenen von neuem Verantwortung zu übernehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um Gottes wil- 
len!) 

Unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger haben uns zu- 
letzt neue Regierungsverantwortung in und für 
Schleswig-Holstein übertragen. Björn Engholm hat 
schon in den ersten Wochen sichtbar gemacht, daß ein 
solcher Wechsel in der Verantwortung auch einen 
Wechsel im Stil und im Inhalt der Politik bedeutet. 


(Beifall bei der SPD) 


Wir sind jedoch bereit — ich wiederhole das hier — , 
auch aus der Opposition heraus Mitverantwortung zu 
tragen. Wir haben das im Falle der sogenannten 
Albrecht-Initiative, deren schließlichen Ausgang wir 
mit großem Interesse verfolgen, unter Beweis gestellt, 
im Falle einer Initiative, die ohne unsere Mitwirkung 
gar nicht hätte auf den Weg gebracht werden kön- 
nen 


(D) 


(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na!) 

und deren weiteres Schicksal jetzt allein von Ihnen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, abhängt. 

Voraussetzung für eine solche Mitverantwortung ist 
jedoch, daß die Koalition wenigstens noch die Kraft 
aufbringt, sich für die begrenzte Zusammenarbeit auf 
bestimmten Feldern, etwa auf dem Feld der Gesund- 
heitspolitik, der Altersversorgung — dort gibt es erste 
ermutigende Anzeichen — und der Umweltpolitik zu 
öffnen. Voraussetzung ist, daß Sie mit dem Diktat 
wechselnder Koalitionszirkel Schluß machen, die in 
keinem Artikel des Grundgesetzes vorgesehen sind 
und selbst in Ihren eigenen Reihen Verdrossenheit 
und Lähmung erzeugen, weil man nicht mehr erken- 
nen kann, wo eigentlich die Zentren der Entscheidung 
und der Verantwortung liegen. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Was haben Sie zu 
Toronto zu sagen?) 

Notwendig ist, daß Sie wenigstens zu einem Min- 
destmaß von Berechenbarkeit zurückfinden. 

Diese Haltung entspricht unserer Orientierung am 
Gemeinwohl. Dem Gemeinwohl dienen wir aber zur 
gleichen Zeit auch dadurch, daß wir Ihre Ablösung 
vorbereiten, damit wir im Sinn des demokratischen 
Grundprinzips alles tun, damit Ihr Niedergang nicht 
zum Niedergang unseres Volkes wird, sondern damit 
wir mit neuer Kraft unserem Volk in der Regierungs- 
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(A) Verantwortung dienen können, wenn Sie Ihre Kraft 
endgültig verbraucht und erschöpft haben. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 

CSU und der FDP) 

Viele, auch in Ihren eigenen Reihen, spüren, und wir 
wissen es; Dieser Zeitpunkt ist in den letzten Monaten 
und Wochen ein gutes Stück nähergerückt. 

Ich danke Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Lachen bei 
der CDU/CSU - Bohl [CDU/CSU]: Zu wel- 
chem Tagesordnungspunkt hat er gespro- 
chen? — Kittelmann [CDU/CSU]: Er hat 
seine Rede von gestern abgeliefert!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann den Kol- 
legen Vogel sehr gut verstehen, daß er vor dem Ablauf 
des letzten Parlamentstages hier noch einmal vor al- 
lem seiner Fraktion deutlich machen will, was er er- 
wartet, was er erhofft, was er sich erwünscht. Ich war 
ja sechs Jahre als Oppositionsführer jeweils vor der 
Sommerpause in der gleichen Lage; ich kann das alles 
nachempfinden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Ich weiß auch, Herr Kollege Vogel, obwohl ich die- 
g ses Stilelement der Politik nie angewandt habe, daß 
Sie sich selber an jenen Katastrophengemälden be- 
rauschen können, die Sie uns von Zeit zu Zeit anbie- 
ten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ach du lieber Gott!) 

Ich habe mich aber nicht deswegen zu Wort gemel- 
det, denn zu den ganzen Vorwürfen ist wirklich nichts 
zu sagen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Lachen bei der SPD — Roth 
[SPD]: Die können Sie ja einstecken!) 

Es lohnt sich nicht. Wenn Sie nur einmal Ihre Ausfüh- 
rungen anläßlich der Etatberatungen im vergangenen 
November und Ihre Prognosen zur weltwirtschaftli- 
chen Entwicklung nachläsen, wüßten Sie, wie abwe- 
gig alle Ihre Thesen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Nichts, aber auch gar nichts von dem, was Sie prophe- 
zeit haben, ist eingetreten. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ist es auch schon. 

Ich habe mich zu Wort gemeldet, weil Sie zu zwei 
Persönlichkeiten hier das Wort genommen haben. 

(Zander [SPD]: Eine! - Dr. Vogel [SPD]: Ei- 
gentlich nur zu einer!) 

— Lassen Sie uns doch einen Moment innehalten. 
Glauben Sie wirklich, daß es richtig ist, dann, wenn 
ich von zwei Persönlichkeiten rede — ich meine na- 
türlich Jacques Delors und Martin Bangemann — da- 


zwischenzurufen „Eine'"? Glauben Sie, daß das ein (C) 
Stil ist, wie man in diesem Haus miteinander um- 
geht? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie mögen ja, wie der eine oder andere, anderer Mei- 
nung sein. Diese Art der persönlichen Herabsetzung 
hat allerdings nichts, aber auch gar nichts mit demo- 
kratischem Verständnis im Umgang miteinander zu 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

Ich bin erfreut, Herr Abgeordneter Vogel, daß Sie 
hier den Präsidenten der Kommission so loben. Ich 
habe das immer getan, schon vor drei Jahren. Herr 
Abgeordneter Vogel, Sie wissen das. Es wäre nur red- 
lich, wenn Sie das bei einer solchen Gelegenheit sa- 
gen würden. 

(Dr. Vogel [SPD]; Ich habe Ihnen ja zuge- 
stimmt! Man wird Ihnen ja noch zustimmen 
dürfen!) 

— Nein, Entschuldigung! Sie sollten erst einmal zuhö- 
ren, damit Sie überhaupt fähig sind, zuzustimmen. 

Das ist der Punkt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sie sollten, wenn Sie hier sprechen, die intellektuelle 
Ehrlichkeit aufbringen, 

(Unruhe bei der SPD) 

daran zu erinnern, daß — Sie wissen das ja — vor drei 
Jahren der Vorschlag, Jacques Delors zum Kommis- 
sionspräsidenten zu wählen, gemeinsam vom franzö- (^) 
sischen Staatspräsidenten und von mir gemacht 
wurde. 

(Dr. Vogel [SPD]: Bravo! Und was machen 
Sie jetzt?) 

Insofern habe ich, wenn wir hier über dieses Thema 
sprechen, keinen Nachholbedarf. Ich schätze Jacques 
Delors und bin mit ihm befreundet, und jeder weiß 
dies. 

Zum zweiten ist es doch eine absolut selbstver- 
ständliche Pflichterfüllung, daß der deutsche Regie- 
rungschef, wenn — wie in diesem Falle — eine Amts- 
zeit abläuft und wir vor neuen Personalentscheidun- 
gen stehen, das prinzipielle Anrecht auf Besetzung 
der Position des Präsidenten geltend macht, das sich 
aus vielerlei Gründen, die Sie auch kennen, ergibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Abgeordneter Vogel, nicht mehr und nicht weni- 
ger habe ich getan, und Sie wissen das auch. Ich hätte 
meine Pflicht verletzt, wenn ich in diesem Augenblick 
nicht gesagt hätte, daß es — nachdem jetzt diese 
Amtszeit abläuft — einen prinzipiellen Anspruch gibt, 
den die Kollegen vor drei Jahren bei der Wahl von 
Jacques Delors auch bestätigt hatten, und wenn ich 
diesen Anspruch damit nicht erneut deutlich gemacht 
hätte. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sind Sie nun für ihn?) 

Herr Abgeordneter Vogel, Sie wissen darüber hin- 
aus auch — und Sie wissen es sehr genau — , daß die 
Bundesrepublik Deutschland den Vorschlag „Delors" 
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(A) unterstützt. Sie wissen das, und dennoch stellen Sie 
sich hier auf dieses Podium und reden so als wüßten 
Sie es nicht. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Unerhört ist das!) 

Das ist intellektuell unredlich! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Kittelmann [CDU/CSU]; Schämen Sie sich, 

Herr Vogel!) 

Herr Abgeordneter Vogel, es ist menschlich schä- 
big, 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP — Widerspruch bei der SPD) 

— ich wiederhole: es ist menschlich schäbig, wie Sie 
hier über Martin Bangemann gesprochen haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich respektiere Ihre Meinung, wenn Sie der Auffas- 
sung sind, einen anderen — oder aus Ihrer Sicht auch 
einen besseren Kandidaten — vorschlagen zu sollen. 
Das akzeptiere ich als Ihre Meinung. Aber es geht 
nicht an, daß Sie einen Mann, der doch in vielen Jah- 
ren gerade in Sachen Europa wirklich mit Leiden- 
schaft die Interessen auch der Bundesrepublik vertre- 
ten hat — und das hat Martin Bangemann zu jeder 
Stunde getan — , hier in einer solchen Weise abzuqua- 
lifizieren versuchen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Gerade im Rückblick auf die deutsche Präsident- 
schaft der letzten sechs Monate kann ich aus vielerlei 
persönlicher Beobachtung und Erfahrung bezeugen, 
daß er in einer großartigen Weise sowohl den Interes- 
sen der Bundesrepublik als auch denen der Gemein- 
schaft gedient hat, und es stünde Ihnen eigentlich gut 
an, ein Wort des Respekts zu sagen. Statt dessen reden 
Sie hier in einer Weise von einem Mitglied des Hauses 
und der Bundesregierung — und die Zwischenrufe 
waren ja in dieser Richtung noch disqualifizieren- 
der — , die ich — ich sage es noch einmal — nur als 
menschlich schäbig bezeichnen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Widerspruch bei der SPD) 

Herr Abgeordneter Vogel, das ist kein Einzelfall, 
und dies ist eine Erfahrung, wie sie in keinem anderen 
europäischen Parlament möglich wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In der französischen Kammer, in der italienischen 
Kammer, im britischen Unterhaus gibt es genau wie 
bei uns leidenschaftliche Debatten und unterschiedli- 
che Meinungen — das gehört zum Wesen der Demo- 
kratie — , aber ich habe noch nicht ein einzige Mal zur 
Kenntnis genommen — und Sie auch nicht — , daß ein 
Vorschlag, den die italienische oder die französische 
oder die britische Regierung für ein internationales 
Gremium macht, in einer solchen Weise abqualifiziert 
wird, 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 

FDP — Zuruf von der CDU/CSU: Nestbe- 
schmutzer!) 


in der Sie dies in den letzten Monaten hier gleich (C) 
zweimal getan haben, erst bei der Benennung des 
Generalsekretärs der NATO, Manfred Wörner, und 
jetzt bei Martin Bangemann. 

Herr Abgeordneter Vogel, Sie belieben hier häufig 
über politischen Stil zu reden. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich sage Ihnen; Es gab in den über 30 Jahren der Exi- 
stenz dieses Hauses nur wenige Beispiele dafür, 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

daß man mit dem politisch Andersdenkenden in einer 
so erbärmlichen Weise umgegangen ist, wie Sie es 
tun. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Dies fällt auf Sie zurück! 

(Lang anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab- 
geordneter Dr. Vogel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt entschuldigt 
er sich!) 


Dr. Vogel (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Als der Herr Bundeskanz- 
ler eben hier an das Rednerpult trat, habe ich gedacht, 
er wollte etwas Wesentliches mitteilen, etwa die Tat- 
sache, daß die gestern von Ihnen beschlossene Vor- 
läge zur Steuerreform soeben im Finanzausschuß des 
Bundesrates gescheitert ist. 

(Lachen bei der SPD) 

Ich dachte, das wollte er mitteilen und damit wollte er 
sich auseinandersetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Statt dessen haben Sie erkennen lassen, Herr Bun- 
deskanzler, was Ihnen vor der Sommerpause das 
drängendste Problem zu sein scheint. Das ist Ihre Aus- 
wahl; das habe ich hier nicht weiter zu bewerten. 

Zur Sache erkläre ich folgendes: Die Behauptung, 
Sie hätten mir mitgeteilt, daß die Bundesregierung die 
Kandidatur von Jacques Delors unterstütze, ist unzu- 
treffend. Sie erliegen offenbar einmal mehr einer Erin- 
nerungstäuschung. 

(Wissmann [CDU/CSUJ: Das hat er gar nicht 
gesagt! — Bundeskanzler Dr. Kohl: Das habe 
ich doch gar nicht gesagt! Das ist unwahr! Ich 
sagte: „Sie wissen es!") 

— Der Vorwurf, daß ich es wüßte, ist unzutreffend. Ich 
weise es zurück. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU] : Das glaubt Ih- 
nen keiner!) 

Ich habe es hier, Herr Bundeskanzler, aus Ihrem 
Munde gehört. 

Im übrigen wäre die ganze Aufregung nicht ent- 
standen, wenn Sie die mir gegebene Zusage, die 
Frage der Nachfolge von Herrn Narjes zum Gegen- 
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(A) stand eines Gesprächs zwischen uns zu machen, ein- 
gehalten hätten. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 

CSU]; Jetzt wissen wir warum! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

— Meine Herren, daß Sie seit gestern einen Nachhol- 
bedarf an Aufregung haben, kann ich ja gut verste- 
hen. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 

CSU]: Sie sind in einer peinlichen Verlegen- 
heit!) 

— Das hätten Sie gerne. 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundeskanzler 
hätte die ganze Debatte überflüssig machen können, 
indem er heute morgen um 9.10 Uhr an der Stelle, an 
der wir es alle erwartet hätten, nämlich in seiner Re- 
gierungserklärung, mitgeteilt hätte: Die Regierung 
unterstützt Jacques Delors, Dann wäre das Thema 
überhaupt nicht aufgekommen. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Es wird ja immer schlimmer!) 

Im übrigen muß ich schon sagen: Wenn Sie das, was 
ich hier über die Besetzung dieser Funktion und über 
den zweiten deutschen EG-Kommissar gesagt habe, 
als Herabsetzung und als Beleidigung empfinden, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Schäbig war es!) 

dann möchte ich wissen, welche Maßstäbe Sie eigent- 
lich an Ihre eigenen Äußerungen über Sozialdemo- 
kraten und über andere anlegen. Es muß doch in die- 
sem Hause erlaubt sein, zu sagen, daß man einen 
anderen Kandidaten für qualifizierter und für geeig- 
neter hält. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen habe ich den Anstand von Herrn Bange- 
mann hier doch mit keinem Wort in Zweifel gezogen. 
Herr Bundeskanzler, wenn Sie auf die anderen Län- 
der verweisen, dann mache ich Sie darauf aufmerk- 
sam, daß es in anderen Ländern selbstverständlich ist, 
daß der Regierungschef und der Chef der Opposition 
über solche personellen Fragen miteinander reden 
und sich um eine Vertretung bemühen, die alle Kräfte 
des Volkes zur Geltung kommen läßt. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 

CSU]: Es ist also die Verletzung Ihrer Eitel- 
keit!) 

Ich habe sonst wenig Anlaß, das zu tun, aber ich 
empfehle Ihnen: Nehmen Sie sich in diesem Falle ein 
Beispiel an Frau Thatcher. Selbstverständlich ist der 
zweite britische EG-Kommissar in der Kommission in 
Brüssel ein Labour-Mann, 

Herr Bundeskanzler, Ihre künstliche Aufregung 
fällt auf Sie selber zurück. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Schwörer, 


Dr. Schwörer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 


Dr. Vogel, als wir vorhin Ihre Rede gehört haben, ha- (C) 
ben wir uns gefragt: Welcher Punkt der Tagesord- 
nung ist eigentlich aufgerufen? Ein Kollege meinte. 

Sie hätten Ihr Manuskript verwechselt. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Das passiert nur dem 
Kanzler!) 

Ich möchte etwas anderes vermuten: Es fällt Ihnen 
so furchtbar schwer, diese Bundesregierung zu loben, 
wenn sie etwas wirklich Hervorragendes vollbracht 
hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es käme gerade draußen in der Bevölkerung viel bes- 
ser an als das, was Sie in Ihrer Rede gesagt haben, 
wenn Sie auch einmal die Leistungen dieser Bundes- 
regierung hervorgehoben hätten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Nachlesen! — Zuruf des 
Abg. Brück [SPD]) 

— Sie haben sie ja gelobt, Herr Brück. 

Es sind Leistungen, die man wirklich auch als Oppo- 
sition als großartige Leistungen dieser Bundesregie- 
rung bezeichnen muß. Sie wissen ganz genau: Ohne 
die Entscheidung in Brüssel vom 1 1./12. Februar 1988 
wäre die europäische Einigung zum Erliegen gekom- 
men. Insofern ist wirklich etwas geschehen, was Sie in 
Ihrer Rede ruhig hätten anerkennen dürfen. 

Auch das, was in den Monaten danach bis hin zur 
Nacht von gestern auf heute als weitere Akte dieser 
Präsidentschaft geschehen ist, hat uns dem „Raum 
ohne Binnengrenzen'' ein gutes Stück nähergebracht. 

Von den insgesamt noch 260 zu verabschiedenden 
Rechtsvorschriften sind 34 endgültig verabschiedet 
worden. Zu weiteren 12 wurden gemeinsame Stand- 
punkte bzw. Orientierungen festgelegt, die zu einer 
baldigen Verabschiedung führen können. Herr Kol- 
lege Irmer hat bereits gesagt: Dies ist die erfolgreich- 
ste Präsidentschaft in der EG seit vielen, vielen Jah- 
ren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt nicht 
alles aufzählen, aber auf einzelne Erfolge hinweisen: 
den Abbau der technischen Handelshemmnisse, die 
Dienstleistungsfreiheit, die Liberalisierung des Kapi- 
talverkehrs, die Vorschriften für unsere Landwirt- 
schaft im Veterinärwesen und beim Pflanzenschutz, 
die Erhöhung der Gemeinschaftskontingente im Gü- 
terfernverkehr und den endgültigen Zeitpunkt der Li- 
beralisierung im Fernverkehr, auch die allgemeine 
Anerkennung der Hochschuldiplome. Alle diese Er- 
folge waren nur möglich, weil durch die Einheitliche 
Europäische Akte, die diese Bundesregierung ent- 
scheidend beeinflußt hat, eine Entscheidung auf 
Mehrheitsbasis möglich wurde. Damit können wir die 
Hoffnung haben, daß der Zeitplan für die Binnen- 
marktintegration bis 1992 eingehalten werden kann. 

Das hätte vor einem Jahr noch niemand für möglich 
gehalten. 

Auch der Gipfel von Hannover ist so vorbereitet, 
daß dort Weichenstellungen in Richtung weiterer Har- 
monisierung vorgenommen werden können. Sie sind 
notwendig, um diesen großen Markt von 325 Millio- 
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(A) nen Bürgerinnen und Bürgern dieser Gemeinschaft 
herzustellen. Ich nenne die Liberalisierung des 
Dienstleistungsverkehrs, die Liberalisierung der öf- 
fentlichen Beschaffungen, die Fragen des Patent- und 
Markenrechts, die Steuerharmonisierung, die erst am 
Anfang steht. 

Wichtig ist meiner Meinung nach, daß wir uns dar- 
über im klaren sind, daß die Gemeinschaft bei all die- 
sem Zusammenwachsen nach außen offenbleiben 
muß, daß sie nicht ein geschlossener Verein werden 
darf. Sie muß sich mit einer offenen Handelspolitik 
allen Partnern gegenüber bewähren. 

Herr Vogel — dieser Punkt ist noch wichtig — hat 
vorhin von der Beschäftigungsoffensive gesprochen. 
Der wichtigste Bereich für die Beschäftigung von Ar- 
beitnehmern sind die kleinen und mittleren Betriebe. 
Eine Entschließung des Binnenmarktrats vom Mai 
dieses Jahres sagt, daß „den kleinen und mittleren 
Betrieben die Anpassung an die Erfordernisse des 
Binnenmarkts erleichtert werden muß“. Es heißt in 
der Entschließung, daß sie „nicht durch übermäßige 
Anforderungen in Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten in ihren Entfaltungsmöglichkeiten behindert wer- 
den dürfen“. 

Das ist das Thema der europäischen Bürokratie, die 
wir fürchten, weil in Brüssel zum Teil andere Vorstel- 
lungen über einfache gesetzliche Regelungen als bei 
uns herrschen. 

Es ist eine wichtige Aufgabe, gemeinsam dagegen zu 
wirken, damit keine komplizierten Regelungen zu- 
stande kommen, die gerade den kleinen und mittleren 
Unternehmen die Anpassung an die europäischen 

(B) Neuregelungen erschweren. 

Die Schaffung von Arbeitsplätzen, die wir beson- 
ders über die kleinen und mittleren Betriebe erwar- 
ten, hängt davon ab, in welcher Weise der Gemein- 
same Markt wirtschaftÜche Dynamik entfaltet. Ich 
glaube, daß für diese wirtschaftliche Dynamik auch 
mit den Richtlinien, die unsere Regierung in diesem 
Jahr zustande gebracht und eingeleitet hat, eine gute 
Grundlage geschaffen worden ist. 

Herr Bundeskanzler, die CDU/CSU-Fraktion 
wünscht Ihnen auf dem Gipfel in Hannover weitere 
Erfolge. Wir wünschen, daß dieser Gipfel eine erfolg- 
reiche Etappe auf dem Weg zu einem Europa sein 
möge, dessen Markenzeichen heißen: Arbeit und so- 
ziale Sicherheit, 

(Zuruf von der SPD: Oje!) 

gemeinsame Erhaltung von Natur und der Umwelt, 
fairer Wettbewerb, Verständigung und möglichst Zu- 
sammenarbeit mit allen Völkern in Ost und West. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei (C) 
einigen Enthaltungen ist das Gesetz angenommen. 

Wir stimmen jetzt ab über den Antrag der Fraktion 
der SPD: Europäischer Rat am 27. /28. Juni 1988 in 
Hannover, Drucksache 11/2327 (neu), Tagesord- 
nungspunkt 20 c. Wer für diesen Antrag stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent- 
haltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über den Antrag der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP auf Drucksache 11/2573 
— Zusatzpunkt 11 der Tagesordnung — ab. Wer für 
diesen Antrag stimmt, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag 
ist angenommen. 

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 20 d. Mir 
ist mitgeteilt worden, daß der Berichterstatter das 
Wort zu einer redaktionellen Berichtigung wünscht. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Wieczorek. 

Dr. Wieczorek (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Es hat sich ein ganz entscheidender 
Fehler eingeschlichen. Die Numerierung stimmt 
nicht. Deswegen muß ich das korrigieren. 

Die Ziffer I 3 auf Seite 4 der Vorlage muß richtig 
Ziffer II heißen. Demzufolge muß Ziffer II zu Ziffer III 
werden. Diese entscheidende Änderung wollte ich 
Ihnen mitteilen. 

Vizepräsident Frau Renger; Danke sehr, Herr Be- 
richterstatter. 

Wir kommen nunmehr zu Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Finanzausschusses auf 
Drucksache 1 1/2575 mit der vom Berichterstatter vor- 
getragenen Berichtigung. Ich sagte schon, es handelt 
sich um Tagesordnungspunkt 20 d. Wer für die Be- 
schlußempfehlung stimmt, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei Ge- 
genstimmen und Enthaltungen ist die Beschlußemp- 
fehlung angenommen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 21 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung des Aus- 
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD zur Erklärung der Bundesregierung über 

die Ergebnisse des Europäischen Rates und 
der Gespräche in Washington 

zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD zur Erklärung der Bundesregierung über 

die Ergebnisse des Europäischen Rates und 
der Gespräche in Washington 


zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD zur Erklärung der Bundesregierung über 

die Ergebnisse des Europäisches Rates und der 
Gespräche in Washington 

- Drucksachen 11/1869, 11/1870, 11/1886, 

11/2332 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete von Schorlemer 

Lamers 

Dr. Wulff 

Frau Wieczorek-Zeul 
Voigt (Frankfurt) 


Vizepräsident Frau Renger: Ich schließe die Aus- 
sprache. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über den Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung zu dem Abkommen 
vom 11. April 1984 zur Änderung des Anhangs zur 
Satzung der Europäischen Schule; das ist Tagesord- 
nungspunkt 20 b. Ich rufe das Gesetz mit seinen Art. 1 
bis 4, Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz 
als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich 
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Vizepräsident Frau Renger 
(A) Frau Dr. Hamm-Brücher 

Dr. Lippelt (Hannover) 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Fortsetzung des atomaren Abrüstungsprozes- 
ses 

— Drucksache 11/2438 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführung) 
Verteidigungsausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung dieses Tagesordnungspunktes 90 Minuten 
vorgesehen, Ist das Haus damit einverstanden? — 
Kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen, 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Ehmke. 


Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Redner der SPD-Fraktion 
haben eben die Bundesregierung in Sachen EG- 
Präsidentschaft gelobt. Wir wünschen Ihnen, Herr 
Außenminister, auch für den Europäischen Rat in 
Hannover Erfolg. 

Hinsichtlich der Fortsetzung des Abrüstungspro- 
zesses ist die Lage leider schwieriger, denn die Bun- 
desregierung redet zwar viel von einem Gesamtkon- 
zept, hat dafür aber keine eigenen Vorschläge vorge- 
legt. Im Bündnis, Herr Außenminister, wird schon ge- 
spottet, Bonn sei „ comprehensive unklar". Kollege 
Rühe hat selbstkritisch von einem „Kult der Mehrdeu- 
tigkeit" gesprochen. 

Neben den Unklarheiten bestehen auch Widersprü- 
che. So beschwört der Minister Shultz etwa die Ab- 
schreckungsstrategie als unverzichtbar, während der 
Herr Kollege Genscher in seiner bemerkenswerten 
Potsdamer Rede vom 11. Juni 1988 immerhin gesagt 
hat: „Wenn also ohnehin höchste politische Vernunft 
und Verantwortung gefordert sind, sollten sie sich 
nicht darin erschöpfen, Sicherheit allein auf das Prin- 
zip der wechselseitigen Abschreckung zu stützen. " 

Wir Sozialdemokraten haben gegenüber solchen 
Unklarheiten und Widersprüchen in der Regierungs- 
koalition mit dem Konzept der gemeinsamen Sicher- 
heit eine Alternative zu der selbstmörderischen Politik 
und Strategie der gegenseitig gesicherten Vernich- 
tung entwickelt. Wir wollen im gemeinsamen Überle- 
bensinteresse die auf A-Waffen gestützte Abschrek- 
kung durch eine stufenweise zu verwirklichende Ord- 
nung gegenseitiger vereinbarter Sicherheit ersetzen. 
Der Weg dahin ist weder kurz noch einfach. Ob wir, 
wie uns Präsident Reagan und Generalsekretär Gor- 
batschow gemeinsam versichert haben, unser Ziel, die 
Welt von Atomwaffen zu befreien, wirklich erreichen 
können, kann heute niemand mit Gewißheit sagen. 
Aber auf dem mühsamen Weg zu diesem Ziel ist uns 
jeder willkommen, der auch nur ein Stück dieses We- 
ges mitzugehen bereit ist. 

Da es ein sicherheitspohtisches Konzept der Union 
und der Koalition, mit dem sich eine Auseinanderset- 
zung lohnen würde, nicht oder nicht mehr gibt, 
möchte ich versuchen, an Hand konkreter Fragen die 
heutige Gemengelage zwischen Übereinstimmun- 
gen, Differenzen und Unklarheiten kritisch zu sortie- 
ren und dabei die sicherheitspolitische Linie der SPD 


noch einmal nachzuzeichnen. Dabei fange ich mit den (C) 
Übereinstimmungen an. 

Was immer die Krämpfe und Verrenkungen in der 
Union hinsichtlich der Null- und erst recht hinsichtlich 
der doppelten Null-Lösung gewesen sind, heute wird 
das INF- Abkommen in diesem Hause von einer brei- 
ten Mehrheit getragen, und das obwohl es nicht lo- 
gisch, sondern nur historisch zu erklären ist, daß wir 
mit dem Abrüstungsprozeß gerade bei Mittelstrek- 
kenraketen begonnen haben. 

Übereinstimmung besteht auch über die generelle 
Notwendigkeit der Fortsetzung des Rüstungskontroll- 
und Abrüstungsprozesses, und zwar sowohl nach 
oben hin zu den strategischen Waffen als auch nach 
unten bis hin zu den nuklearen Gefechtsfeldwaffen 
und den konventionellen Waffen und Streitkräften. 

In den konkreten Fragen, verehrte Kollegen der 
Union, besteht dann aber schon darum keine Überein- 
stimmung mehr, weil die Äußerungen aus der Union 
und auch aus der Koalition voller Unklarheiten und 
Widersprüche sind. So haben z. B. ebenso kritische 
wie nebulöse Äußerungen des neuen Verteidigungs- 
ministers Zweifel daran aufkommen lassen, ob die 
gesamte Bundesregierung eine Halbierung des strate- 
gischen Arsenals der Vereinigten Staaten im Rahmen 
eines ST ART- Vertrages wirklich begrüßen würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber selbstver- 
ständlich!) 

— Lesen Sie die Rede nach, Herr Kollege! 

Völlig unklar ist die Position der Bundesregierung 
und der Koalition zu der Frage, wann, wo, in welchem pj 
Forum und mit welchem Ziel über nukleare Kurz- 
streckenraketen, nuklearfähige Flugzeuge und nu- 
kleare Gefechtsfeldwaffen verhandelt werden soll. 

Ich überspringe diese Stufe aber zunächst einmal, um 
noch bei den Übereinstimmungen zu bleiben. Ich 
komme darauf zurück. 

Übereinstimmungen zwischen uns bestehen in 
nicht unwesentlichem Maße im Bereich der Verhand- 
lungen über ein KRK-Mandat für konventionelle Ab- 
rüstung vom Atlantik bis zum Ural. Leider besteht die 
Gefahr, daß eine Einigung über ein KSZE-Schluß- 
dokument wegen fehlender Übereinstimmung in der 
Menschenrechtsfrage über den Sommer hinaus verzö- 
gert werden wird. 

Aber auch hinsichtlich des KRK-Mandats selbst har- 
ren noch einige Fragen der Lösung. Die wichtigste 
noch offene Frage ist die Einbeziehung doppelver- 
wendungsfähiger Trägersysteme in die KRK- Ver- 
handlungen. Die SPD-Position ist auch in diesem 
Punkte klar: Wir halten die Einbeziehung solcher Trä- 
gersysteme nicht nur für möglich, wir halten sie für 
geboten. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Haltung der Bundesregierung, Herr Außenmini- 
ster, ist insoweit nicht klar. Ich billige der Regierung 
aber mildernde Umstände zu. Denn sie mag Rücksicht 
auf französische und britische Wünsche nehmen. 

Was sind das für Wünsche? Es ist der Wunsch, sich 
möglichst auf nichts einzulassen, was die Einbeziehung 
französischer und britischer A-Waffen in die Rü- 
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(A) stungskontroll- und Abrüstungsverhandlungen nä- 
herbringen könnte. Ich sage Ihnen ganz offen: Mit 
einer solchen Haltung werden erfolgreiche KRK- Ver- 
handlungen nicht geführt werden können. Die dop- 
pelverwendungsfähigen Trägersysteme — ich rede 
hier nicht von den nuklearen Sprengsätzen — wer- 
den, wie die Militärs sagen, im verbundenen Gefecht 
geführt. Wie kann man sie dann aus der Kontrolle der 
konventionellen Rüstung und der Abrüstung heraus- 
lösen wollen? Sie brauchen allerdings nicht als geson- 
derte Waffenkategorie behandelt zu werden. 

Ich hoffe, daß sich der Westen bald auf eine prakti- 
sche Kompromißformel einigt. Ich meine, auch unse- 
ren französischen und britischen Freunden muß klar 
sein: Das westliche Bündnis kann es sich weder poli- 
tisch noch moralisch leisten, die Erteilung eines KRK- 
Mandats aus solchen in der Sache nicht überzeugen- 
den Gründen an seiner eigenen Uneinigkeit scheitern 
zu lassen. 

Damit sind wir bei der nächsten Frage: Was soll das 
Ziel der KRK- Verhandlungen sein? Unsere überein- 
stimmende Antwort lautet: die Herstellung vereinbar- 
ter konventioneller Angriffsunfähigkeit beider Seiten, 
die vor allem Überraschungsangriffe und raumgrei- 
fende Offensiven ausschließt. Während wir Sozialde- 
mokraten, unter anderem zusammen mit der polni- 
schen Seite, inzwischen erste Kriterienkataloge für 
strukturelle Angriffsunfähigkeit entwickelt haben 
und diese Arbeit fortsetzen, wird es bei der Regierung 
hier nun schon wieder ziemlich dünn. Das gilt erst 
recht für die NATO. Es müssen aber endlich konkrete 
westliche Vorschläge auf den Tisch, und zwar solche, 

(B) von denen ihre Autoren nicht im letzten Satz sagen, 
diese Vorschläge seien zwar sehr gut, aber leider nicht 
verhandlungsfähig. 

Die Bundesregierung, die in der NATO großspurig 
ein Gesamtkonzept einfordert, muß endlich ihre eige- 
nen Vorschläge auf den Tisch legen. 

(Beifall der Abg. Frau Traupe [SPD]) 

Solange sie das nicht tut, ist auch die Kritik an dem 
von Generalsekretär Gorbatschow und Außenmini- 
ster Schewardnadse vorgelegten Dreistufenplan für 
konventionelle Abrüstung nicht mehr als Politik- 
ersatz. 

(Frau Traupe [SPD]: Richtig, Herr Kollege!) 

Hapert es schon an konkreten Vorschlägen für die 
KRK- Verhandlungen — die den konventionellen Teil 
betreffen — , so besteht über die Frage, wo, in welcher 
Form und mit welchem Ziel über nukleare Bomben 
und Granaten der doppelverwendungsfähigen Trä- 
gersysteme sowie über nukleare Kurzstreckenwaffen 
verhandelt werden soll, in der Union und Koalition ein 
geradezu wüstes Durcheinander und bei der Regie- 
rung völlige Sendepause. Dabei haben doch der Bun- 
deskanzler, der Bundesaußenminister, die Bundesre- 
gierung, die Union und die FDP nach Abschluß des 
INF-Abkommens mit großer Emotion und noch größe- 
rer Lautstärke verkündet, daß die Verhandlungen 
über diese Waffen für uns Deutsche existentiell und 
darum vorrangig seien. 

Ich sehe aber in dem Spruch: Je kürzer die Reich- 
weite, um so toter die Deutschen, den Ausdruck einer 


bedauerlichen deutschen Larmoyanz. Denn die Hun- (C) 
derttausende bei uns stationierten Amerikaner, Eng- 
länder und Franzosen mit ihren Familien, die Hollän- 
der und Belgier sind genauso gefährdet. Aber ich 
stimme Ihnen zu: Diese Frage ist für uns von großer 
Bedeutung. Um so bedenklicher ist das Schweigen 
der Bundesregierung und das Durcheinander in Ihren 
Reihen. 

Es ist auch beunruhigend, daß das NATO-Treffen in 
Madrid vor einigen Wochen in allen diesen Fragen 
nicht einen Schritt weitergekommen ist. Statt dessen 
haben sich die Vereinigten Staaten, Frankreich und 
England über den Luftverkehr von und nach West- 
Berlin gestritten. Ich sage Ihnen ganz offen, daß ich 
mich dabei des Eindrucks nicht erwehren konnte, daß 
man Berlin-Status sagt und das Geschäft meint. 

(Beifall bei der SPD) 

Glaubt man wirklich, das Bündnis so voranbringen zu 
können, und glaubt die Bundesregierung, das Bünd- 
nis mit weiterem Aussitzen nach vorn bewegen zu 
können? 

Lassen Sie mich einmal für die Bundesregierung 
laut nachdenken. Vielleicht hilft es ja etwas. Herr 
Außenminister, es mag klug sein, zunächst das KRK- 
Mandat über die Bühne zu bringen, bevor man die 
Frage der Verhandlungen über nukleare Kurzstrek- 
ken- und Gefechtsfeldwaffen zur Entscheidung stellt. 

Ich sehe das. Es mag klug sein. Andererseits darf der 
Beginn solcher Verhandlungen aber nicht zu lange 
hinausgeschoben werden, da sie im Ergebnis — we- 
gen des Zusammenhangs dieser Waffen mit den kon- 
ventionellen Waffen als Elemente militärischer Opti- 
onen — mit dem Ergebnis der KRK-Verhandlungen 
verzahnt werden müssen. Parallelverhandlungen 
über die nuklearen Raketen und Sprengsätze müssen 
also bald beginnen. 

Dabei ist bereits deutlich, daß es kaum eine Eini- 
gung dahin geben wird, auch diese Frage im Forum 
der 23 blockgebundenen KSZE-Staaten zu verhan- 
deln. Aber, Herr Außenminister, welches Forum hält 
denn die Bundesregierung für geboten und vernünf- 
tig? Bilaterale Verhandlungen der Großmächte? Sind 
diese zur baldigen Aufnahme solcher Verhandlungen 
bereit? Oder ein Forum der vier Atommächte unter 
den 23 blockgebundenen KSZE-Staaten? 

Wird die Bundesregierung die französische und die 
britische Regierung bewegen können, ihre nuklearen 
Waffen dieser Kategorie in die Verhandlungen einzu- 
bringen, noch bevor die Supermächte den START- 
Vertrag über eine Halbierung ihrer strategischen Ar- 
senale abgeschlossen haben? Oder will die Bundesre- 
gierung etwa so lange warten, trotz der existentiellen 
Bedrohung unseres Volkes durch diese Waffen? 
Lange kann sich die Bundesregierung nicht mehr um 
eine Antwort drücken. Sie ist sie unserem Volk wie 
unseren Verbündeten schuldig. Und lange kann das 
Durcheinander in Union und Koalition, Herr Dregger, 
nicht weitergehen, wenn deutsche Interessen nicht 
Schaden leiden sollen. 

Was soll das Ziel dieser Verhandlungen sein? Un- 
sere Antwort ist klar: die notfalls stufenweise Beseiti- 
gung dieser nuklearen Waffen. — Mit einer Denu- 
klearisierung Europas hat das übrigens angesichts der 
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(A) nach wie vor in großer Zahl vorhandenen see-, land- 
und luftgestützten strategischen Systeme beider Sei- 
ten leider noch sehr wenig zu tun. Aber in der Koali- 
tion gibt es über das Ziel dieser Verhandlungen mehr 
Meinungen, als die FDP Mitglieder hat. 

Zunächst einmal scheinen Sie nuklearfähige Flug- 
zeuge, ja, Flugzeuge überhaupt, am liebsten ganz aus 
den Verhandlungen heraushalten zu wollen, weil in- 
soweit nämlich in wichtigen Bereichen eine Überle- 
genheit der NATO besteht. Welch kleinkarierte 
Schlaumeierei. Wer so denkt, wird überhaupt keine 
Asymmetrien in den Militärpotentialen beseitigen 
können. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Das wollen sie auch 
nicht!) 

Aufgeschlosseneres hören wir dagegen jedenfalls 
von den Kollegen Dregger und Rühe zu den nuklea- 
ren Gefechtsfeldwaffen. 

Sie könnten entschieden reduziert werden, in ei- 
nem gewissen Umfang sogar einseitig, und nach Her- 
stellung konventioneller Angriffsunfähigkeit des 
Warschauer Paktes könnten sie vielleicht sogar ganz 
verschwinden. Da sage ich: Bravo, Herr Dregger. — 
Nur, dann sollten Sie auch für die Einstellung der in 
Montebello beschlossenen Modernisierung dieser 
Waffen eintreten. Vor allen Dingen bitten wir Sie 
dann: Holen Sie sich doch für diese Meinung eine 
Mehrheit in der Union, in der Koalition, in der Regie- 
rung. Unserer Unterstützung können Sie dabei gewiß 
sein. 

Bleiben die nuklearen Kurzstreckenraketen. Hier 
ist der Unionsnebel besonders dicht; denn einerseits 
ist die sowjetische Überlegenheit in diesem Bereich 
besonders groß, was Regierung und Koalition ja noch 
vor wenigen Monaten laut in die Welt hinausge- 
schrieen haben; andererseits haben aber dieselbe 
Bundesregierung und dieselbe Koalition nicht auf 
schnelle Verhandlungen über den Abbau dieser so- 
wjetischen Überlegenheit gedrängt. Als Ziel lehnen 
Sie, soweit ich das sehe, ziemlich übereinstimmend, 
eine dritte Null-Lösung ab und fordern statt dessen 
die Einführung von Obergrenzen. Ob Obergrenzen 
auf das im Westen bestehende Niveau der 88 Lance- 
Trägersysteme oder auf höhere Obergrenzen, 

(Dr. Dregger [CDU/CSUj: Oder geringere!) 

was Nach- und Aufrüstung bedeuten würde, ist schon 
wieder unklar. Einige von Ihnen scheinen bereit zu 
sein, bei Schaffung konventioneller Stabilität nicht 
nur auf nukleare Gefechtsfeldwaffen, sondern zusätz- 
lich auf die Lance-Raketen zu verzichten, wenn dafür 
neue Raketen größerer Reichweite, am liebsten — ein 
kleiner Streit mit den Amerikanern — bis möglichst 
dicht unter die 500-km-Grenze, eingeführt würden. 
Sie nennen das Modernisierung. Aber das ist eine 
Täuschung der Öffentlichkeit; denn in Wirklichkeit 
würde es sich um eine Nach-, ja, um eine Aufrüstung 
handeln. 

Es ist eine Tatsache, leider, daß die amerikanische, 
die britische und unsere eigene Regierung Pläne zur 
Einführung solcher neuen nuklearen Raketen und 
flugzeuggestützten Marschflugkörper verfolgen und 
diese Pläne bereits ziemlich weit fortgeschritten sind. 


Der amerikanische Verteidigungsminister Carlucci (C) 
sagt das auch ganz offen, während die Bundesregie- 
rung unsere Bürger einmal mehr hinters Licht zu füh- 
ren versucht. 

Wie verräterisch war doch insoweit die Debatte auf 
dem CDU-Parteitag darüber, ob im sogenannten Pro- 
grammsatz „Frieden schaffen mit immer weniger 
Waffen" das Wort „immer" nicht gestrichen werden 
müßte. Ich sage dazu, wer das macht, für den wird das 
Wort gelten: Wer Sturm sät, wird Sturm ernten. 

Wir Sozialdemokraten würden eine Vereinbarung 
von Obergrenzen, die keine Zusatzrüstung bedeuten, 
als Zwischenschritt auf einem Weg zur Null-Lösung 
ansehen. Eine Null-Lösung selbst, Herr Kollege Dreg- 
ger, hätte aber demgegenüber — ich bitte, das noch 
einmal zu überlegen; wir haben das ja bei den Mittel- 
streckenraketen gesehen — große Vorteile. Eine 
Null- Lösung würde anders als eine Einigung auf 
Obergrenzen einen Rüstungsqualitätswettlauf aus- 
schließen, würde weit geringere Verifikationspro- 
bleme aufwerfen und würde als weltweite Lösung 
auch für andere Weltregionen von Bedeutung sein. 

Ich kann Ihnen das aus frischen Gesprächen sagen. 
Unsere chinesischen Freunde z. B. würden es sehr 
begrüßen, wenn wir auch in diesem Bereich zu einer 
solchen Lösung kämen. 

Eine Modernisierung genannte Nach- und Aufrü- 
stung — das möchte ich Ihnen hier noch einmal, bevor 
wir in die Ferien gehen und nach den Ferien zur Ent- 
scheidung kommen, völlig klarmachen — kommt für 
uns Sozialdemokraten nicht in Betracht. Sie würde 
nicht nur einen neuen Rüstungswettbewerb im Be- 
reich neuer nuklearer Raketen und flugzeuggestütz- ^ ^ 
ter Abstandswaffen auslösen, sondern zusätzlich ei- 
nen Aufrüstungswettbewerb im Bereich von Antira- 
ketenraketen auslösen. Die Hardthöhe hat ja schon 
unter Herrn Wörner fleißig an EVI- und ATBM-Syste- 
men gearbeitet. Dazu zitiere ich noch einmal — und 
ich bitte Sie, gut zuzuhören — , was Außenminister 
Genscher kürzlich in Potsdam gesagt hat. Ich zitiere 
Genscher: 

Abrüstungsschritte müssen mehr Sicherheit 
schaffen. Der Ersatz von Abrüstung in einem Be- 
reich durch neue Rüstung an anderer Stelle 
schafft neue Instabilität und gefährdet damit die 
Abrüstung. 

Wie wahr, Herr Außenminister! 

Als Sozialdemokrat habe ich dem nur hinzuzufü- 
gen: Verehrte Kollegen von der Union, wir streben 
— und ich sage das von dieser Stelle nicht zum ersten- 
mal — aus staatspolitischen wie aus friedenspoliti- 
schen Gründen in diesem Hause eine möglichst breite 
außen- und sicherheitspolitische Übereinstimmung 
an. Ein bißchen hat es da auch schon Fortschritte ge- 
geben. Wenn Sie uns aber in dieser Frage der Nach- 
rüstung durch Unvernunft oder Denken in abgestan- 
denen Klischees dazu zwingen, werden wir auch vor 
einer erneuten harten Auseinandersetzung nicht zu- 
rückscheuen. Daher möchte ich Sie bitten, in der 
Muße der Ferien all dies noch einmal zu bedenken. 

Schönen Dank für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Lamers. 

Lamers (CDU/CSU): Frau Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen! Herr Kollege Ehmke, das Ziel 
eines breitestmöglichen Konsenses in der Sicherheits- 
politik ist auch unser Ziel. Wir müssen dann aber Klar- 
heit über die Positionen schaffen. Sie haben versucht, 
Klarheit über unsere zu schaffen. Ich will ein wenig 
auf die Widersprüche in Ihren eigenen Reihen einge- 
hen. 

Wir beraten heute zwar zwei Anträge der SPD, die, 
obwohl ntir gut drei Monate auseinanderliegend, im 
Kern demselben Thema gewidmet sind, eben den ato- 
maren Kurzstreckensystemen, ihrer Modernisierung 
und ihrer Behandlung im Abrüstungsprozeß. In der 
Sachlage hat sich in diesen dreieinhalb Monaten 
selbstverständlich überhaupt nichts geändert. Die Er- 
klärung für die rasche Aufeinanderfolge dieser An- 
träge muß also woanders gesucht werden. Sie liegt 
ganz offensichtlich in Ihren eigenen Reihen, in dem 
Streit, den Sie darüber führen. 

In der Debatte über das Ratifizierungsgesetz zum 
INF-Begleitabkommen erklärte der Kollege Voigt in 
diesem Haus, daß die SPD die Null-Lösung für die 
nuklearen Kurzstreckensysteme nunmehr nicht mehr 
von der Bedingung abhängig mache, daß zuvor kon- 
ventionelle Stabilität in Europa erreicht sei. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD] und Frau Fuchs 
[Verl] [SPD]: Das haben wir noch nie ge- 
macht!) 

Diese Behauptung ist dem Text des Antrages übrigens 
keineswegs klar zu entnehmen. Man könnte ihn auch 
umgekehrt interpretieren. 

Dieser Text vom 24. Februar ist ganz offensichtlich 
das Ergebnis eines internen Kompromisses in Ihren 
Reihen zwischen dem Kollegen Voigt und seinen An- 
hängern und wohl dem Kollegen Bahr, denn der Kol- 
lege Bahr hat oftmals — sehr oft, ungezählte Male — 
erklärt, etwa in einem ppp-Interview vom 10. Juli 
1987 - Zitat 

Die Chance ist eröffnet worden, Sicherheit auch 
ohne Atomwaffen auf unserem Boden zu errei- 
chen, wenn, also nicht bevor, konventionelle Sta- 
bilität erreicht ist. 

Und noch am 8. Juni dieses Jahres, meine verehrten 
Kollegen von der SPD, hat er in einem Interview im 
Bonner „General-Anzeiger'' gesagt, daß „bei einer 
konventionellen Stabilität alle Nuklearwaffen ver- 
schwinden sollen" . Und der Kollege Gerster hat in der 
Debatte am 9. März dieses Jahres unzweideutig for- 
muliert — Zitat — : „Wenn es konventionelle Stabilität 
in Europa gibt — das ist wohlgemerkt die Vorausset- 
zung — , dann ist das längerfristige Ziel ..." die Ent- 
fernung aller nuklearen Kurzstreckensysteme. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ich freue mich, daß 
wir zu Ihrer sicherheitspolitischen Bildung 
beitragen!) 

— Herr Kollege Ehmke, das sind klare und unzwei- 
deutige Aussagen, die in völligem Widerspruch zu 
dem stehen, was jetzt gesagt worden ist. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Der Antrag ist doch 
jetzt klar!) 


— Darauf komme ich noch. (C) 

Der Unterschied hat natürlich gravierende Folgen, 
denn die Position der Kollegen Bahr und Gerster 
schließt selbstverständlich die Bereitschaft zur Moder- 
nisierung ein, solange es konventionelle Stabilität 
nicht gibt. Sonst gäbe es eine einseitige Null-Lö- 
sung. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Reden Sie doch 
mal zur Sache!) 

Diese Konsequenz hat der Kollege Bahr nie zu for- 
mulieren gewagt, aber sie war ihm und wohl auch der 
Fraktion der SPD bewußt. Da bei Ihnen niemand mehr 
die Kraft zn einer solchen logischen Entscheidung 
aufbringt, haben sich die Anhänger eines bedin- 
gungslosen und einseitigen Verzichts innerhalb der 
SPD offensichtlich durchgesetzt. 

Jetzt lautet die Formulierung, daß eine Modernisie- 
rung, „die die strategische Situation verändert", ab- 
gelehnt wird. Das ist nichts anderes als eine Verbrä- 
mung des Rückzuges derjenigen, die bislang die so- 
eben geschilderte Position vertreten haben. Es macht 
aber übrigens schlichtweg keinen Sinn, so zu argu- 
mentieren, weil jedermann weiß — das wissen Sie 
sehr gut — , daß jede Modernisierung, Umrüstung, 
Neustrukturierung die strategische Situation tangiert. 
Darüber brauchen wir doch wohl nicht zu streiten. 
Aber sie kann sie doch selbstverständlich auch ver- 
bessern, wie wir das durch den ersten Beschluß von 
Montebello schon getan haben. Wir haben 
2 400 Sprengköpfe abgezogen. Meine verehrten Kol- 
legen, gerade das wird auch das Kriterium für unsere 
Entscheidung sein, die wir zum gegebenen Zeitpunkt 
und im Rahmen eines Gesamtkonzeptes treffen wer- 
den. 

Im übrigen wirft Ihre Formulierung doch die Frage 
auf, ob die SPD einer Modernisierung, welche die 
strategische Lage nicht verändert, zustimmen würde 
und wie sie sich dann eine solche vorstellt. Solange Sie 
sich, meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
dazu nicht äußern, werde ich behaupten, daß Sie zwar 
für eine Modernisierung eintreten, jedoch gegen eine 
solche, die die strategische Lage verbessert. 

(Dr. Penner [SPD]: Das wird uns umwer- 
fen!) 

— Sie werden dann dazu Stellung nehmen können. 

Man könnte viele weitere Belege finden, die bewei- 
sen, daß die Haltung der SPD widersprüchlich ist und 
immer stärker — Herr Kollege Ehmke, ich muß das 
trotz Ihres sachlichen Vortrags hier so sagen — zu 
einem billigen Abrüstungspopulismus tendiert. Damit 
wird die Opposition ihrer sicherheitspolitischen Ver- 
antwortung nicht gerecht, denn ihre Haltung hat fa- 
tale Folgen in Ost wie West. Die SPD unterstellt der 
Sowjetunion doch Altruismus, denn was eigentlich 
soll die Sowjetunion veranlassen, ein gewaltiges Arse- 
nal an nuklearen Kurzstreckensystemen völlig preis- 
zugeben, wenn der Westen ohnehin auf seine eigenen 
Systeme verzichtet? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Meine verehrten Kollegen, ich traue Michail Gorba- 
tschow wirklich viel zu, aber nicht die Überwindung 
allgemein menschlicher Verhaltensweisen. 
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Lamers 

(A) Die Wirkung der Haltung der SPD im Westen ist 
nicht weniger fatal. Jedermann weiß, daß bei der Ent- 
wicklung eines Gesamtkonzepts für Sicherheit und 
Abrüstung im Zusammenhang mit der Modernisie- 
rungsfrage gewisse Schwierigkeiten aufgetreten sind. 
Der Eindruck, den Sie, die SPD, leider im trauten 
Bündnis mit den GRÜNEN von der Situation in unse- 
rem Lande bei unseren Alliierten erzeugen, ist nicht 
gerade dazu angetan, diese Schwierigkeiten über- 
winden zu helfen — das ist sehr zurückhaltend ausge- 
drückt — , im Gegenteil. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie haben noch 
nicht ein Wort zur Sache gesagt!) 

Ich sage Ihnen hier, Herr Kollege Ehmke, ohne Zö- 
gern: Sie irren, wenn Sie glauben, Sie könnten mit 
Hilfe des Themas des Kampfes gegen die Modernisie- 
rung die Bundestagswahl 1990 gewinnen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Dafür haben wir 
doch die Steuerreform!) 

Im Gegenteil, Sie werden denselben Fehler machen, 
den Sie bereits einige Male gemacht haben, nämlich 
mit lechzender Zunge den GRÜNEN auf einem Felde 
hinterherlaufen, wo Sie nie so schnell und radikal sein 
können, wie die Kollegen von den GRÜNEN das 
sind. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist eine päda- 
gogische Veranstaltung, euch zur Vernunft 
zu bringen!) 

Die Wähler werden nicht bereit sein, die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland dem Bündnis von 
pazifistischen GRÜNEN und abrüstungspolitischen 
Sozialdemokraten anzu vertrauen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Genscher muß 

euch wieder herausreißen 1 Ich sehe das 
schon!) 

Doch ich habe die Hoffnung noch nicht aufgegeben, 
Herr Kollege Ehmke, daß es möglich sein wird, einen 
rationalen Dialog über die Sicherheitspolitik mitein- 
ander zu führen und ein Mindestmaß an Grundkon- 
sens zu erzielen. Der Bundesaußenminister hat am 
20. Juni 1988 noch einmal gesagt, was auch unsere 
Überzeugung ist, nämlich: „Das konventionelle Un- 
gleichgewicht in Europa ist das Kernproblem der 
europäischen Sicherheit. " Darin stimmen wir sicher- 
lich überein. Ich meine, wenn wir darin übereinstimm- 
ten, dann müßten wir auch in den Zielen — das haben 
Sie eben auch gesagt — der KRK- Verhandlungen 
übereinstimmen, nämlich konventionelle Stabilität 
auf der Basis eines Gleichgewichts in Europa. 

Der Weg dahin ist das Gesamtkonzept des We- 
stens. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Die Basis ist die 
eigentliche Grundlage des Fundaments!) 

Denn — das ist das Entscheidende, Herr Kollege 
Ehmke — ohne Einigkeit im Westen werden wir über- 
haupt nichts erreichen. Ein Gesamtkonzept ohne Mo- 
dernisierung wird es nicht geben, ebensowenig wie es 
eine Modernisierung ohne Gesamtkonzept gibt. Vor 


dieser klaren Situation versuchen Sie sich fortwäh- (C) 
rend zu drücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir hätten gern 
einmal ein klares Gesamtkonzept!) 

Wenn es eines hoffentlich nicht allzu fernen Tages 
— aber doch gewiß noch nicht übermorgen — kon- 
ventionelle Stabilität geben sollte, wenn wir wirklich 
das Prinzip der gleichen Sicherheit nicht nur verbal 
anerkannt, sondern in den Streitkräftestrukturen auf 
beiden Seiten zum Ausdruck gebracht haben sollten, 
dann, meine ich, müßte doch eine Einigung auch über 
die Forderung des Bundeskanzlers möglich sein, die 
er am 4. Juni des vergangenen Jahres hier erhoben 
hat. Er hat damals gesagt: die Rolle der atomaren Waf- 
fen auf das quantitativ und qualitativ absolut notwen- 
dige Mindestmaß zu beschränken. 

Ich meine, darüber müßte eine Verständigung mög- 
lich sein, Herr Kollege Ehmke, weil Sie in Ihrer Rede 
am 23. Mai d. J. in Peking eigentlich genau dasselbe 
gesagt haben, indem Sie von einer Minimumab- 
schreckung gesprochen haben. Wenn es in Europa 
wirklich konventionelle Stabilität gäbe, dann, meine 
ich, könnten wir in der Tat — wir wären sicher dazu 
bereit — über vieles miteinander reden. Ich glaube, 
daß dann eine Verständigung über diese Strategie 
möglich sein sollte. 

( Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage? 

(D) 

Lamers (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Ehmke, 
bitte. 

Dr. Ehmke [Bonn) (SPD): Herr Kollege Lamers, ich 
hoffe, Sie können mir bestätigen, daß Sie das Manu- 
skript so sorgfältig gelesen haben, daß Sie gelesen 
haben, daß ich das Konzept der Minimalabschrek- 
kung für einen ehrgeizigen Zwischenschritt auf dem 
Weg zu einer atomwaffenfreien Welt halte. 

Lamers (CDU/CSU): Sie haben zum Ausdruck ge- 
bracht, wie Sie es eben auch hier getan haben, Herr 
Kollege Ehmke, daß Sie an die Verwirklichung einer 
nuklearfreien Welt so schnell nicht glauben, und ha- 
ben dann gesagt: ein sehr ehrgeiziges Zwischenziel. 

Wir unterscheiden uns, was das „zwischen" angeht. 

Das ist fast ein philosophischer Streit. Wir sollten ver- 
suchen, eine Situation zu erreichen, wo wir überhaupt 
über das Zwischenziel einmal ernsthaft miteinander 
reden können. Dieses Ziel ist doch konventionelle Sta- 
bilität, ist die Verwirklichung des Prinzips gleicher 
Sicherheit in Europa. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Kollege Lamers, kön- 
nen Sie nun verstehen, daß wir nach monatelangem 
Geschwätz über das Gesamtkonzept von Ihnen ein- 
mal konkret hören wollen, was Sie wollen? 

Lamers (CDU/CSU): Herr Kollege Ehmke, auch 
dazu will ich etwas sagen. Sie haben es soeben ange- 
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Lamers 

(A) mahnt. Natürlich mahnen auch wir das an; der Kol- 
lege Rühe hat es getan. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Mahnen Sie das bei sich 
selber an! 

Lamers (CDU/CSU): Sie wissen doch sehr gut, daß 
die Bundesregierung als einzige innerhalb des Bünd- 
nisses ein sehr umfassendes Konzept zur konventio- 
nellen Stabilität in Europa entwickelt hat. 

(Koschnick [SPD]: Ha, ha!) 

Wenn es da noch Schwierigkeiten gibt, dann liegt es 
nicht an uns. Was ich Ihnen vorwerfe, ist, daß Sie diese 
Schwierigkeiten, die wir — zugegebenermaßen — 
haben, nicht erleichtern helfen, sondern noch weiter 
erschweren, Herr Kollege Ehmke. 

Ich meine, anstatt über das zu reden, was wir tun, 
wenn eines fernen Tages das Ziel konventionelle Sta- 
bilität erreicht ist, sollten wir uns mehr darüber unter- 
halten, wie wir denn eigentlich dahin kommen. Das ist 
die entscheidende Frage. Sie helfen uns nicht nur 
nicht dabei, sondern Sie machen es uns schwer. Seien 
Sie aber sicher: Wir lassen uns von unserem Weg nicht 
abbringen. Wir werden die Pause der kommenden 
Wochen dazu benutzen, um darüber noch weiter 
nachzudenken, vor allen Dingen darüber, Herr Kol- 
lege Ehmke, wie wir Sie von Ihrem Weg abbringen 
könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab- 

(B) geordnete Beer. 

Frau Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Minister! 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Liebe Freunde und Freundinnen! Wir 
GRÜNEN möchten diese Debatte kurz vor der Som- 
merpause zu einer Zwischenbilanz über den Stand 
der verschiedenen Rüstungskontrollbemühungen 
und ihre Bedeutung benutzen. 

Ich möchte mit den Atomwaffen beginnen. Der INF- 
Vertrag hat ein wichtiges Einzelziel der Friedensbe- 
wegung zur Wirklichkeit gemacht: die Beseitigung 
aller amerikanischen und sowjetischen landgestütz- 
ten Mittelstreckenraketen. Der Vertrag ist nun in 
Kraft. Im Laufe der nächsten drei Jahre werden die 
Pershing- und Cruise-Missile-Raketen abgezogen 
und zerstört, als allerletzte dann auch die Pershing- 
la-Raketen, die der Bundesluftwaffe gehören. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, mit der Besei- 
tigung der Raketen auch ihre Stützpunkte zu beseiti- 
gen und die Gelände friedlichen Zwecken zuzufüh- 
ren. Schließen Sie die Militärfestungen in Mutlangen, 
in Waldheide und in Hasselbach! 

Der INF-Vertrag ist inzwischen oft gewürdigt wor- 
den. Das militärische Ergebnis — die Beseitigung 
zweier moderner Waffensysteme, gegen die wir be- 
sonders wegen ihrer Erstschlagfähigkeit heftig ge- 
kämpft haben — wird nicht lange fortwirken. Es wird 
durch andere Aufrüstungsmaßnahmen rasch überholt 
werden — ich komme darauf zurück. 

Bleibend wichtig ist das politische Ergebnis. Die 
Supermächte haben nach etwa zehn Jahren erstmalig 


wieder ein Rüstungskontrollabkommen geschlossen. (C) 
Dieses Abkommen sieht Verifikationsbestimmungen 
vor, die noch vor wenigen Jahren undenkbar gewesen 
wären. An diesen Durchbruch können weitere Ver- 
träge anknüpfen. Das Ost- West- Verhältnis entspannt 
und verbessert sich in vieler Hinsicht. Auch davon ist 
der Vertrag ein Ausdruck und auch selber ein Beitrag 
dazu. Der INF-Vertrag ist von immenser, vielleicht 
von historischer Bedeutung. 

Ein weiteres wichtiges politisches Ergebnis war 
eine Veränderung im Verhältnis der Bundesrepublik 
zu den USA. Die deutschen Verteidigungspolitiker 
alter Schule aus allen Parteien haben die Pershing- 
I!-Raketen mehr gewollt als die Amerikaner selbst, die 
sie gewollt haben, weil man mit ihnen von unserem 
Boden aus direkt den Boden der Sowjetunion treffen 
kann. Diese Leute, die nach Reykjavik das helle Ent- 
setzen überkam, waren weder innen- noch außenpo- 
litisch in der Lage, sich durchzusetzen. Gott sei Dank! 

Sie konnten die Pershing-II-Raketen nicht halten und 
fühlten sich von den USA im Stich gelassen. 

Aus dieser Erschütterung heraus begannen sie 
plötzlich, Fragen zu stellen, die sie besser schon viel 
früher hätten stellen sollen, z. B. diese Fragen: Wozu 
sollen eigentlich die knapp 1 000 Artilleriegranaten 
dienen, die in der Bundesrepublik lagern? Wozu brau- 
chen wir sie? Die Geschütze reichen 16 km weit; Sie 
wissen das. Was sind das eigentlich für Städte und 
Dörfer, die deutsche, amerikanische, britische Artille- 
rie auslöscht, wenn sie diese Granaten abschießt? 
Welches Beispiel wurde uns im amerikanischen Ar- 
meehandbuch vorgeführt? 

(D) 

Richtig: Dörfer in der Fulda-Senke in der Bundesre- 
publik wären vernichtet worden. Das, so fragt sich der 
deutsche Konservative, soll Abschreckung sein, daß 
die Waffen, die die Russen töten, zuerst abgerüstet 
werden und die anderen, die Deutsche töten, bleiben? 

Herr Dregger sagt es so: Je kürzer die Reichweite, 
desto toter die Deutschen. 

Diese Überlegungen sind richtig, sicherlich, und sie 
sind zugleich zynisch und letztlich rassistisch. Es ist 
richtig, zu erkennen, daß Atomwaffen, die nur der 
Zerstörung deutscher Städte und Dörfer dienen, abge- 
baut werden müssen. Es ist zynisch und zuletzt rassi- 
stisch, dann trotzdem Atomwaffen, die nur zur Zerstö- 
rung tschechischer, polnischer oder auch russischer 
Städte und Dörfer dienen können, weiterhin haben zu 
wollen. 

Sicherheit vor atomarer Zerstörung gibt es nur 
durch Beseitigung aller Atomwaffen, Herr Kollege La- 
mers. Jede einzelne Abrüstungsmaßnahme muß ein 
Schritt zu diesem großen Ziel sein. 

Bei den strategischen Waffen besteht durch die 
START- Verhandlungen die Hoffnung, daß diese in 
ihrer Zahl verringert und auf Dauer zahlenmäßig, 
nämlich auf 6 000 Atomsprengköpfe auf jeder Seite, 
begrenzt werden. Der Schritt wäre politisch ganz be- 
deutend und militärisch ziemlich irrelevant. Mit 6 000 
Atomsprengköpfen kann jede Seite genau dasselbe 
tun wie mit 10 000 oder 12 000, nämlich die Erde voll- 
ständig unbewohnbar machen. Dieses Abkommen 
muß ein Anfang sein in einer Spirale der Abrüstung, 
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Frau Beer 

(A) dann — aber nur dann! — taugte es etwas. Davon sind 
wir leider noch sehr weit entfernt. 

Während bei den strategischen Waffen wenigstens 
verhandelt wird, lehnt die NATO bei den Atomwaffen 
mit kürzerer Reichweite selbst Verhandlungen kon- 
sequent ab. Hier, bei Reichweiten unter 500 km, will 
die NATO freie Hand für eigene atomare Wiederauf- 
rüstung oder „Modernisierung" behalten, wie es im 
amtlichen Sprachgebrauch heißt. 

Die nukleare Planungsgruppe hat sich Anfang Mai 
in Brüssel folgendermaßen veständigt*. Statt der Per- 
shing und Cruise Missile, die nun auf Grund des INF- 
Vertrages verschwinden werden, bekommen wir min- 
destens drei neue Arten von Atomwaffen: 

Der Abstandsflugkörper ist eine Rakete wie die 
Pershing, nur mit dem Unterschied, daß sie nicht vom 
Boden, sondern vom Flugzeug aus gestartet wird, mit 
einer Reichweite von ca. 560 km. Damit wird der Mit- 
telstreckenvertrag zwar nicht gebrochen, weil der ja 
nur bodengestützte Waffen mit über 500 km Reich- 
weite verbietet. Aber der Vertrag wird ganz offen und 
plump umgangen: Man nimmt die Rakete einfach an 
Bord eines Flugzeuges. 

Als zweites möchte ich kurz die neue atomare Artil- 
lerie ansprechen. Die etwa 1 000 Artilleriegranaten, 
die durch den Einbau eines Moduls zu Neutronenwaf- 
fen umgewandelt werden können, werden bereits 
hierher geschafft. Das Unbehagen einiger deutscher 
Politiker gegen diese Waffen hat bisher leider kein 
Ergebnis gezeigt. Wir GRÜNEN begrüßen ausdrück- 
lich den Vorstoß der Bundesregierung auf der letzten 

(B) nuklearen Planungsgruppe. Die Bundesregierung hat 
dort einen einseitigen Verzicht der NATO auf die nu- 
kleare Artillerie in Europa vorgeschlagen und damit 
die Unterstützung mindestens Dänemarks, Norwe- 
gens und Italiens gefunden. Um so trauriger ist es, daß 
die Bundesregierung dies bisher nicht in der Öffent- 
lichkeit sagt. Wir vermuten als Grund für dieses Ver- 
schweigen, daß sie einem anderen Atomwaffensy- 
stem bereits zugestimmt hat. 

Als dritten Punkt möchte ich sehr kurz die neuen 
nuklearen Kurzstreckenraketen, die Lance-Raketen, 
ansprechen, die nachher mit dem taktischen Armee- 
flugkörper der USA eingeführt werden und unter dem 
Kürzel ATAC MS laufen. Offen bleibt die Frage, wann 
mit der Entscheidung über die Stationierung der 
ATAC MS in der Bundesrepublik an die Öffentlich- 
keit gegangen wird, offen nur deshalb, weil die USA 
gerne die Wahl des neuen Präsidenten abwarten 
möchten und es die Bundesregierung am liebsten 
hätte, wenn man dann doch mit der Entscheidung bis 
zur Bundestagswahl wartet, um vorher nicht wieder 
durch diese politischen Konflikte über die weitere 
Aufrüstung ihre Mehrheit zu gefährden, die aber in- 
zwischen sowieso gefährdet ist. 

Eine besonders schaurige Ironie wäre es unseres 
Erachtens, wenn diese neuen Raketen dann mit den 
wiederverwendeten Sprengköpfen der Pershing be- 
stückt werden würden. Denn um s noch einmal zu 
sagen: Kein einziger westlicher Atomsprengkopf, der 
jetzt im Rahmen des INF-Vertrages abgebaut wird, 
wird vernichtet. Nicht diese 3 % werden abgebaut, um 
tatsächlich zerstört zu werden, sondern es besteht die 


Möglichkeit, sie auf den neuen, soeben genannten (C) 
Lenksystemen und Raketen wiederzuverwenden, und 
sie bleiben hier. 

Die Zeit, die ich habe, reicht leider nicht aus, um auf 
die konventionelle Abrüstung, die verschiedenen 
Verhandlungsbemühungen einzugehen. Einen wich- 
tigen Einzelpunkt möchte ich hier allerdings nennen: 

Der Westen will in Wien nur über Landstreitkräfte, 
keineswegs aber über Luftstreitkräfte verhandeln. 

Nun haben Kampfflugzeuge ganz offensichtlich mit 
Kräfteverhältnissen und auch mit militärischen An- 
griffsstrategien zu tun und spielen auch bei einem 
Landkrieg eine entscheidende Rolle. Und der Westen 
weiß, daß der Warschauer Vertrag den Westen genau 
in diesem Bereich der Luftstreitkräfte im Vorteil sieht. 

Also will der Westen darüber nicht verhandeln; denn 
über eigene Vorteile — oder das, was der Gegner da- 
für hält — verhandelt man nicht. Dies ist Ihre Position, 

Herr Lamers. Wenn Sie so weitermachen, kommen Sie 
nie zu Ihrem Gesamtkonzept. Wir fordern die Bundes- 
regierung auf, ihre Position zu ändern und sich für die 
Einbeziehung der Luftstreitkräfte einzusetzen. 

Manches an der jetzigen Entwicklung erinnert an 
die erste Phase der Entspannungspolitik in den frühen 
70er Jahren, Damals schon gab es umfassende Rü- 
stungskontrollgespräche, es gab vielversprechende 
Abmachungen über die strategischen Atomwaffen, 
die damals schon zur Vernichtung von einigen hun- 
dert Raketen geführt haben. Man verbot fast vollstän- 
dig die Raketenabwehrsysteme und ersparte beiden 
Supermächten damit ein Wettrüsten in diesem Feld — 
der ABM-Vertrag, der nun wiederum durch die USA 
und deren SDI-Projekt gefährdet wird. 

Die europäischen Länder fanden erstmals in der 
KSZE an den Verhandlungstisch. Es gab einen Ver- 
trag, der eine ganze Kategorie von furchtbaren Mas- 
senvernichtungswaffen von der Erde verbannte — die 
biologischen Waffen wurden verboten. Trotzdem 
wurde zugleich weiter aufgerüstet. Die soziaUiberale 
Bundesregierung der Entspannungszeit hat uns die 
heutige hochmoderne Bundeswehr und die riesigen 
Arsenale von Atomwaffen aller Art beschert, die selbst 
der NATO 1983 zu groß und unhandlich wurden. 
Nach der Entspannung kam das nächste Bündel re- 
gionaler Krisen und wirtschafthcher Spannnungen, 
und die wenigen Errungenschaften der Entspan- 
nungszeit schienen wie weggefegt. Geht die jetzige 
Entspannungszeit auf dasselbe Schicksal zu? 

Ich denke, es gibt zwei große Unterschiede: Der 
eine ist die Gorbatschow-Umgestaltung in der So- 
wjetunion, wenn sie so weitergeführt wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Ihre Redezeit ist schon 
überschritten, Frau Kollegin. 

Frau Beer (GRÜNE): Ich bin gleich zu Ende. — Der 
andere Unterschied ist die Friedensbewegung. Beide 
werden dafür sorgen, daß Ihre Pläne der weiteren 
nuklearen Um- und Aufrüstung, die Sie bisher noch 
nicht offen zugeben, verhindert werden. Diese Kraft, 
die Sie ständig totsagen, die angeblich nicht existie- 
rende Friedensbewegung, wird diese Debatte späte- 
stens Anfang nächsten Jahres erbittert führen, weil 
Sie uns konkrete Pläne benennen müssen. Wir sehen 
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(A) Ihre Pläne noch nicht verwirklicht, sondern sehen 
Möglichkeiten, sie zu verhindert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Ihre Redezeit ist zu 
Ende, Frau Kollegin. 

Frau Beer (GRÜNE): Wenn Sie, Herr Lamers, so 
weitermachen . . . 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin, nein, das 
geht nicht. Ich bitte sehr um Entschuldigung, aber das 
geht nicht! 

Frau Beer (GRÜNE): . . . und Schiffe in den Golf 
schicken wollen 

(Glocke des Präsidenten) 
und den Süd-Nord-Konflikt weitertreiben . . . 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, verlassen Sie jetzt 
das Podium! 

Frau Beer (GRÜNE): . . ., dann werden diese De- 
batten auch noch weitergehen und darüber hinaus vor 
allem sehr ernst. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bin ein freundlicher 
Mensch, aber ich kann nicht vertragen, daß jemand, 
der schon zwei Minuten über die Zeit geredet hat, dies 
dann immer noch ausnutzt. Also bitte! 

(Frau Olms [GRÜNE]: Dann redet der Mini- 
ster eben zwei Minuten weniger!) 

Jetzt hat der Herr Bundesminister des Auswärtigen, 
Herr Genscher, das Wort. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren! Der Abrüstungsprozeß zwischen West und Ost 
findet unter grundlegend veränderten Voraussetzun- 
gen statt. Die Aussichten, durch Rüstungskontrolle 
und Abrüstung mehr Sicherheit hersteilen zu können, 
haben sich durch die Entwicklung der letzten Zeit 
erheblich verbessert; die Bundesregierung hat we- 
sentlich dazu beigetragen. Herr Kollege Ehmke, es 
gibt überhaupt kein Element der westlichen Abrü- 
stungsstrategie und der westlichen Abrüstungskon- 
zepte, das nicht maßgeblich von der Bundesregierung 
— der jetzigen und früheren — beeinflußt worden 
ist. 

Präsident Reagan ist darin zuzustimmen, daß der 
INF- Vertrag eine neue Dimension der Zusammenar- 
beit möglich macht. Er hat recht, wenn er sagt: Wir 
dürfen nicht haltmachen; es ist noch viel mehr zu 
tun. 

Das INF-Abkommen muß zur Initialzündung eines 
breit angelegten Abrüstungsprozesses werden. Wir 
appellieren mit aller Dringlichkeit an die Vereinigten 
Staaten und die Sowjetunion, eine Einigung über die 
50 %ige Reduzierung der strategischen Waffen noch 
in diesem Jahr herbeizuführen. Dauerhafte Festigung 
der strategischen Stabilität zwischen den Großmäch- 
ten liegt auch in unserem Sicherheitsinteresse. 


Ich appelliere auch an alle Beteiligten, auf die Über- (C) 
Windung der letzten Hindernisse für die weltweite 
Beseitigung der C-Waffen noch in diesem Jahr hinzu- 
arbeiten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Chemische Waffen — in Wahrheit sind es Menschen- 
und Naturvernichtungsmittel — dürfen keinen Platz 
mehr in den Waffenarsenalen dieser Welt haben. 

Das Kernproblem der militärischen Sicherheit ist die 
Schaffung konventioneller Stabilität in Europa. 

(Lamers [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir wollen für Europa ein System kooperativer Si- 
cherheit, das es unmöglich macht, einen konventio- 
nellen Krieg vom Zaun zu brechen und zu führen. Die 
Brüsseler NATO -Erklärung über konventionelle Ab- 
rüstung von 1986 fordert ein stabiles und gesichertes 
Gleichgewicht der konventionellen Streitkräfte auf 
niedrigerem Niveau. Ungleichgewichte müssen 
durch asymmetrische Reduzierungen abgebaut wer- 
den. Die Fähigkeit zu Überraschungsangriffen und zu 
raumgreifenden Offensiven soll beseitigt werden, wie 
es auf westlicher Seite heute schon der Fall ist. 

Der sowjetische Außenminister Schewardnadse hat 
am 8. Juni 1988 vor den Vereinten Nationen mit dem 
Einverständnis, die auszutauschenden Daten am Ort 
überprüfen zu lassen und mit der Beseitigung der 
bestehenden Ungleichgewichte zu beginnen, eine be- 
merkenswerte Annährung an westliche Positionen 
gezeigt. 

Wirkliche konventionelle Stabilität und weitere pj 
Vertrauensbildung verlangen auch die Verständi- 
gung über die der Verteidigung zugrunde liegenden 
Philosophien. Wir wollen ein gemeinsames Verständ- 
nis über die Aufgabenstellung der Streitkräfte auf bei- 
den Seiten. 

(Bahr [SPD]: Ja!) 

Das muß sich in Umfang, Ausrüstung und Führungs- 
grundsätzen für die Streitkräfte auf beiden Seiten aus- 
drücken. 

(Bahr [SPD]: Ja!) 

Die Brüsseler Erklärung von 1986 fordert deshalb; Die 
Aufgabe von Streitkräften darf nur darin bestehen, 
Kriege zu verhindern und die Selbstverteidigung 
sicherzustellen; sie soll nicht dazu da sein, um Aggres- 
sionen zu begehen und als Mittel der politischen oder 
militärischen Einschüchterung zu dienen. 

(Bahr [SPD]: Ja!) 

Wir besprechen zur Zeit mit der polnischen Regie- 
rung die Veranstaltung eines Seminars über Militär- 
doktrinen bzw. Verteidigungsphilosophien 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD — Bahr [SPD]: Sehr gut! — Frau Beer 
[GRÜNE]: Da nehmen Sie den Lamers mal 
mit!) 

unabhängig von der vorgesehenen Behandlung in 
den Verhandlungen. Wir wollen dazu Teilnehmer aus 
allen KSZE-Staaten einladen. 

In Wien haben die Arbeiten an dem Verhandlungs- 
mandat als Teil eines ausgewogenen Schlußdoku- 
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(A) ments der KSZE-Folgekonferenz schon weitrei- 
chende Einigung erbracht. Das gilt auch für die Frage 
des Verhandlungsgegenstands, d. h. für die Frage, 
welche Waffen und Streitkräfte einbezogen werden 
sollen. 

Zwischen West und Ost besteht auch Einigkeit, daß 
die Verhandlungen über die konventionelle Rü- 
stungskontrolle zwischen den 23 Mitgliedstaaten der 
beiden Bündnisse stattfinden werden. 

Das Kommunique der NATO-Außenminister von 
Reykjavik umfaßt die Abrüstungsziele für die strate- 
gischen, die chemischen und die konventionellen 
Waffen sowie für die amerikanischen und sowjeti- 
schen nuklearen Flugkörper kürzerer Reichweite. Das 
Atlantische Bündnis hat in Reykjavik ein kohärentes 
Gesamtkonzept für Rüstungskontrolle und Abrüstung 
erarbeitet, das unter Mitwirkung der künftigen ame- 
rikanischen Administration umfassend weiterentwik- 
kelt werden wird. 

Jede sicherheitspolitische Entscheidung setzt eine 
gründliche Analyse der Bedrohung, der Ziele und der 
realistischen Perspektiven der Abrüstung und Rü- 
stungskontrolle sowie der Entwicklung des Kräftever- 
hältnisses und der politischen Lage durch die politi- 
schen Instanzen des Bündnisses voraus. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Sehr richtig!) 

Es wäre deshalb falsch, Vorgriffe in Einzelfragen her- 
beiführen zu wollen. 


(B) 


(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir sind heute gefordert, durch kooperative Sicher- 
heitsstrukturen die sicherheitspolitischen Elemente 
für eine europäische Friedensordnung zu schaffen. 


Bei der weiteren Entwicklung des rüstungskontroll- 
politischen Gesamtkonzepts werden wir darauf ach- 
ten, daß sich Art und Umfang des für unsere Sicherheit 
erforderlichen militärischen Potentials ausschließlich 
an dem unverrückbaren Ziel des westlichen Bündnis- 
ses ausrichtet, nämlich der Kriegsverhinderung. Ab- 
rüstungsschritte müssen mehr Sicherheit schaffen. 
Der Ersatz von Abrüstung in einem Bereich durch 
neue Rüstungen an anderer Stelle schafft neue Insta- 
bilität und gefährdet damit sicherheitsbildende Abrü- 
stung. 


(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Es ist verständlich, daß sich immer mehr Menschen 
Gedanken über die Zukunft der atomaren Waffen 
machen. Die doppelte Null-Lösung für die Mittel- 
streckenraketen und die START- Verhandlungen ent- 
sprechen deshalb den Wünschen und den Sehnsüch- 
ten der Menschen. Dieser Vertrag und diese Verhand- 
lungen sind keine Illusionen; sie sind Realitäten. Sie 
schaffen mehr, nicht weniger Sicherheit. 

Wir wissen: Es gibt für die voraussehbare Zeit für 
die Kriegsverhinderung keine Alternative zu einer 
Abschreckungsstrategier die auf einer geeigneten 
Zusammensetzung angemessener und wirksamer nu- 
klearer und konventioneller Streitkräfte beruht. Als 
Realisten können wir die Sicherheit von heute nicht 
auf Hoffnungen und Erwartungen für morgen stützen. 


aber wir müssen alles dafür tun, daß diese Hoffnungen (C) 
und Erwartungen Wirklichkeit werden. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Diese Verantwortung bedeutet aber auch, daß auch 
in Zukunft gelten muß: Nukleare Waffen dienen im 
Verständnis des westlichen Bündnisses der Kriegsver- 
hinderung. Sie haben damit eine politische Funktion. 

Eine Verwischung der qualitativen Grenzen zwischen 
atomaren und konventionellen Waffen würde den ab- 
schüssigen Weg in Kriegführungsszenarien und da- 
mit in die Führbarkeit von Kriegen und in gefährliche 
Gedankenspiele über regionale atomare Kriegs- 
schauplätze eröffnen. 

(Bahr [SPD]: Völlig richtig!) 

Wir waren und sind uns immer bewußt, daß es die 
Grundvoraussetzung der nuklearen Abschreckung 
ist, daß sich auch die östliche Seite in höchstem Maße 
rational und verantwortlich verhält. 

(Bahr [SPD]: Ja!) 

Was aber, meine Damen und Herren, kann dagegen 
sprechen, das gleiche Maß an Vertrauen der östlichen 
Seite dann einzuräumen, wenn es darum geht, Grund- 
lagen unserer Sicherheit durch kooperative Struktu- 
ren zu verbreitern, d. h. das große Ziel der Kriegsver- 
hinderung immer weniger allein der nuklearen Ab- 
schreckung anzuvertrauen? 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Bahr 
[SPD]) 

Über das Netz der Abschreckung mit nuklearen und (D) 
konventionellen Mitteln, das Auffangnetz der Ultima 
ratio, muß ein zusätzliches Netz gespannt werden, das 
die Risiken reduziert, die sich bei einer ausschließli- 
chen Abstützung auf militärische Abschreckung erge- 
ben. 

Es geht also zum einen im engeren militärischen 
Sinne um die Beseitigung der Fähigkeit zu Überra- 
schungsangriffen und zur raumgreifenden Offensive. 

Zum anderen geht es in einem breiteren politischen 
Sinne darum, verläßliche kooperative Strukturen der 
Stabilität und des Vertrauens zu erarbeiten und die 
Ursachen für Spannungen und Mißtrauen und damit 
letztlich auch für das gegenwärtige Maß an militäri- 
scher Rüstung zu beseitigen. 

Die gegenwärtige Abrüstungsdiskussion vollzieht 
sich in einer sich verändernden internationalen Lage, 
die die Chance zu tiefgreifenden Umgestaltungen im 
West-Ost-Verhältnis eröffnet. Die selbstkritische so- 
wjetische Auseinandersetzung mit der früheren Au- 
ßenpolitik der Sowjetunion ist ein wichtiger Beitrag 
zur Vertrauensbildung und zur Stabilisierung der in- 
ternationalen Beziehungen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Denn es waren ja in der Tat Entwicklungen wie die 
SS-20-Rüstung und die sowjetische Invasion in Afgha- 
nistan, die die Früchte der Entspannungspolitik nicht 
so haben reifen lassen, wie der kühne Entwurf der 
Schlußakte von Helsinki, aber auch die ihr vorange- 
gangenen Verträge der Bundesrepublik Deutschland 
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(A) mit der Sowjetunion, der Volksrepublik Polen, der 
CSSR und der DDR es möglich gemacht hätten. 

(Zuruf von der FDP: So ist es!) 

Wir erkennen ein neues Denken in der sowjeti- 
schen Außenpolitik, dem auch neue Taten folgen, wie 
die Beseitigung der Mittelstreckenvorrüstung, wie die 
Einräumung von Vor-Ort-Inspektionen, wie asymme- 
trische Abrüstung und wie der beginnende Rückzug 
aus Afghanistan belegen. 

Die eigentliche Bedeutung dieser Entwicklung liegt 
darin, daß damit die Sowjetunion auf das schon im 
Harmel-Bericht vorgesehene Konzept der Moderni- 
sierung der West-Ost-Beziehungen mit Elementen ei- 
ner kooperativen Philosophie konstruktiv eingeht. Wir 
werden die geschichtliche Chance, die in der neuen 
sowjetischen Denkweise, liegt, nutzen und die West- 
Ost-Beziehungen in ihrer ganzen Breite, politisch, 
wirtschaftlich, technologisch, ökologisch und kultu- 
rell, entwickeln und vertiefen. Es ist Europa, unser 
Europa, das die Chance erhält, eine Friedensordnung 
von politischer Qualität, von Zusammenarbeit und 
von kooperativer Sicherheit zu schaffen, die Maßstäbe 
des Zusammenlebens setzen kann, die über unseren 
Kontinent hinaus wirken. 

Achtung der Menschenwürde, Öffnung nach innen 
und außen, auch der östlichen Gesellschaften, und 
ihre Humanisierung, 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Selbstbestim- 
mungsrecht!) 

Zusammenarbeit bei kooperativen Sicherheitsstruk- 
turen, kurzum die Verwirklichung der Schlußakte von 
Helsinki, sind die Fundamente für eine europäische 
Friedensordnung oder auch für ein gemeinsames eu- 
ropäisches Haus. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]; Selbstbestim- 
mungsrecht!) 

Da lohnt es sich schon für uns Deutsche, im Inter- 
esse aller Europäer und aller Deutschen auf eine sol- 
che Entwicklung konstruktiv einzugehen und sie 
auch konstruktiv mitzugestalten. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Gilt das auch 
für das Selbstbestimmungsrecht?) 

Wir bekräftigen dabei die besondere Bedeutung der 
deutsch-sowjetischen Beziehungen. Wir bekräftigen 
die Verantwortungsgemeinschaft der beiden deut- 
schen Staaten. Hier kann und hier wird sich unsere 
europäische Friedensverantwortung bewähren. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die SPD hat zwei Anträge vorgelegt, 
einen vom Februar und einen im Juni abgefaßten. 
Diese Initiativen enthalten zwei Schwerpunkte, die 
besonders in dem im Juni abgefaßten Antrag, der 
heute dem Bundestag erstmals vorliegt und debattiert 
wird, festgehalten und verdeutlicht sind, nämlich daß 
eine Modernisierung und eine Neurüstung von Atom- 
raketen in Nachfolge der vorhandenen Kurzstrecken- 


rakete Lance abgelehnt wird und daß es auch keine (C) 
Marschflugkörper und Raketen auf Flugzeugen ge- 
ben darf, die ein gezieltes Unterlaufen des Mittel- 
streckenraketen-Abkommens bedeuten würden. 

(Lamers [CDU/CSU]: Wieso denn?) 

Denn wenn Sie die Reichweite von Flugzeugen mit 
der Reichweite von Kurzstreckenraketen unter 
500 km zusammenfügen — 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Es gibt keine 
Null-Lösung für Flugzeuge!) 

das sind flugzeuggestützte Waffen — , dann kommen 

Sie auf die Reichweite von Mittelstreckenraketen. 

Wenn wir schon, Herr Kollege Todenhöfer und Herr 
Kollege Lamers, die Debatte im Kammerton führen, 
sollten wir die Gelegenheit, die Argumente präzise 
auszutauschen, nicht verstreichen lassen. 

Ein zweiter Punkt, warum wir diesen Antrag ein- 
bringen: Wir meinen, daß Verhandlungen über die 
Abschaffung atomarer Kurzstreckenwaffen eröffnet 
werden sollen, die parallel zu denen über konventio- 
nelle Abrüstung stattfinden sollen, die also daneben 
und gesondert stattfinden sollen. Mit anderen Worten: 

Sie sollen nicht mit den Bemühungen um konventio- 
nelle Rüstungsreduzierungen verschränkt sein. 

Die SPD hält eine Willenserklärung des Bundesta- 
ges für zwingend erforderlich, weil die Bundesregie- 
rung trotz der Worte, wie wir sie eben vom Außenmi- 
nister gehört haben und wie sie unseren Auffassun- 
gen entsprechen, nicht in der Lage war, einen klaren 
Willen zu formulieren. Das gilt für die Bundesregie- 
rung in ihrer Gesamtheit. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Nun möchte ich zunächst sagen, warum wir einen 
zusätzlichen Antrag gestellt haben. 

(Lamers [CDU/CSU]: Da bin ich gespannt!) 

Wir haben im Februar einen Antrag gestellt, in dem 
wir sowohl die Notwendigkeit der Abrüstung bei ato- 
maren Kurzstreckenwaffen betont als auch bestimmte 
Kriterien und Ziele für konventionelle Abrüstungsver- 
handlungen formuhert haben. Wir haben gesagt: Die- 
ses muß natürlich im thematischen Zusammenhang 
gesehen werden. 

Wir haben in den folgenden Wochen und Monaten 
beobachtet, wie denn die Mandatsverhandlungen 
aussehen. Wir mußten feststellen, daß von den voll- 
mundigen Absichtserklärungen aller Parteien aus der 
Koalitionsregierung, die im Dezember nach dem Ab- 
schluß des INF-Vertrages gegeben worden waren und 
bis in den Januar/Februar anhielten, nämlich daß jetzt 
atomare Kurzstreckenwaffen abgerüstet werden 
müßten, immer weniger übrig blieb. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sendepause!) 

Wir haben seit vielen Monaten eine Sendepause er- 
lebt, wenn es um das Mandat, also um die Zielsetzung 
einer konventionellen Abrüstungskonferenz, geht. 

Dies macht es selbstverständlich erforderlich, einen 
zusätzlichen Antrag zu stellen, der 

(Lamers [CDU/CSU]: Mit einem anderen 
Inhalt!) 
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(A) — darauf komme ich gleich — die Notwendigkeit der 

Abrüstung atomarer Kurzstreckenwaffen besonders 
hervorhebt, je mehr Sie dieses in den Hintergrund 
gedrängt haben. Das ist der eigentliche Grund, 
warum wir dies tun. 

Natürlich gab es bei uns eine Debatte, Herr Lamers, 
über die Frage: Wie sieht denn der thematische Zu- 
sammenhang aus? Soll verbunden verhandelt wer- 
den? In welcher Weise soll ein Zusammenhang herge- 
stellt werden? Nie haben wir die These eines Junktims 
vertreten, d. h. einer wechselseitigen Abhängigkeit 
von Ergebnissen bei Rüstungskontrollverhandlungen 
auf dem konventionellen Sektor mit Möglichkeiten 
der Abrüstung bei Kurzstreckenwaffen. Aber die 
Frage, wie -Verhandlungsrunden aussehen sollen, ha- 
ben wir selbstverständlich erörtert. 

Wir haben, um zu einem Ergebnis zu kommen, drei 
Monate gebraucht. Wir haben darüber debattiert. 
Aber Sie debattieren ja heute noch, und es wird immer 
nebulöser. Das ist der entscheidende Unterschied. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir beanspruchen doch gar nicht, alles von vornher- 
ein zu wissen. Natürlich diskutieren wir. 

Damit sind wir bei dem Antrag. Ich möchte betonen, 
daß dieser Antrag auch die Funktion haben soll zu 
drängen. Ich möchte in Erinnerung bringen, was un- 
ser Drängen bewirkt hat. Ohne unser Drängen im letz- 
ten Jahr hätten sich diejenigen in der Koalitionsregie- 
rung — wir denken hierbei auch an den Außenmini- 
ster — , die für die doppelte Nullösung waren gegen 
den Widerstand der CDU/CSU nicht durchsetzen kön- 
nen. Ohne unser Drängen hätten sich diejenigen in 
der Bundesregierung, die am Schluß einsehen muß- 
ten, 

(Koschnick [SPD]: Da sieht keiner was ein!) 

daß die Pershing I a mit beseitigt werden muß, nicht 
durchsetzen können. 

(Lamers [CDU/CSU] : Überschätzen Sie sich 
nicht zu sehr! — Zuruf von der FDP: Woher 
wissen Sie das? — Gegenruf Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Das erzähle ich Ihnen nach- 
her!) 

Ohne unser Drängen — das war doch offensicht- 
lich — hätte Herr Genscher nicht den Spielraum, den 
er auszuweiten versucht, um deutliche Abrüstungspo- 
sitionen von deutscher Seite aus zu artikulieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies sind Tatbestände; die weiß doch jeder. 

Damit komme ich zu den Dingen, die in unserem 
Antrag enthalten sind, nämlich klare Worte über 
Ziele. Klare Worte über Ziele sind notwendig, wenn 
diesen nebulösen Nachrichten tatsächliche Entwick- 
lungen gegenüberstehen. In Amerika geht man heute 
fest davon aus, daß die Bundesregierung an dem Mo- 
dernisierungsprozeß — sprich: Neurüstungsprozeß — 
atomarer Waffen beteiligt ist. 

(Koschnick [SPD]: Scholz!) 

Man geht fest davon aus. Wir können ja lesen, wir 
können ja hören, was im amerikanischen Kongreß 


gesagt wird. Es wird ja von Ihrer Seite nicht wider- (C) 
sprechen. 

Wenn das alles falsch wäre, was dort gesagt wird, 
müßten Sie sich doch eigentlich verbitten, daß Ihnen 
ständig unterstellt wird. Sie würden sich an der Mo- 
dernisierung beteiligen, obwohl Sie es doch — vor- 
geblich ~ nicht tun. Das ist der Punkt, der uns auf- 
merksam machen sollte. 

Offensichtlich steht die Modernisierungsabsicht 

— sprich: Neurüstungsabsicht — der NATO fest. Of- 
fen ist nur noch die Entscheidung, wann und für wel- 
che Systeme. Solange diese Entscheidung des Wann 
und für welche Systeme noch nicht endgültig ist, gibt 
es natürlich noch Spielraum, es zu verhindern. Den 
wollen wir nutzen; wir wollen ja nicht den Teufel an 
die Wand malen. Aber dieses Abwiegeln von Ihrer 
Seite aus, als ginge es im Moment um gar nichts, ent- 
spricht nicht den Tatsachen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Ich will einmal eine neutrale Quelle zitieren. Die 
„Stuttgarter Zeitung" hat vor wenigen Wochen ge- 
schrieben: 

Wer das Wort Modernisierung aus offiziellen 
NATO-Kommuniques heraushalten will, 

— darum hat sich die Bundesregierung bemüht — 

erweckt den falschen Eindruck, als sei die Ent- 
scheidung darüber noch offen. Dabei geht es le- 
diglich noch um die Frage, welches Waffensy- 
stem zuerst und welches später modernisiert wer- 
den soll. 

Und weiter: 

Wer dennoch wie die Bundesregierung behaup- 
tet, es bestehe kein Entscheidungsbedarf etwa 
für die Modernisierung des Systems atomarer 
Kurzstreckenraketen, der irrt schon wieder. Das 
Bonner Votum ist nicht erst dann gefragt, wenn es 
um die Beschaffung des Systems geht. Schon bei 
der Konzipierung und der Entwicklung sind ent- 
scheidende Worte nötig. Und um die Entwick- 
lung geht es bereits jetzt. 

Dem ist nichts hinzuzufügen. 

(Zuruf von der SPD: Korrekt!) 

Deswegen ist unser Antrag jetzt erforderlich in der 
Hoffnung, daß ihm möglichst viele zustimmen. Da hilft 
auch kein Verweis auf ein Gesamtkonzept, auf das 
man in der Regel immer dann verweist, wenn man 
kein konkretes im einzelnen hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Offensichtlich wehrt sich die Bundesregierung nicht 
gegen eine solche Neurüstung in ihrer Gesamtheit, 
weil die CDU/CSU an einer Konzeption atomarer 
Abschreckung festhält, zu der auf jeden Fall Atom- 
waffen auf dem Territorium der Bundesrepublik 
Deutschland gehören. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: So ist es!) 

Das ist der Punkt. Deswegen trennt die Position, wie 
sie in einem Beschluß des CDU-Bundesparteitags 
festgelegt ist — Zitat: „Die Bündnisstrategie der 
Kriegsverhinderung durch Abschreckung muß glaub- 
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(A) würdig und durchsetzbar bleiben. ; das ist prinzipiell 
und offensichtlich auf Dauer formuliert — , Welten von 
der Position der Überwindung der Abschreckung, wie 
wir sie formuliert haben und wie sie eben von Herrn 
Genscher bekräftigt worden ist. Das muß festgehalten 
werden. Darüber findet die eigentliche Auseinander- 
setzung statt. 

Es gibt Kollegen in der CDU/CSU, wie etwa Herr 
Todenhöfer, die das offen sagen. Er ist darin ehrlicher 
als viele, die so denken, aber sich dabei im Grunde 
genommen möglichst nicht erwischen lassen wollen 
und eben im Zusammenhang mit der möglichen Mo- 
dernisierung davon reden, es bestehe kein Zeitbedarf, 
das sei nicht aktuell usw. 

Dieses Tauziehen hinter und in den Kulissen der 
Bundesregierung schadet unseren Möglichkeiten, 
deutsche Abrüstungsinteressen durchzusetzen. Wir 
wollen eine politische Klärung. Wir wollen, wie ge- 
sagt, daß möglichst das gesamte Haus daran mitwirkt, 
daß es Abrüstungsverhandlungen über atomare 
Kurzstreckenwaffen in gesonderter Weise gibt. 

Wir sollten uns nichts vormachen: Ein Verhand- 
lungsforum von 23 NATO- und Warschauer-Pakt- 
Staaten, auf dem über konventionelle Abrüstung ver- 
handelt wird, ist nicht das geeignete Forum, um über 
den Abbau amerikanischer und sowjetischer Kurz- 
streckenraketen in Mitteleuropa zu verhandeln. Wer 
meint, das sei das geeignete Forum, der irrt und macht 
sich mitverantwortlich dafür, daß auf diesem Sektor 
nichts passiert. 

Ein zweiter Punkt in dem Zusammenhang: Diese 
Verhandlungen, die wir für notwendig halten, sollten 

(ß) nicht von den Ergebnissen der Verhandlungen über 
die Kontrolle konventioneller Rüstung abhängig ge- 
macht werden. Wer dies nämlich macht, der muß wis- 
sen und sollte das dann auch sagen: Auch gut lau- 
fende, schnell laufende konventionelle Rüstungskon- 
trollverhandlungen haben einen Zeitbedarf von vie- 
len Jahren, von fünf bis zehn Jahren. Bei MBFR wird 
schon 14 Jahre ohne Ergebnis verhandelt. Diejenigen, 
die erst dann über den Abbau atomarer Kurzstrecken- 
waffen verhandeln wollen, wie Sie es deutlich unter- 
strichen haben, Herr Lamers, können doch der deut- 
schen Bevölkerung nicht zumuten, daß jetzt bei ato- 
maren Kurzstreckenwaffen zehn Jahre politischer 
Stillstand, zehn Jahre Verhandlungspause herrschen. 
Das ist doch wohl nicht möglch. Diese Dinge wollen 
wir auf den Weg bringen. Wir werden uns nach der 
Sommerpause wieder sprechen. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Lowack. 


Lowack (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Nachdem die 
Grundzüge der deutschen Regierungspolitik bereits 
dargelegt wurden, möchte ich mich auf die Drucksa- 
che 11/2438, den Antrag der SPD, konzentrieren. Die 
SPD setzt mit diesem Antrag ihre desolate, konfuse, 
illusionäre, 

(Koschnick [SPD]: Witzbold!) 


sprunghafte und opportunistische Sicherheitspolitik (C) 
fort, die im wesentlichen im Nachreden sowjetischer 
Verhandlungsmaximen besteht 

(Koschnick [SPD]: Du lernst das nie!) 

und Teil des hektischen Bemühens ist, sich auf allerlei 
Konferenzen und in allerlei Gremien in Ost und West 
zu Wort zu melden. Sie werden dort — wir bedauern 
das — immer weniger ernstgenommen. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Das sagen 

Sie mal Herrn Rühe! — Voigt [Frankfurt] 

[SPD]: Glauben Sie den Stuß wirklich?) 

Die Sozialdemokraten meinen, dem Zeitgeist mög- 
lichst ohne eigenes Piufil enlspiechen zu müssen, und 
hoffen, vielleicht sogar einen Keil in die Koalition zu 
treiben. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Da ist er 
doch längst drin!) 

Natürlich fürchten wir uns davor ganz schrecklich. 

Der Antrag läßt zudem Grundkenntnisse in der Be- 
wertung und Bezeichnung militärischer Systeme ver- 
missen. So wird in der Ziffer 1 der Beschlußvorlage 
verlangt, jede Modernisierung und Neurüstung mit 
Nuklearwaffen abzulehnen, die die strategische Si- 
tuation verändern. Derartige Systeme stehen nicht zur 
Debatte. Strategische Systeme sind — es gibt eine 
ganz klare Zuordnung — diejenigen, die z. B. Gegen- 
stand der ST ART- Verhandlungen sind. Die aber 
meint die SPD, wie sich aus dem weiteren Antragstext 
ergibt, offenbar nicht. Offenbar meinen die SPD- Stra- 
tegen nur die Kurzstreckensysteme, wobei bezeich- 
nend ist, daß sie lediglich auf westliche Systeme, nicht (D) 
aber auf die der Sowjetunion verweisen. Dort findet 
längst eine Modernisierung und Neurüstung statt, 
ohne daß sie jemals zum Gegenstand eines SPD-An- 
trags geworden wären. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist auch 
Quatsch!) 

Zudem ist die Grundlage des SPD- Antrags eine tak- 
tisch-politische Lüge. Es wird suggeriert, daß die be- 
reits im Jahre 1983 vom NATO-Rat in Montebello 
getroffene Entscheidung zur Modernisierung atoma- 
rer Kurzstreckensysteme und der atomaren Artillerie 
einen Ersatz des im INF-Vertrags festgelegten Ab- 
baus der nuklearen Mittelstreckensysteme darstellte. 

So dumm kann doch aber kein SPD-Kollege sein, lie- 
ber Kollege Voigt, daß er nicht das eine vom anderen 
unterscheiden könnte. Der Beschluß von Montebello 
hatte die größte atomare Abrüstung in Europa zur 
Folge, die bislang überhaupt vollzogen wurde. Die 
Modernisierung der Kurzstreckensysteme war Vor- 
aussetzung für diese grundlegende Entscheidung. 

Der Antrag der SPD ist um so bemerkenswerter, als 
es bislang im Warschauer Pakt keinerlei Verände- 
rungen gibt, die ein Modernisierungsverbot für un- 
sere eigenen Systeme erlaubten. Ich halte nochmals 
fest: Trotz aller Beteuerungen, Versprechungen, An- 
kündigungen und für westliche Hirne ausgearbeite- 
ten Friedensvisionen hat der Warschauer Pakt in den 
letzten drei Jahren konventionell, taktisch-nuklear 
und im Bereich der Kurzstreckensysteme aufgerüstet, 
umgerüstet und modernisiert. Dieser Prozeß hält bis 
zur Stunde an. 
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In Punkt 2 fordert die SPD die baldige Aufnahme 
von Verhandlungen mit dem Ziel der Abschaffung der 
atomaren Kurzstreckenraketen. Angesichts der so- 
wjetischen Überlegenheit in diesem Bereich war die- 
ser Antrag vorherzusehen. Er scheint zunächst auch 
ganz vernünftig zu sein. 

(Voigt [Frankfurt) [SPD]: Nicht nur zunächst, 
er ist überhaupt vernünftig!) 

— Lieber Kollege, ich werde es gleich begründen. 

Tatsächlich wird aber — ich möchte schon sagen: 
geflissenthch — übersehen, daß auch die atomaren 
Kurzstreckensysteme, die bei uns stationiert sind, ei- 
nen nicht unerheblichen Abschreckungswert haben. 
Sie spielen in der Konzeption der Allianz eine wich- 
tige Rolle, die bei dem erdrückenden Übergewicht 
des Warschauer Pakts im konventionellen Bereich 
nicht in Frage gestellt werden kann. Richtig ist aller- 
dings auch, daß ihre Modernisierung und die Verlän- 
gerung der Reichweiten angesichts der sowjetischen 
Vorrüstungen Voraussetzung dafür sind, ihre Zahl so 
gering wie möghch zu halten. Immerhin wären wir 
dankbar, wenn sich dem Antrag der SPD auch einmal 
die Forderung an die Sowjetunion entnehmen ließe, 
ihre 15fache Überlegenheit in diesem Bereich endhch 
abzubauen. Das kann man auch ohne Verhandlungen 
und ohne eine Vereinbarung. 

(Bahr [SPD]: Sofort auf Null!) 

In Punkt 3 ihres Antrags läßt die SPD die Katze aus 
dem Sack. Die nuklearen Gefechtsfeldwaffen sollen 
demnach vollständig beseitigt werden, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: In Ost und West!) 

und wir sollen in vollem und heiterem Vertrauen auf 
die sowjetische Führung und das sowjetische Mihtär 

(Koschnick [SPD]: In Ost und West!) 

mit dem Abbau schon einmal einseitig beginnen. 

(Koschnick [SPD]: Nein!) 

Ich frage mich, wessen Interessen hier wahrgenom- 
men werden. Der Totalpazifismus, der aus diesem 
Antrag spricht, 

(Frau Olms [GRÜNE]: Na, na, na!) 

ist jedenfalls nicht geeignet, 

(Duve [SPD]: Da atmet der Weltgeist!) 

jede Gewalt und pohtischen Druck zu verhindern. Er 
provoziert ihn. So bitter es für manche von uns ist: 
Auch die nuklearen Gefechtsfeldwaffen 

(Duve [SPD]: Lowack als Weltgeist!) 

stellen angesichts der ungeheuren konventionellen 
Potentiale des Warschauer Pakts einen wichtigen Teil 
unserer Abschreckung dar. Ohne ihren Schutz wäre 
die Präsenz amerikanischer Soldaten im notwendigen 
Umfang nicht denkbar. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ihr Feindbild funk- 
tioniert hervorragend!) 

Insoweit trifft der Antrag der SPD den Kern der Alli- 
anz. 

(Duve [SPD]: Jetzt sagen Sie: Kernspal- 
tung!) 


Auch Punkt 4 des sozialdemokratischen Antrags (C) 
zielt auf den Kern unserer Bündnis- und Verteidi- 
gungsfähigkeit. Wenn das Bündnis angesichts der 
fortbestehenden Bedrohung durch den unverändert 
hochrüstenden Warschauer Pakt eine begrenzte wei- 
tere Dislozierung von Kurzstreckensystemen etwa zu 
Lasten der nuklearen Artillerie — was wir uns wün- 
schen würden — für notwendig erachtete, würde ein 
Ausscheren der Bundesrepublik Deutschland kata- 
strophale Folgen für den Zusammenhalt der westli- 
chen Allianz insgesamt haben. 

Der Antrag der Sozialdemokraten enthält zudem 
die infame Unterstellung, daß sich die Alhanz bei ih- 
ren Verteidigungsmaßnahmen nicht an der Bedro- 
hung orientiert habe oder orientieren wollte. Es waren 
nicht zuletzt sozialdemokratische Bundeskanzler und 
Verteidigungsminister, die die Grundlage für die 
NATO-Streitkräfte-Ziele gelegt und zum heutigen 
Konzept und Rüstungsumfang beigetragen haben. 
Dahinter steckt eine Verantwortung, die wir über alle 
Parteigrenzen hinweg zu tragen haben. Es ist bedau- 
erlich, daß sich die SPD aus dieser Verantwortung 
herausstiehlt. 

Ich halte abschließend fest: Solange der War- 
schauer Pakt nicht bereit ist, seine Überlegenheit im 
Bereich sämtlicher Waffensysteme, die ihn allein zu 
einem Angriff in Europa befähigen, abzubauen, so- 
lange hierzu ledighch politische Absichtserklärungen 
ohne irgendwelche tatsächlichen Konsequenzen ab- 
gegeben werden, können wir auf die Abschreckung 
durch nukleare Systeme in Mitteleuropa nicht ver- 
zichten. Wir begrüßen das sich abzeichnende Mandat 
für die Konferenz über konventionelle Rüstung in 
Wien. Wir begrüßen freundliche Worte Gorbatschows 
und Schewardnadses in Moskau oder New York. Im 
Unterschied ’u den Sozialdemokraten bestehen wir 
aber auf Taten und nicht nur auf Worten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen; Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Ronneburger. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Jetzt sagen Sie was 
zum Vorredner! — Duve [SPD]: Zum Vorred- 
ner! — Voigt [Frankfurt] [SPD]: Zu Ihrem 
Koalitionspartner ! ) 


Ronneburger (FDP): Mein Gott, wer bestimmt denn 
darüber, was ich hier zu reden habe, Sie oder ich? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich überlasse es Ihnen, was Sie sagen wollen, auch 
wenn ich es ablehne. Aber Sie werden mich nicht 
daran hindern, das zu sagen, was ich für notwendig 
halte. 

(Duve [SPD]: Wir wollen doch Freunde blei- 
ben! — Dr. Scheer [SPD]: In den Gedanken 
sind wir frei!) 

— Allmählich sehe ich einen gezielten Versuch, die 
wenigen Minuten, die mir noch bleiben, durch 
freundliche oder unfreundliche Bemerkungen von der 
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(A) einen oder anderen Seite noch weiter einzuschrän- 
ken. 

(Duve [SPD]: Das ist das harte Los des Parla- 
mentariers!) 

Vielleicht haben Sie Verständnis dafür, daß ich darauf 
nicht weiter eingehe. 

Meine Damen und Herren, ich beginne mit einem 
Zitat aus einer Rede des Bundesaußenministers vor 
dem Europäischen Parlament in Straßburg. Er hat dort 
gesagt: 

Unsere Gemeinschaft freiheitlicher Demokratien 
ist nach innen stärker und nach außen hand- 
lungsfähiger geworden. Nur gemeinsam können 
wir den großen Herausforderungen begegnen, 
denen wir uns gegenübersehen. Nur so können 
wir die großen Chancen nutzen, die sich uns bie- 
ten. 

Und schließlich: 

Eine einige und starke Gemeinschaft verkörpert 
eine Friedenshoffnung für die ganze Welt. 

Der Begriff „Friedenshoffnung" hat mich veranlaßt, 
dieses Zitat aufzugreifen, weil ich meine, daß dieser 
Begriff das eigentlich verbindende Element für die 
unterschiedlichen Punkte ist, die unter diesem Tages- 
ordnungspunkt zusammengefaßt worden sind; denn 

— ohne an der großen Weisheit des Ältestenrates 
Zweifel anmelden zu wollen — es waren schon sehr 
unterschiedliche Zusammenhänge, die dort aufge- 
taucht sind. Aber „Friedenshoffnung'', das könnte 
Grundlage für unser Handeln in der Europäischen 
Gemeinschaft, unser Handeln in der NATO, unser 
Handeln in bezug auf weitere Entwicklung zwischen 
den beiden sich gegenüberstehenden Bündnissen be- 
deuten. 

In den wenigen Minuten, die mir zur Verfügung 
stehen, möchte ich mich daher auf ein Thema be- 
schränken: die Fortsetzung des atomaren Abrü- 
stungsprozesses. Wunsch und Wille zu Fortschritten 
hin zu einer angstfreien Sicherung des Friedens 

— darüber gibt es nach dem, was Herr Ehmke, Herr 
Scheer und die Redner der Koalition gesagt haben, 
wohl überhaupt keinen Dissens — ist gemeinsames 
Anliegen. Ich füge hinzu: Betrachten wir die Entwick- 
lungen in der Sowjetunion, dann könnten wir die 
Hoffnung äußern, daß es auch Konsens zwischen den 
Bündnissen geben kann und hoffentlich geben 
wird. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Aber offensichtlich 
nicht zwischen Ihnen und Herrn Lowack!) 

Bei der ernsthaften Suche nach Wegen zu diesem 
Ziel stellt sich aber leider an manchen Punkten sehr 
schnell heraus, daß zwar die Sichtverbindung die kür- 
zeste Strecke ist, daß sie aber sehr häufig nicht oder 
noch nicht begehbar ist. Da hilft dann an manchen 
Punkten auch kein noch so neues Denken. 

Die Pfade zu diesem Ziel befinden sich auf dem 
Boden der Tatsachen. Vertrauen entsteht eben nicht 
durch die bloße Wiederholung der Forderung nach 
Vertrauen; es muß wachsen. Und ich sage an dieser 
Stelle ganz deutlich: Vertrauen entsteht nicht automa- 
tisch durch Abbau oder auch nur Verlagerung von 


Waffen, sondern Vertrauen muß entstehen, damit (C) 
Waffen überflüssig werden und sie dann tatsächlich 
und mit Berechtigung abgebaut und beseitigt werden 
können. 

(Beifall bei der FDP) 

Abrüstung, meine Damen und Herren, ist nicht nur 
ein materieller Vorgang, er muß sich auch im Geist 
und in den Köpfen der Menschen vollziehen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Fangen Sie doch 
damit an!) 

Es darf hier nicht nur oberflächlich und kosmetisch 
geredet werden, sondern hier ist wirklich der eigent- 
liche Punkt, über den wir uns zu unterhalten haben. 

Durch die Entwicklung in der Sowjetunion, durch 
eine wenn auch sehr häufig noch zaghafte innere wie 
äußere Öffnung einiger anderer Staaten des War- 
schauer Paktes haben wir nun aber tatsächlich eine 
begründete Hoffnung, daß ein Wandel einsetzt, der 
über die innere Demokratisierung Transparenz von 
Entscheidungsprozessen mit sich bringt, der dann 
Vertrauen möglich macht. Das ist eine Hoffnung, die 
wir in eine Entwicklung setzen, die gerade begonnen 
hat und die wir unterstützen wollen, wie und wo im- 
mer wir können. Daß es dabei aber auch noch Rück- 
schläge geben wird, daß es ein steiniger und langer 
Weg sein wird, wenn gelegentlich Worte und Taten 
nicht übereinstimmen, darüber sind wir uns sicherlich 
genauso einig wie über andere Punkte. 

Wenn die Bereitschaft zur Beseitigung der Asym- (D) 
metrie der konventionellen Streitkräfte immer wie- 
der behauptet wird, aber in der Praxis noch nicht 
umgesetzt wird, so ist das einer der Punkte, die uns 
nachdenklich machen müssen. Herr Scheer, hier ist 
einfach ein Problem: Sie können nicht Rüstung auf der 
einen oder anderen Seite nur abschnittsweise be- 
trachten und sagen: Dieses kann ich herausnehmen, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Deshalb müssen die 
Militärs mit deren Militärs sprechen!) 

sondern das Gesamtsystem der Rüstung auf der ande- 
ren Seite muß ins Gleichgewicht mit dem unserer 
Seite gebracht weren. Da kann ich nicht eine Abtei- 
lung dieser Rüstung sozusagen herauslösen. 

Herr Kollege Bahr, lassen Sie mich auch das an die- 
ser Stelle offen sagen. Es kann auch ein Faktor der 
Unsicherheit in diese Debatte kommen, wenn die Ga- 
rantie der Menschenrechte und der persönlichen Frei- 
heit in Verfassung und internationalen Pakten 
feierlich beschworen wird, wenn aber der wirklich 
freie Fluß von Informationen und die ungehinderte 
Tätigkeit von Journalisten in der Praxis nicht, zumin- 
dest nicht an allen Orten, oder noch nicht durchge- 
setzt werden konnte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Lassen Sie uns deshalb alle Bemühungen daranset- 
zen, daß wir, wie es auch in diesem Kongreß in Ost- 
berlin geschehen ist, nach der Gemeinsamkeit der 
Auffassungen suchen. Dieser Kongreß in Ostberlin 
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Ronneburger 

(A) war eine Chance zur Auseinandersetzung, auch zur 
Einbringung unserer eigenen Auffassung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Duve 
[SPD]: Ist aber von der Union nicht genutzt 
worden!) 

Dieser Kongreß hat eines gezeigt, und zwar in einer 
großen Vielfalt der Zusammensetzung der einzelnen 
Gruppen und, ich sage auch dazu, Grüppchen, daß es 
eine Gemeinsamkeit in dem Streben nach Frieden, 
Abrüstung, Zusammenarbeit und auf dem Wege in 
eine Welt gibt, in der nicht nur Krieg abwesend ist, 
sondern in der Frieden herrscht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Daß über die Wege dazu gestritten werden muß und 
gestritten werden wird, ist eine ganz andere Ge- 
schichte. Das werden wir auch in Zukunft tun müssen. 
Die Gelegenheit, Vertrauen zu suchen und selbst zur 
Bildung von Vertrauen beizutragen, ist, so glaube ich, 
eine der wichtigen Aufgaben, die in der unmittelba- 
ren Zukunft vor uns stehen. Nur so werden, wir die 
Voraussetzungen schaffen, daß tatsächlich morgen 
weniger Waffen in der Welt vorhanden sind als 
heute. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Duve [SPD]: Auch die Union darf sich nicht 
isolieren!) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 

(B) empfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf Druck- 
sache 11/2332 unter Tagesordnungspunkt 21 a. Der 
Ausschuß empfiehlt unter Nr. 1 a, Ziffer I des Ent- 
schließungsantrages der Fraktion der SPD auf Druck- 
sache 11/1869 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be- 
schlußempfehlung? — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Keine Enthaltungen. Die Beschlußempfehlung ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter unter Nr. Ib, die 
Ziffer II des Entschließungsantrages der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 11/1869 anzunehmen. Wer dem 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltung? — Keine Enthal- 
tungen. Bei Gegenstimmen aus der Fraktion DIE 
GRÜNEN ist die Beschlußempfehlung angenom- 
men. 

Der Ausschuß empfiehlt darüber hinaus unter Nr. 2, 
die Entschließungsanträge der Fraktion der SPD auf 
den Drucksachen 11/1870 und 11/1886 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Die 
Beschlußempfehlung ist mit Mehrheit angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 21b schlägt der Ältesten- 
rat vor, den Antrag der Fraktion der SPD auf Druck- 
sache 11/2438 an die in der Tagesordnung aufgeführ- 
ten Ausschüsse zu überweisen. Ist das Haus damit ein- 
verstanden? — Ich stelle dies fest; es ist damit so 
beschlossen. 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf- 
rufe, erlauben Sie mir zwei Bemerkungen. Unter uns 
ist der Abgeordnete Wörner, der heute zum letzten 
Mal als Abgeordneter in diesem Hause ist. Er über- 


nimmt eine neue verantwortungsvolle Aufgabe und (C) 
nimmt nach 23 Jahren Abschied aus diesem Hause. 

Ich wünsche dem Kollegen Wörner für seine weitere 
Zukunft alles Gute. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU, der FDP 
und der SPD) 

Meine Damen und Herren, gestern ist im Zusam- 
menhang mit der Verabschiedung der Steuergesetz- 
gebung den unmittelbar Beteiligten der Verwaltung 
für ihre besondere Arbeit, die sie weit über die Pflicht 
hinaus erfüllt haben, gedankt worden. Ich möchte die- 
sen Dank heute noch ergänzen und vor allen Dingen 
dem Stenographischen Dienst 

(Lebhafter Beifall) 

und der Botenmeisterei, dem Polizeivollzugsdienst, 
unserer Fahrbereitschaft sowie den Pförtnern herzlich 
danken, die mittelbar beteiligt waren. 

(Erneuter Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich rufe Zusatzpunkt 10 
der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 

Das neue Ausländergesetz — Zielsetzung und 

Zeitvorstellung der Bundesregierung 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN hat gemäß unserer Geschäftsordnung eine Ak- 
tuelle Stunde zu dem genannten Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab- 
geordnete Trenz. 

(D) 

Frau Trenz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Es ist nur einer Indiskretion zu ver- 
danken, daß wir überhaupt von Zimmermanns Plänen 
erfahren haben. Das jetzt schon menschenverachten- 
de Ausländerrecht erscheint — gemessen an diesem 
Entwurf — geradezu liberal. In diesem Entwurf ist die 
Rede von einer „Bewahrung des nationalen Charak- 
ters", die das „legitime Ziel eines jeden Volkes und 
Staates" sei, von einer angeblichen „Homogenität" 
unserer Gesellschaft, die wesentlich durch die Zuge- 
hörigkeit zur deutschen Nation bestimmt werden. 

(Koschnick [SPD]: Zur bayerischen!) 

In nationalistischer Überheblichkeit begründet un- 
ser Innenminister 

(Dr. Penner [SPD]: Wo ist er?) 

eine Politik, die Ausländerinnen und Ausländern den 
Zugang zur Bundesrepublik noch weiter erschweren, 
ihren Aufenthalt noch restriktiver reglementieren und 
unsicherer gestalten will und die schließlich die weni- 
gen, denen es trotz aller Hürden gelingt, legal in die- 
sem Land zu leben, zur einseitigen Anpassung an die 
Mehrheit, d. h. zur Assimilation, zwingen will. 

Wir haben in Deutschland keine demokratische 
Tradition, keine gemeinsam entwickelte demokrati- 
sche politische Kultur. Im Gegenteil, der National- 
staatsgedanke, den Zimmermann in der Begründung 
seines Gesetzentwurfs auf so augenfällige Weise stra- 
paziert, ist in Deutschland historisch nicht mit der Idee 
von Freiheit, Gleichheit und Schwesterlichkeit ver- 
knüpft, sondern mit obrigkeitsstaatlichem Denken. 
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Frau Trenz 

(A) Das richtet sich aus an der vorherrschenden Norm. 
Das ruft nach Ruhe und Ordnung schon um der eige- 
nen psychischen und sozialen Stabilität willen, und es 
lehnt alles und alle ab, die anders sind. 

Genau dies ist die Tradition, an die Zimmermann 
anknüpft mit einem Ausländergesetz, das der Zuge- 
hörigkeit zum deutschen Volk und zur deutschen 
Nation eine geradezu metaphysische Qualität ver- 
leiht. Eine solche Politik als ausländerfeindlich zu be- 
zeichnen ist mir zu ungenau und zu harmlos. Die Bun- 
desrepubhk ist nicht das Deutschland der Nationalso- 
zialisten und auch nicht mit dem Apartheid-System 
Südafrikas zu vergleichen. Trotzdem ist dieser Ent- 
wurf und der Geist, der aus ihm spricht, rassistisch. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Zimmermanns Entwurf setzt für Migrantinnen und 
Flüchtlinge grundlegende Verfassungsprinzipien wie 
Menschenwürde, Vertrauensschutz und Rechtssi- 
cherheit außer Kraft. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Er unterstellt die Betroffenen einer Sonderregelung, 
die sie zu Menschen zweiter Klasse ohne politische 
Rechte, ohne Aufenthaltssicherheit, ohne das Recht 
auf Familiengründung und Familiennachzug herab - 
würdigt. Sie sind permanent von Ausweisung oder 
von Gefahr für Leib und Leben bedroht, weil ihnen die 
deutschen Behörden die Einreise verweigern. Was 
hierzulande als Ausländerproblem bezeichnet wird, 
ist eine Frage der demokratischen Substanz, wie diese 
Gesellschaft mit ihren Minderheiten umgeht, 

(ö) 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

ob wir Deutschen andere Kulturen abwerten und ab- 
wehren oder ob wir uns mit ihnen auseinandersetzen 
und uns anregen lassen bei der Entwicklung gemein- 
samer Lebenskonzepte, ob wir Migrantinnen und 
Flüchtlinge unter dem Aspekt der wirtschaftlichen 
Verwertbarkeit betrachten oder als Menschen mit un- 
veräußerlicher Würde und unveräußerlichen Rech- 
ten. 

Die Bundesrepublik ist ein Einwanderungsland. 
Wer — wie Zimmermann — diese Tatsache ignoriert, 
blockiert damit die Entwicklung zur multikulturellen 
Gesellschaft. Wir brauchen die Auseinandersetzung 
um Sitten, Erziehung und Rehgion, damit sich diese 
Gesellschaft lebendig entfalten kann. Unsere Ge- 
schichte zeigt, daß Wissenschaft und Kultur in diesem 
Land ohne die belebenden Anstöße von italienischen, 
französischen, niederländischen, polnischen und 
österreichischen Einwanderern undenkbar sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - 
Koschnick [SPD]: Auch griechischen!) 

Insanlann ortak ya§ami payla§tiklan yerde, Milliye- 
tin rolü tümüyle ikincildir. Bizim istedigimiz, iginde 
her renge yer olan Cumhuriyet, iginde azmhklar igin 
özel yasalann olmadigi, iginde ya§ayan tüm insanlarin 
e§it haklara sahip oldugu bir Cumhuriyettir. Demok- 
rasi, yalnizca e§it haklarin saglanmasiyla sinirli 
degildir. Ancak, e§it haklar olmaksizin Demokrasi de 
olamaz. 


Ich denke, es gibt 1,9 Millionen Türken in der Bun- (C) 
desrepublik, und Sie werden schon einen finden, der 
Ihnen das übersetzt. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Trenz, 
ich bitte Sie darum, daß Sie sich mit dem Stenographi- 
schen Dienst in Verbindung setzen, denn obwohl wir 
einen umfassend gebildeten und vielsprachigen Ste- 
nographischen Dienst haben, beherrschen sie nicht 
alle lebenden und toten Sprachen, 

Frau Trenz (GRÜNE): Ich habe dem Stenographi- 
schen Dienst die schriftliche Unterlage schon über- 
reicht; ich will den nicht strapazieren. Das ist nicht das 
Problem. Ich wollte nur, daß Sie sich das hier einmal 
anhören, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Effekthascherei ist 
das!) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Kollegin, es ist im 
Hause im Ältestenrat übereinstimmend, auch mit Ih- 
rer Fraktion, die Festlegung getroffen worden, daß 
Vergleiche mit dem Dritten Reich, mit dem National- 
sozialismus hier nicht gestattet sind. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Hat sie ge- 
rade nicht gemacht!) 

— Ich habe die Unterlagen nicht hier. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Sie hat gesagt: „Wir 

sind nicht “!) (D) 

— Ich kann selber lesen, sehr verehrte Frau Kollegin. 

— Solche Vergleiche gibt es nicht und wird es hoffent- 
lich nie mehr geben. 

Nun erteile ich das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es gibt wenige 
Themen in der Politik, die sich so ausgeprägt zur Emo- 
tionalisierung eignen wie die Ausländerpolitik und 
das Ausländerrecht. 

(Duve [SPD]: Und so ausgeprägt von Men- 
schen dazu benutzt werden!) 

Leider Gottes gibt es sowohl chauvinistische Scharf- 
macher, die unterwegs sind, wie auch illusionäre 
Menschheitsbeglücker, die, wie mir scheint, zu Sach- 
lichkeit und zu vernünftigen Lösungen nicht sehr viel 
beitragen. 

(Koschnick [SPD]: Spricht da ein Christ?) 

Dabei geht es bei diesen Fragen doch wirkhch um 
Menschenschicksaler um die Existenz von Menschen; 
Menschen, die sich in einer neuen Heimat — noch — 
fremd fühlen, aber auch Menschen, die sich als Deut- 
sche in der alten Heimat schon in der Minderheit und 
deshalb fremd fühlen. Beides sind zwei Seiten einer 
Medaille. Diese Gefühle führen zu Verspannungen 
und zu Spannungen. Dieser unguten Entwicklung 
sollten wir Politiker nicht Vorschub leisten. Schon da- 
her fand ich einige Äußerungen meiner Vorrednerin 
wenig nützlich. 
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Gerster (Mainz) 

(A) Ich sage noch einmal: Es geht um Menschen. Wer 
mit schrillen Tönen Streit entfacht, Unwahrheiten sagt 
und Halbwahrheiten verbreitet, wo es um sachlich 
richtige und menschlich humane Lösungen geht, 
dient nicht der Befriedung, auch nicht zwischen deut- 
schen und ausländischen Mitbürgern. Ich finde, wir 
sollten diese sehr wichtige Frage sehr ruhig, sachlich 
und eben nicht in der Form der Emotionalisierung 
behandeln. 

(Duve [SPD]: Dann kommen Sie jetzt einmal 
zu der Sache, was Sie von dem Entwurf hal- 
ten!) 

Wir unterstützen die Absicht der Bundesregierung, 
zu einer umfassenden Neuregelung des Ausländer- 
rechts zu kommen. — Herr Kollege Duve, ich rede so, 
wie ich will, und nicht so, wie Sie wollen. — 

(Duve [SPD]: Das ist leider richtig! — Hins- 
ken [CDU/CSU]: Duve ist die ungeeignetste 
Norm!) 

Wir verfolgen als konkrete Ziele der Ausländerpolitik 
erstens eine wirkliche Integration der hier auf Dauer 
lebenden Ausländer. Im Innenministerium sind Vor- 
überlegungen angestellt worden. Es ist übrigens kein 
Entwurf des Ministers, es ist kein Entwurf der Regie- 
rung, es ist kein Entwurf der Koalition, 

(Dr. Penner [SPD]; Es ist überhaupt kein Pa- 
pier!) 

es ist eine Arbeitsunterlage. Dabei ist man übereinge- 
kommen, daß die parlamentarische Beratung beginnt, 
wenn die Koaliton den Entwurf 

(B) 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer 
[GRÜNE]) 

— lassen Sie doch den Schaum vor dem Mund weg; 
seien Sie doch ganz ruhig — , vereinbart hat. Es stimmt 
aber nicht, daß hier nicht ganz klar im Sinne der Inte- 
gration entscheidende Verbesserungen vorgesehen 
sind. Die Behauptung, hier würde nur verschärft, ge- 
hört in die Sphäre der Märchen und nicht in die der 
Realitäten. 

Wir wollen ein Zweites. Natürlich bleibt dieses Land 
offen, was die Einreise von europäischen Ausländem, 
Arbeitnehmern, angeht. Natürlich gilt der Grundsatz 
des Grundgesetzes, daß politisch Verfolgte Asyl ge- 
nießen, was natürlich nicht ausschließt, daß wir dem 
Mißbrauch des AsylrechteSr der leider stattfindet, be- 
gegnen wollen. Es gilt auch — das ist keine Frage — , 
daß wir die freiwillige Rückkehr in Heimatländer för- 
dern wollen. Es gilt natürlich auch, daß wir nicht ein 
Einwandeningsland sind, daß wir nicht eine multina- 
tionale und -kulturelle Gesellschaft haben wollen. 
Vielmehr gilt, daß wir in einer Zeit, in der noch Natio- 
nalstaaten bestehen — nicht nationalistische, sondern 
Nationalstaaten wo Menschen eines Volkes in ih- 
rer Heimat leben wollen, an diesen Prinzipien — wie 
andere Länder — festhalten. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Heißt das, daß 
Sie sich von diesem Entwurf distanzieren?) 

Wir werden dieser Arbeit und dieser Gesetzesbera- 
tung sehr sorgfältig begegnen und sie sehr kritisch 
und selbstkritisch begleiten. 


Was wir wollen — um es ganz deutlich zu sagen — , (C) 

ist ein Land, das sich der Pluralität, dem Liberalismus 
und vor allen Dingen den demokratischen Prinzipien 
verpflichtet weiß. 

Um dieses Bild, das hier von der Realität gemalt 
wurde, etwas zu verdeutlichen, sage ich folgendes: Es 
müssen ja wirklich Verrückte sein, die in die Bundes- 
republik kommen, wenn seit 1974 über die Hälfte aller 
Asylbewerber, die nach Europa kommen, hierher 
kommt. Es muß ja ein wirklich gräßliches Land sein, 
wenn sie hierher kommen! Das ist ein kleiner Hinweis 
darauf, daß Ihre Szenarien, wie sie hier gemalt wer- 
den, möglicherweise Ihren Vorurteilen entsprechen 

— Vorurteile sind ja die Urteile, die am festesten sit- 
zen — , aber nicht den Realitäten entsprechen. 

Ich würde Ihnen empfehlen: Beteiligen Sie sich 
sachlich an der Beratung; dann werden Sie auch über- 
zeugen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. Lü- 
der [FDP]) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Schröer (Mülheim). 

Schröer (Mülheim) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Eine Aktuelle Stunde an diesem 
Tag zu dieser Stunde scheint uns bei diesem wichti- 
gen Thema nicht ganz angemessen zu sein. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Für uns ist es zu wichtig, als daß wir es zwischen Tür (D) 
und Angel behandelt sehen wollen. Deshalb kündige 
ich schon jetzt an, daß die SPD -Fraktion unmittelbar 
nach der Sommerpause eine Debatte zum Thema 
Ausländerrecht beantragen wird. 

r(Zuruf von der FDP: Sehr gut!) 

Wir sind uns in allen Fraktionen seit vielen Jahren 
einig, daß die Neuregelung des Ausländerrechtes un- 
abdingbar notwendig ist und zu den vordringlichen 
Aufgaben der Innenpolitik gehört. Ich erinnere mich 
gut an die Regierungserklärungen des Bundeskanz- 
lers 1983 und 1987, wo beide Male gesagt wurde, das 
Thema Ausländerrecht sei eines von den drei vor- 
dringlichsten Themen, die in der Innenpolitik ange- 
gangen werden müßten. 

(Dr. Penner [SPD]: Es ist die doppelte Null- 
Lösung herausgekommen!) 

Geschehen ist nichts oder, besser gesagt: außer 
Kommissionen nichts gewesen. Nicht einmal einen 
Referentenentwurf hat man in fünf Jahren zustande 
gebracht. 

(Dr. Penner [SPD]: Exakt!) 

Die Regierung, da muß man vor allen Dingen wieder 
Zimmermann ansprechen, 

(Dr. Penner [SPD]: Wer ist das?) 

— ich dachte, Sie kennen diesen Herrn — , 

(Frau Olms [GRÜNE]: Der ist so lange nicht 
mehr hier gewesen!) 

erweist sich auch bei diesem innenpolitischen Thema 
als handlungsunfähig. 
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Schröer (Mülheim) 

(A) Wir Sozialdemokraten wollen aber nicht länger 
warten, und zwar deswegen, weil die Betroffenen 
nicht länger warten können. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb werden wir in den nächsten Tagen einen 
eigenen Gesetzentwurf für ein neues Bundesauslän- 
dergesetz vorlegen, das sich an drei Grundsätzen 
orientiert: 

Erstens: Sozialer Friede ist nur möglich, wo keine 
gesellschaftliche Gruppe ausgegrenzt oder abge- 
drängt wird. 

Zweitens: Lebensplanung des einzelnen ist nur 
möglich, wo Berechenbarkeit an die Stelle von 
Rechtsunsicherheit tritt. 

Drittens: Integration ist nur möglich, wo soziale und 
berufliche Perspektiven eröffnet werden. 

Ausländische Arbeitnehmer haben zum Wohlstand 
unseres Landes in hohem Maße beigetragen. 

(Beifall bei der SPD, bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und bei der FDP) 

Sie haben die Vielfalt unseres sozialen und kulturel- 
len Lebens bereichert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hieraus erwachsen dem Gesetzgeber Verpflichtun- 
gen. Wir sind bereit, diese Verpflichtungen einzulö- 
sen. 

Meine Damen und Herren, ich sagte, Minister Zim- 
mermann hat sich auch in diesem Politikfeld als hand- 
lungsunfähig erwiesen. Das heißt aber leider nicht, 
daß er tatenlos geblieben ist: Seit Wochen kursieren 
zwei Papiere aus seinem Hause im Bundesgebiet, die 
Staatssekretär Dr. Waffenschmidt noch am 1. Juni in 
einem Schreiben an den Kollegen Dr. Nöbel als — ich 
zitiere — „unverbindliche, vom Minister nicht gebil- 
ligte Papiere'' bezeichnet hat. Da kann ich nur la- 
chen. 

(Dr. Penner [SPD]: Das sind „Unpapiere"!) 

Ich rede vom Ausländerintegrationsgesetz und vom 
Ausländeraufenthaltsgesetz. Offensichtlich politisch 
bedeutungslos, dienen sie doch als politische Schlag- 
instrumente. Denn ich erlebe folgendes: Mit dem Inte- 
grationsgesetz werden Kollegen Ihrer Fraktion auf 
Tagungen kirchlicher Akademien geschickt, und mit 
dem Ausländeraufenthaltsgesetz 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

wandern Spranger und Zimmermann die bayerischen 
Stammtische ab. 

(Duve [SPD]: Das ist es! — Dr. Penner [SPD]: 

Das ist ja Doppelstrategie!) 

Diese Doppelstrategie kann und wird nicht aufgehen. 
Ich bezeichne sie schhcht als schäbig. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich frage mich — jetzt muß ich Herrn Waffen- 
schmidt ansprechen, weil ja der Minister wieder ein- 
mal nicht im Hause anwesend sein kann — : 

(Dr. Penner [SPD]: Er ist ja nie da! — Duve 
[SPD]: Eine Mißachtung des Parlaments seit 
Monaten!) 


Wo sind eigenthch die gesellschafthchen Kräfte, die (C) 
diese Politik der Ab- und Ausgrenzung unterstützen? 

Die Kirchen sind es nicht, die Gewerkschaften nicht, 
die Wohlfahrtsverbände nicht, die Ausländerbeauf- 
tragte nicht, der Koalitionspartner nicht; selbst in ih- 
ren eigenen Reihen finden sich zunehmend Kollegen, 
die schwere Bedenken anmelden. Ich möchte diesen 
Kollegen ausdrücklich unseren Respekt bekunden, 
daß sie sich gegen diese Politik der Aus- und Abgren- 
zung wenden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Minister steht allein auf weiter Flur. Viel Feind, 
viel Ehr': Ich bin überzeugt, hier trifft dieser Satz nicht 
zu. 

Meine Damen und Herren, wer es ernst meint mit 
der Verbesserung der rechtlichen, sozialen und kultu- 
rellen Lebenssituation unserer ausländischen Bürger, 
der darf nicht den Habitus herablassender Großmü- 
tigkeit annehmen, 

(Duve [SPD]: Sehr gut!) 

der muß um die Verwirklichung ihrer erworbenen 
Ansprüche kämpfen. Ausländer haben ein Recht auf 
Rechte. Wir werden nicht nachlassen, ihnen zu diesem 
Recht zu verhelfen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 


Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, wenn 
ich an das Glas klingele, will ich keinen Toast aus- 
sprechen, sondern will Sie daran erinnern, daß die 
Zeit abgelaufen ist. Ich bitte, das genau zu beach- 
ten. 

(Duve [SPD]: Die Redezeit!) 

— Herr Kollege Duve, es ist immer die Redezeit ge- 
meint, immer. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hirsch. 


Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Sprache ist kein Bekenntnis, sondern ein 
Mittel zur Verständigung. Darum sollte sie kompati- 
bel sein. Ich halte es für eine billige Effekthascherei, 
hier einen Teil einer Rede in einer Sprache zu halten, 
die keiner von uns versteht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich halte es weder für nationalistisch noch für chauvi- 
rüstisch, im Deutschen Bundestag deutsch zu spre- 
chen. 

Wir alle haben Veranlassung, mit dem Thema die- 
ser Aktuellen Stunde zum Ausländerrecht sehr vor- 
sichtig umzugehen. Wir reden über das Schicksal und 
über Lebensentscheidungen von vier Millionen Men- 
schen. Wir wissen nicht nur aus unserer Geschichte, 
sondern auch aus der pohtischen Gegenwart, wie 
leicht es ist, Ängste, Haß und Emotionen im Zusam- 
menhang mit Ausländern zu schüren. 

Es ist bekannt, daß das geltende Ausländerrecht der 
sozialen Wirklichkeit in unserem Land nicht mehr ent- 
spricht. Es ist ein Fremdenrecht, das der Wirklichkeit 
eines miteinander verflochtenen Europas ebensowe- 
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(A) nig Rechnung trägt wie der Tatsache, daß wir für Mil- 
lionen Menschen ein Einwanderungsland waren — 

(Koschnick [SPD]: Sehr wahr!) 

Menschen, die wir aus wirtschaftlichen Gründen be- 
wußt in die Bundesrepublik geholt haben, die mit ih- 
rer Lebenskraft und mit ihrer Arbeitsleistung zum 
Wohlstand unserer Gesellschaft wesentlich beigetra- 
gen haben, aus der wir diese Menschen deswegen 
nicht ausschließen können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir bedauern, daß es noch nicht gelungen ist, ein 
neues und modernes Ausländerrecht zu formulie- 
ren. — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer verhindert 
das denn?) 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit der Ausländerbe- 
auftragten der Bundesrepublik für ihre Arbeit dan- 
ken 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Duve 
[SPD]: Kein Beifall von der Union, keine 
Hand rührt sich bei der Union! Eine kalte 
Mißachtung dieser Arbeit! — Gegenruf von 
der CDU/CSU: Wann wir klatschen, bestim- 
men wir selbst!) 

und sie darin ermutigen, dieses Ausländerrecht bei 
uns immer wieder einzufordern. — Es sind aus dem 
Innenministerium Gesetzentwürfe unter dem Namen 
„Ausländerintegrationsgesetz'' und „Ausländerauf- 
enthaltsgesetz" bekanntgeworden, die nicht die 
rechtliche Qualität eines Referentenentwurfs besitzen 
und die dementsprechend auch nicht als eine Ent- 
scheidung der Bundesregierung denunziert werden 
können. 

(Beifall bei der FDP) 

In dem sogenannten Ausländerintegrationsgesetz 
sind eine ganze Reihe von Elementen enthalten, die 
unseren Vorstellungen nahekommen. Das Ausländer- 
aufenthaltsgesetz erfüllt diese Voraussetzung durch- 
weg nicht. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Was heißt "durch- 
weg"?) 

Wir sind überdies der Meinung, daß man die einheit- 
lichen Lebensverhältnisse einer Familie nicht durch 
unterschiedliche Gesetze auseinanderreißen darf, wie 
es bei einer Verwirklichung dieser Überlegungen der 
Fall wäre. 

Wir haben ein Positionspapier vorgelegt, das den 
bei uns lebenden Ausländern eine gesicherte Rechts- 
stellung schaffen soll, das mit dem Begriff der Familie 
ernst macht, also eine Familienzusammenführung er- 
möglichen soll, und das dem Ausländer eine Chance 
eröffnet, seine Lebensentscheidungen auf einer gesi- 
cherten Grundlage zu treffen. 

Ich will bewußt davon absehen, hier in Einzelheiten 
zu gehen, weil das im Rahmen einer Aktuellen Stunde 
in verantwortbarer Weise wirklich nicht möglich ist. 
Wir stellen aber zu unserer Befriedigung fest, daß wir 
in unseren Positionen nicht nur mit beiden christli- 
chen Kirchen weitgehend übereinstimmen, sondern 
daß es auch bei unserem Koalitionspartner namhafte 


Kollegen gibt, die sich gemeinsam mit uns für die Ver- (C) 
wirklichung dieser Grundsätze einsetzen. 

Wir begrüßen das, und wir werden entschlossen 
daran arbeiten, noch in dieser Legislaturperiode ein 
Ausländerrecht zu schaffen, das mit Recht als christ- 
lich und als liberal bezeichnet werden kann. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Schröer 
[Mülheim] [SPD]) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Par- 
lamentarische Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Jetzt kommt die an- 
dere Seite der Medaille!) 


Dr. Waffenschmidt, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

(Koschnick [SPD]: Bis jetzt war es richtig!) 

— Ach, Hans, klasse, vielen Dank für den guten Zu- 
spruch! Die alte Verbundenheit von Kommunalpoliti- 
kern. 

(Koschnick [SPD]: Bei dem Gesetz, bei dem 
Gesetz!) 

Ich hoffe, daß das im weiteren Verlauf meiner Rede so 
bleibt. — Zunächst einmal: Die Angriffe der Opposi- 
tion, insbesondere der GRÜNEN, gegen die Bundes- 
regierung und hier auch gegen Bundesminister Zim- (D) 
mermann laufen völlig ins Leere, wie Sie gleich 
schnell aus dem ersehen werden, was ich Ihnen vor- 
trage. 

(Kuhlwein [SPD]: Wo ist denn Herr Zimmer- 
mann?) 

— Auf diese Frage kann ich Ihnen ganz deutlich sa- 
gen — wir brauchen uns deshalb gar nicht so zu erre- 
gen: Seit langem ist zwischen den Bundesministern 
Stoltenberg und Zimmermann vereinbart, daß sie ab 
13 Uhr die notwendigen Chefgespräche zur Vorberei- 
tung des Bundeshaushalts führen. Es gehört zu den 
wichtigen Aufgaben des Bundesministers des Innern, 
bei diesen abschließenden Chefgesprächen auch die 
Finanzmittel zu bekommen, die notwendig sind, um 
die wichtigen Aufgaben des Bundesinnenministe- 
riums durchzuführen. Also, eine wichtige Aufgabe, 
die der Minister wahrnimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun sechs kurze Vorstellungen zu dem Themen- 
komplex, Herr Präsident, meine Damen und Herren, 
der uns hier zusammenführt. 

Erstens. In der Koalition ist vereinbart worden, daß 
das Ausländerrecht in dieser Legislaturperiode um- 
fassend neu geregelt werden soll. Im Bundesministe- 
rium des Innern sind die erforderlichen Vorarbeiten 
inzwischen im wesentlichen abgeschlossen. Damit 
können wir jetzt innerhalb der Koalition im einzelnen 
entscheiden, wie wir das Gesetzgebungsvorhaben am 
besten auf den Weg bringen. Dann erst kommt ein 
Gesetzentwurf. Der Kollege Dr. Hirsch hat mit Recht 
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(A) darauf hingewiesen, wie der Sachstand in der Abstim- 
mung ist. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Es ist aber im- 
mer so, daß solche unsinnigen Papiere vorher 
herausgegeben werden! Da steckt Taktik 
hinter!) 

— Frau Kollegin Vollmer, wir leben doch in einer offe- 
nen Demokratie, und wir wissen doch, wie viele Pa- 
piere auf dem Markt sind, Papiere dieser und jener 
Art. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Deswegen 
gibt es so viele echt vertrauliche Papiere!) 

Ich empfehle Ihnen: Sie halten sich an das, was ich 
hier offiziell für die Bundesregierung sage. Dann sind 
Sie gut informiert und brauchen sich gar nicht unnötig 
aufzuregen. 

(Beifall des Abg. Lüder [FDP]) 

Zweitens. Einen besonders hohen Stellenwert mißt 
die Bundesregierung — ich finde, das ist gerade für 
die Sozialdemokraten wichtig, die ja in Ländern und 
Kommunen Mitverantwortung tragen — der erforder- 
lichen Erörterung mit den Ländern und den Städten, 
Gemeinden und Kreisen zu. Den Ländern obliegt ja 
nach unserer Verfassung die Ausführung der auslän- 
derrechtlichen Bestimmungen. Sie tragen damit die 
Verantwortung auch für die Ausländerrechtspraxis. 
Die Auswirkungen der Ausländerpolitik treffen vor 
allem die Gemeinden. Sie haben die erforderhche In- 
frastruktur für die soziale Integration der Ausländer zu 

(B) schaffen. Nicht zuletzt haben sie auch finanzielle La- 
sten durch den Aufenthalt sozialhilfeberechtigter 
Ausländer zu tragen. Vor allem in den Ballungsgebie- 
ten mit einem besonders hohen Ausländeranteil sind 
mittlerweise die Belastungsgrenzen der Gemeinden 
längst erreicht, wenn nicht überschritten. Die Bundes- 
regierung strebt deshalb an, dem Deutschen Bundes- 
tag einen Gesetzentwurf zur Neuregelung des Aus- 
länderrechts vorzulegen, dessen Grundlinien von ei- 
nem breiten Konsens zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden getragen werden. 

Drittens. Einen genauen Zeitplan bis zur Vorlage 
des Gesetzentwurfs kann und will ich heute noch 
nicht im einzelnen aufstellen. Wir werden das Ziel, 
einen Konsens — ich betone: einen Konsens — , einen 
breiten Konsens über das neue Ausländergesetz zu 
finden, nicht durch einen selbstgeschaffenen unnöti- 
gen Zeitdruck gefährden. Aber unter der Vorausset- 
zung, daß auf allen Seiten dieselbe Konsensbereit- 
schaft besteht wie auf seiten der Bundesregierung, 
sehe ich gute Chancen, daß wir dem Ziel rasch näher- 
kommen. 

Viertens. Über die beiden wesentlichen ausländer- 
politischen Ziele für die Neuregelung besteht zwi- 
schen Bund und Ländern seit langem Einvernehmen. 
Einerseits wollen wir die Integration der in der Ver- 
gangenheit rechtmäßig zugewanderten ausländi- 
schen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen 
durch klare gesetzliche Regelungen auch aufenthalts- 
rechthch absichern. Ich betone: Wir haben menschli- 
che und soziale Verantwortung gerade gegenüber 
diesen Menschen. Andererseits wollen wir durch ge- 


eignete Regelungen die Zuwanderung weiterer Aus- (C) 
länder aus Nicht-EG-Staaten begrenzen. 

Fünftens. Die von der SPD geführte Bundesregie- 
rung hat in ihren Kabinettsbeschlüssen vom 11. No- 
vember 1981 und 3. Februar 1982 wie folgt formu- 
liert: 

Es besteht Einigkeit im Kabinett, daß die Bundes- 
republik Deutschland kein Einwanderungsland 
ist und auch nicht werden soll. Das Bundeskabi- 
nett ist sich einig, daß für alle Ausländer, die aus 
Ländern außerhalb der EG kommen, ein weiterer 
Zuzug unter Ausschöpfung aller rechtlichen 
Möglichkeiten verhindert werden soll. 

So die Bundesregierung Helmut Schmidt damals. Und 
am 3. Februar 1982 noch einmal: 

Durch eine konsequente und wirksame Politik 
zur Begrenzung des Zuzugs aus Ländern, die 
nicht Mitgheder der Europäischen Gemeinschaft 
sind, läßt sich die unverzichtbare Zustimmung 
der deutschen Bevölkerung zur Ausländerinte- 
gration sichern. Dies ist zur Aufrechterhaltung 
des sozialen Friedens unerläßlich. 

Ich finde — das sage ich ausdrücklich auch in Rich- 
tung der Kollegen der SPD — : Was Sie damals formu- 
liert haben, ist auch heute noch sehr gut und in den 
wesentlichen Inhalten ganz aktuell. 

(Beifall des Abg. Dr. Olderog [CDU/CSU]) 

Dabei sollten wir bleiben, und dazu sollten Sie sich 
bekennen. Ich finde, vor allem der Satz, der damals 
gesprochen wurde, daß die unverzichtbare Zustim- 
mung der deutschen Bevölkerung zur Ausländerinte- (D) 
gration gesichert werden muß, ist eine wesentliche 
Aufgabe. Darum müssen wir miteinander werben, daß 
wir auch hier die innere Zustimmung unserer Mitbür- 
gerinnen und Mitbürger finden. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Jeden Monat 
eine Pressekonferenz von Zimmermann!) 

Sechstens. Wir werden mit dem neuen Ausländer- 
recht — ich finde, es ist wichtig, daß wir dies hier 
heute miteinander hören — keine völlig neue Aus- 
länderpohtik einleiten. Wir werden vielmehr die bis- 
herige gemeinsame Ausländerpolitik von CDU/CSU, 

SPD und FDP in Bund, Ländern und Kommunen kon- 
sequent fortführen. Jedenfalls wird es nicht die Bun- 
desregierung und — das sage ich auch für unser 
Haus — wird es nicht der Bundesminister des Innern 
sein, die den bisherigen ausländerpolitischen Grund- 
konsens aufkündigen und einen davon abweichen- 
den Gesetzentwurf vorlegen werden. 

Wir wollen nach breiter Diskussion mit den Verant- 
wortlichen in Ländern und Kommunen einen Vor- 
schlag machen. Wir werden dazu auch die gesell- 
schafthchen Gruppen — viele sind heute schon ange- 
sprochen worden — hören. Was aber ganz wichtig ist, 
ist doch, daß wir zu dem wichtigen Vorhaben eine 
breite Zustimmung der Mitbürgerinnen und Mitbür- 
ger in unserem Land gewinnen können. Ich finde, die 
wesentlichen Elemente, die schon damals in den Be- 
schlüssen der sozialliberalen Koahtion enthalten wa- 
ren und zu denen wir uns auch heute bekennen, sind 
Zielvorstellungen, denen die große Mehrheit der Mit- 
bürgerinnen und Mitbürger in unserem Lande zustim- 
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(A) men kann und zustimmen will. Auf diesen Konsens 
mit unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern sollten 
wir in dieser wichtigen Frage entscheidenden Wert 
legen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Wartenberg (Berlin). 


Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Eine Delegation des Innenaus- 
schusses war im letzten Herbst in den skandinavi- 
schen Ländern und in den Niederlanden, um sich 
über Ausländerrecht und Asylrecht zu informieren. 
Der entscheidende Unterschied gegenüber der Bun- 
desrepublik Deutschland, der einen fast mit Neid auf 
diese Länder blicken läßt, ist der, daß es dort einen 
Grundkonsens über Minderheitenpolitik gibt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Das ist das entscheidende Merkmal, in dem sich die 
Bundesrepublik Deutschland von diesen Ländern un- 
terscheidet. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Daß sie sich rigo- 
ros abschotten!) 

Entscheidend ist nicht die Tatsache, daß es auch bei 
denen Probleme gibt, und entscheidend ist auch nicht, 
ob eines dieser Länder irgendein Problem vielleicht 
etwas anders gelöst hat als der Nachbarstaat. Ent- 
scheidend ist, daß der Grundkonsens besteht, daß 
man nicht auf dem Rücken von Minderheiten Politik 
betreibt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wenn wir diese politische Kultur in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erreichen könnten, dann allerdings 
wären wir einen Schritt weiter, und dann könnte man 
in der Tat auch sehr sachlich über einzelne Punkte 
einer Ausländerkonzeption diskutieren. 

Unter diesem Aspekt des Mangels an einem Grund- 
konsens oder der Unfähigkeit, ihn herzustellen, ist 
auch dieser Vorstoß des Innenministeriums zu sehen. 
Selbst wenn hier nun gesagt wird, das sei ja überhaupt 
kein Gesetzentwurf 

(Dr. Penner [SPD]; Ein Phänomen ist das!) 

— ja, „Phänomen" nannte man das früher, zu Kiesin- 
gers Zeiten — , in Wirklichkeit ist es eben doch kalte 
Berechnung, mit der man vorgeht. Man weiß: Man 
kriegt keinen Konsens innerhalb der Regierung hin. 
Man weiß: Man bekommt keinen Konsens im Parla- 
ment hin. Also wird etwas mit möglichst weitgehen- 
den Vorstellungen von Herrn Zimmermann formu- 
liert. Man spricht damit nur die eigene Klientel an, um 
dann sagen zu können; Dies alles hätten wir ja gerne 
gewollt, aber leider läßt man uns nicht. 

(Dr. Penner [SPD]: Genauso ist es!) 

Genau damit werden doch in dieser Gesellschaft 
Stimmungen erzeugt. 


Das heißt, es ist von vornherein nicht das Ziel, zu (C) 
versuchen, einen Konsens herzustellen, um dann tat- 
sächlich ausländerrechtlich etwas zu bewerkstelli- 
gen; 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie wollen 

doch den Konsens gar nicht, Herr Warten- 
berg!) 

vielmehr wird vorab — in der Kalkulation, daß damit 
der Konsens gar nicht erst hergestellt werden kann — 
ein Papier in die Öffentlichkeit gebracht, das letzten 
Endes wieder nur die Emotionen hochtreibt und das 
den Menschen, denen man angeblich helfen will, nur 
schadet. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Es ist Pfeifen 
im Walde, was Sie hier machen!) 

Den wesentlichen Punkt dieser Gesetzentwürfe 
möchte ich hier noch einmal kurz darstellen, nachdem 
das auch von der ersten Rednerin schon gemacht wor- 
den ist. Ich will hier nicht auf die Details eingehen, 
aber die Philosophie, die in diesen Gesetzentwürfen, 
die keine Gesetzentwürfe sein sollen, enthalten ist, ist 
das eigentliche Problem, nämlich die Grundthese von 
der Homogenität des Staatsvolkes. Mit dieser Be- 
gründung bekommt die Staatsbürgerschaft eine me- 
taphysische Qualität. Mit diesem Begriff der Homoge- 
nität der Gesellschaft wird letzten Endes auch eine 
Absage an die europäische Einigung gegeben. Was ist 
das im Jahre 1988 überhaupt für eine Diskussion? 

(Beifall bei der SPD) 

1990 soll das Schengener Abkommen in Kraft tre- 
ten, durch das die Binnengrenzen zwischen den Bene- 
lux- Staaten, Frankreich und der Bundesrepublik weg- 
fallen sollen. 1992 soll dann der gemeinsame Binnen- 
markt entstehen. Es ist geradezu absurd, mit diesen 
Begriffen politisch zu operieren. 

Weil es so absurd ist, ist auch sehr deutlich, daß es 
Kampfbegriffe sind, die die Stimmung schüren sol- 
len, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN und 
des Abg. Dr. Hirsch [FDP]) 

und daß es keine Begriffe sind, die darauf gerichtet 
sind, die Probleme für diese Menschen, für diese Mit- 
bürgerinnen und Mitbürger, in unserer Gesellschaft 
zu lösen. 

(Dr. Penner [SPD]: Wo bleibt der europäische 
Bürger?) 

Die Aufwertung dieser Begriffe innerhalb eines 
Ausländergesetzes scheint mir die deutlichste Absage 
an den Versuch zu sein, einen Konsens in diesem 
Hause oder auch nur in der Koalition herzustellen. 

Deswegen — so muß ich ganz ehrlich sagen — wei- 
gere ich mich auch, in die Details hineinzugehen, so- 
lange sich diese Regierung nicht davon distanziert, 
einen Gesetzentwurf mit einer derartigen Philosophie 
überhaupt in die Öffentlichkeit zu geben. Dies muß 
erst einmal bereinigt werden. Dann kann man in die 
Detailprobleme hineingehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir selber werden deswegen den umgekehrten 
Weg gehen; Herr SchrÖer hat dies angedeutet. Wir 
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(A) werden unsere Grundsätze einer Ausländerpolitik 
und unsere Grundsätze für ein Ausländergesetz 
gleich nach der Sommerpause dem Parlament vorstel- 
len, um einen positiven Anstoß für die Diskussion in 
der Öffentlichkeit zu geben. Wir hoffen, daß die Koali- 
tion die Stärke haben wird, diese unsägliche Philoso- 
phie dieser Vorstöße des Herrn Zimmermann zurück- 
zuweisen, um damit . . . 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Sie 
sind weit über Ihre Zeit. 

Wartenberg (Berlin) (SPD): . . . ein solches Klima in 
der Bundesrepublik Deutschland zu schaffen, daß die 
Diskussion zu diesem Thema endlich in einer dem 
politischen Niveau der Gesellschaft angemessenen 
Weise durchgeführt werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ich 
habe Sie ermahnt. 

Wartenberg (Berlin) (SPD); Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Ich möchte noch einmal 
darauf hinweisen, daß sich dieses Haus selber die 
Geschäftsordnung gegeben hat. Diese verpflichtet 
den sitzungsleitenden Präsidenten, daß er nur fünf 
Minuten zuläßt. Warum strapazieren Sie mich so? 

(Dr. Penner [SPD]: Richtig, er bittet auch um 

(B) Entschuldigung! — Duve [SPD]: Die Gesamt- 

fraktion entschuldigt sich hiermit!) 

Sie können natürlich sagen, ich hätte jetzt im Urlaub 
Zeit, mich wieder zu regenerieren. Aber das ist schon 
eine Zumutung. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Manche empfin- 
den es als modern, wollen sich als Weltbürger auswei- 
sen und fordern in der Ausländerpolitik — wir haben 
es gehört — den multinationalen Staat, die mulitkul- 
turelle Gesellschaft und ganz im Geist des Weltbür- 
gertums — die offene Republik. 

(Duve [SPD]; Verspotten Sie nicht das Welt- 
bürgertum, wenn Sie nichts davon verste- 
hen!) 

Das klingt sehr schön, Herr Duve, und geht in großar- 
tiger Weise leider an den wirklichen Problemen vor- 
bei. Das sind doch nur intellektuelle Konstrukte. 

(Duve [SPD]: Eine Beleidigung von Monnet 
und Schumann!) 

Wir warnen vor falschen und gefährlichen Leitbil- 
dern. 

In Frankfurt und Offenbach beträgt der Anteil der 
Ausländer 20 bis 25%. In manchen deutschen Schu- 
len sind 65 % der Schüler Ausländer. 

Die Berliner SPD hatte recht, als sie schon 1980 
beschloß: Noch mehr Ausländer gefährden die Inte- 
gration. Richtig handelte auch Bundeskanzler Helmut 
Schmidt, als er 1981 das Kabinett beschließen ließ: 


Nur eine konsequente und wirksame Begrenzung (C) 
kann den sozialen Frieden bei uns sichern. 

(Dr. Penner [SPD]: Das war der Alleingang 
von Baum!) 

Sie führen, lieber Herr Penner, Helmut Schmidt, 
zuletzt im Wahlkampf in Schleswig-Holstein, als sym- 
phatische Galionsfigur vor. Sie sollten mehr auf das 
hören, was er Ihnen sagt. 

Meine Damen und Herren, die Anhänger der offe- 
nen Republik wünschen und preisen die kulturelle 
Bereicherung unseres Volkes durch viele Ausländer. 
Sicher, daran ist viel Wahres. Aber wo immer auf der 
Welt es ethnische Minderheiten gibt, kann doch etwas 
anderes nicht übersehen werden, muß etwas anderes 
erkannt werden: Ethnische, religiöse und kulturelle 
Geschlossenheit ermöglichen den Grundkonsens ei- 
nes Volkes. 

(Duve [SPD] : Offenheit heißt die Parole, nicht 
Geschlossenheit!) 

Ethnische Minderheiten, religiöse und kulturelle Ge- 
gensätze aber schaffen Spannungen, wirken allzuoft 
explosiv, sind leider in aller Welt immer wieder Ursa- 
che blutiger Konflikte und damit selbst Ursache der 
bedrückenden Flüchtlingsströme. 

(Duve [SPD]: Lesen Sie mal Lessinq, Herr 
Kollege!) 

Warum, Herr Duve, gibt es denn die Konflikte der 
Tamilen in Sri Lanka, warum die der Christen und 
Kurden in der Türkei, warum die der Armenier in der 
angeblich kommunistischen Einheitsgesellschaft der (D) 
UdSSR? 

(Dr. Hirsch [FDP]: Und der Bayern in der 
Bundesrepublik!) 

Und hier in unserem modernen und so aufgeklärten 
Europa: Warum fließt so entsetzlich viel Blut in Nord- 
irland und bei den Basken in Spanien? 

(Duve [SPD]: Weil die Weltgeschichte so 
ist!) 

Seit Max Weber wissen wir, daß in der Politik Ver- 
antwortungsethik und nicht Gesinnungsethik gefor- 
dert ist. Wir wollen kein Einwanderungsland sein; 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Warum nicht?) 

nicht weil wir ausländerfeindlich wären, sondern weil 
wir wollen, daß die Integration der 4,6 Millionen bei 
uns lebenden Ausländer gelingt. Das ist doch nicht 
inhuman, das ist nicht unmoralisch, das ist die Forde- 
rung einer verantwortungsbewußten Integrations- 
politik. 

(SchrÖer [Mülheim] [SPD]; Und was sagt 
Herr Schäuble?) 

Kirchen und Pastoren kritisieren unsere Ausländer- 
politik. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Ständig!) 

Aus ihrer Sicht kann ich das gut verstehen. Höchste 
sittliche und moralische Forderungen zu stellen ist 
eine Forderung der Bergpredigt. Aber leider ist die 
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Dr. Olderog 

(A) Bergpredigt kein Rezeptbuch für die praktische Aus- 
länderpolitik. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Nur für die 
Sonntagsreden bei euch!) 

Es verdient unseren Respekt, ja unsere Bewunde- 
rung, wenn sich Bürger aus betont chrisüicher Grund- 
haltung in ihrer Zuwendung gegenüber Ausländern 
an sittiichen Höchstnormen orientieren. Auch wir Po- 
litiker fordern mehr Sohdarität mit Ausländern, müs- 
sen unseren Bürgern moralische Lasten zumuten. 
Aber weltbürgerliche Toleranz, selbstlose Hilfsbereit- 
schaft und eindrucksvolle Nächstenliebe, also ethi- 
sche Höchstnorm eiir das kann die Politik doch nicht 
der breiten Mehrheit aller Bürger auferlegen oder gar 
aufzwingen. Das würde in der Praxis doch in bitterer 
Weise zum Schiffbruch führen. 

(Dr, Hirsch [FDP]: Das hohe C!) 

Wir wollen die Integrationsfähigkeit und Belastungs- 
fähigkeit unserer Bürger in der Ausländerpolitik nicht 
überfordern. Wir wollen damit Spannungen vermei- 
den, wollen Integration weiter möglich machen und 
einer gefährhchen Ausländerfeindlichkeit Vorbeu- 
gen. 

Das ist nicht gegen die 4,6 Millionen hier lebenden 
Ausländer gerichtet; das erst sichert ihnen hier eine 
humane und damit wirklich menschenwürdige Exi- 
stenz. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

(B) Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Olms. 

Frau Olms (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ausgrenzen, abgrenzen und abschieben 
— das sind die bekanntgewordenen Grundsätze des 
neuen Ausländerrechts aus dem Hause Zimmer- 
mann. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie sagen die 
Ünwahrheit!) 

— Ich komme gleich darauf. 

Für Flüchtlinge ist bereits heute das Grundrecht auf 
Asyl zu einem reinen Gnadenakt verkommen. Künftig 
soll Flüchtlingen auch dann der Aufenthalt in der BRD 
untersagt werden — jetzt zitiere ich aus der Begrün- 
dung des Papiers, das eigentlich kein Papier ist — , 
wenn ihre Menschenrechte nicht in vollem Umfang 
gewährleistet sind. Das heißt, in allen Ländern, wo 
dieser Standard nicht gehalten wird, wird mit dieser 
Begründung jeghcher Asyl- und Zufluchtsgrund ge- 
leugnet, Für Menschen, die vor Verfolgung, Hunger 
und Krieg fliehen, steht ein ganzer Abschreckungska- 
talog bereit, um ihnen den Zugang in die BRD zu ver- 
sperren; 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Hören Sie 

doch mal auf! Das sind ja tibetanische Ge- 
betsmühlen!) 

Paß- und Visazwang für Kinder, erweiterte Zurück- 
weisungsmöglichkeiten an den Grenzen bei nicht 
ausreichenden Finanzmitteln, Einbeziehung von 
Fluggesellschaften als Hilfspolizisten, um nur einiges 


aus diesem Papier, das kein Papier ist, zu benen- (C) 
nen. 

Gelingt es einem Flüchthng dennoch, in die Bun- 
desrepubhk zu kommen, so kann — so der Plan — 
eine Aufenthaltsgestattung auf ein Jahr befristet aus- 
gestellt werden. Diese soll nur verlängert werden, 
wenn Gefahr für Leib und Leben im Heimatland be- 
steht. Ob dies der Fall ist, entscheidet persönhch In- 
nenminister Zimmermann. 

Die „Süddeutsche Zeitung" kennzeichnet heute 
den Zimmermann- Entwurf als Entwurf zur Hofierung 
von rechtsradikalen Gruppen, als Entwurf für den 
Stammtisch, als Entwurf mit einem Phantombild des 
Ausländers als Feind der Deutschen. 

(Sehr wahr! bei den GRÜNEN) 

Wir brauchen weder ein neues Ausländergesetz noch 
die alte Praxis, sondern ein Gesetz wie etwa die preu- 
ßische Ausländerpolizeiverordnung vom 27. April 
1932, deren § 1 lautet: „Jeder Ausländer ist zum Auf- 
enthalt im preußischen Staatsgebiet zugelassen, so- 
lange er die in diesem Gebiet geltenden Gesetze und 
Verwaltungs Vorschriften befolgt.'' 

(Beifall bei den GRÜNEN - Duve [SPD]: Lei- 
der ist damit Hitler nach Braunschweig ge- 
gangen und dann deutscher Staatsbürger 
geworden!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Blens. 

Dr. Blens (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich will zwei Dinge nicht tun. Ich will ^ 
nicht auf das eingehen, was Frau Trenz gesagt hat, auf 
Vokabeln wie Rassismus, Apartheid, Nationalismus, 
mit denen sie den angeblichen Entwurf in Beziehung 
gesetzt hat. Das ist das Vokabular von Leuten, denen 
zur Sache nichts einfällt und die Politik dadurch ma- 
chen, daß sie andere diffamieren. Das ist nicht mein 
Stil, das ist nicht mein Niveau. Deshalb sage ich dazu 
nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will auch nichts zu Einzelheiten eines Entwurfs 
sagen, der hier als Regierungs- oder Ministerialent- 
wurf vorgestellt wird und der das tatsächlich nicht ist, 
wie jeder weiß, der informiert ist. 

(Dr. Penner [SPD]: Aber er ist doch im Mini- 
sterium entstanden!) 

Mich interessieren Entwürfe aus Ministerien erst 
dann, wenn es Regierungsentwürfe sind, wenn über 
sie im Kabinett abgestimmt worden ist und sie dem 
Parlament zugeleitet worden sind. 

Lassen Sie mich deshalb nicht zu Einzelheiten, son- 
dern zu zwei Grundsätzen des Ausländerrechtes et- 
was sagen, die für uns gelten. Der erste Grundsatz: 
Denen, die hier sind, müssen alle Chancen der Inte- 
gration gegeben werden. Die Notwendigkeit dafür 
zeigen einige Zahlen. Von den rund 4,6 Millionen 
Ausländern, die hier leben, sind rund 1 346 000 junge 
Leute und Kinder unter 20 Jahren. Das sind 29,2%; 
das ist fast ein Drittel der Ausländer. 

Sie sind übenAriegend hier geboren. Sie sind über- 
wiegend hier auf ge wachsen. Das sind überwiegend 
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Dr. Blens 

(A) junge Leute, die zu Hause nicht mehr zu Rande kom- 
men, schon deshalb nicht, weil sie die Sprache ihrer 
Heimat nicht verstehen. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Deren Zu- 
hause ist hier!) 

Das sind Leute, die nur bei uns eine Lebenschance 
haben. Das sind Leute, denen wir diese Lebenschance 
durch Integration und auch durch rechtliche Voraus- 
setzungen zur Integration geben müssen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Lassen Sie mich eine weitere Zahl nennen, 
2 764 000 der hier lebenden Ausländer leben länger 
als zehn Jahre bei uns. Das sind 60% der Ausländer. 
Ich meine, schon die Dauer des Aufenthaltes zeigt 
deutlich, daß sie den Willen haben, hierzubleiben, der 
größere Teil lebenslang. Auch dem gilt es durch 
entsprechende ausländerrechtliche Bestimmungen 
Rechnung zu tragen. Nach meiner Überzeugung gilt 
für diese Menschen, die so lange hier sind, nicht der 
Satz: Die Bundesrepublik ist kein Einwanderungs- 
land. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Das ist der eine Grundsatz für diejenigen, die bei uns 
leben. 

Der zweite Grundsatz heißt; Wir müssen weiteren 
Zuzug auf Grund des Ausländergesetzes — ich sage 
ausdrücklich: auf Grund des Ausländergesetzes — in 
Zukunft weitgehend beschränken. Lassen Sie mich 
dafür fünf Gründe nennen. 

Der erste Grund: Die Ausländerzahl wird durch 
Familiennachzug und größere Kinderzahl sowie 
durch die Herstellung der Freizügigkeit innerhalb der 
EG 1992 bei uns in der Zukunft ohnehin ansteigen. 

Der zweite Grund; Wir müssen die Fähigkeit zur 
Aufnahme politischer Flüchtlinge erhalten, die nach 
Art. 16 des Grundgesetzes einen Anspruch auf Auf- 
nahme bei uns haben. 

(Zustimmung bei der FDP und den 
GRÜNEN) 

In den letzten zehn Jahren, seit 1978, sind 597 129 
Asylbewerber zu uns gekommen. 

Der dritte Grund: Wir müssen die Fähigkeit zur Auf- 
nahme von Übersiedlern und Flüchtlingen aus der 
DDR erhalten. In den letzten zehn Jahren sind 188 374 
Menschen zu uns gekommen. Die Zahl ist steigend. 

Der vierte Grund: Wir müssen die Fähigkeit zur 
Aufnahme von deutschstämmigen Aussiedlern aus 
Osteuropa erhalten. In den letzten zehn Jahren sind 
500 478 Menschen aus Osteuropa zu uns gekommen, 
die einen Anspruch darauf haben, bei uns zu bleiben. 
Die geschätzte Zahl der Berechtigten in Osteuropa 
liegt bei 3 bis 3,5 Millionen. 

Wenn Sie diese letzten drei Gruppen — politische 
Flüchtlinge, Übersiedler und Flüchtlinge aus der DDR 
sowie Aussiedler aus Osteuropa — zusammen neh- 
men, ergibt sich, daß in den letzten zehn Jahren 
1 285 981 Menschen zu uns gekommen sind, die zu 


diesen drei Gruppen gehören und bei uns Wohnung, (C) 
Arbeit und Lebenschancen brauchen. 

Lassen Sie mich einen fünften Grund dafür nennen, 
daß wir Leute nicht einfach weiter hierherkommen 
lassen dürfen. Das ist der Arbeitsmarkt. Seit Mitte der 
70er Jahre liegt die Arbeitslosenquote bei den Aus- 
ländern deutlich über dem Durchschnitt. Im Mai 1988, 
im vergangenen Monat, hatten wir 8,4 % Arbeitslosig- 
keit im Durchschnitt, bei den Ausländern 14,3 %, also 
5,9% mehr als im Durchschnitt. Der Hauptgrund ist 
bekannt: Die Ausländer sind wegen ihrer mangeln- 
den beruflichen Qualifikation in Wirtschaftsbranchen 
beschäftigt, mit denen es bergab geht, und sie haben 
dort Arbeitsplätze, die verstärkt rationalisiert werden 
und damit wegfallen. Es hat keinen Sinn — ich be- 
haupte, das ist weder sozial noch menschlich noch 
moralisch richtig — , Leute aus der Türkei hierherzu- 
holen und sie hier der Arbeitslosigkeit zu überantwor- 
ten. Da ist nicht richtig. Auch wenn tausend Pfarrer 
und Theologen das Gegenteil behaupten, ich bleibe 
dabei, daß das moralisch nicht vertretbar ist. Dem soll 
nach unserer Überzeugung auch das zukünftige Aus- 
länderrecht entsprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSLF und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Sonntag-Wolgast. 

Frau Dr, Sonntag-Wolgast (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Manche Themen dulden 
es nicht, daß sich Regierende und Gesetzgeber auf 
angebliche Mehrheitsmeinungen in der Bevölkerung 
berufen, um so Forderungen nach mehr Toleranz und 
Liberalität abzublocken. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehört vor allem der Umgang mit Ausländern, 
und dazu gehört unser Thema Ausländerrecht. Am 
allerwenigsten kann sich ein Staat wie die Bundesre- 
publik direkte oder auch nur verhohlene Drohgebär- 
den und Untertöne der Abschreckung oder Ein- 
schüchterung gegenüber den Angehörigen anderer 
Länder und anderer Religionen leisten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wenn ich, Herr Olderog, von „moralischen Lasten" 
höre, dann macht mich das in diesem Zusammenhang 
sehr betroffen. 

(Koschnick [SPD]: Sehr wahr!) 

Ausländer und Ausländerinnen sind zu uns gekom- 
men — wir wissen es , die Zahlen hat uns Herr Blens 
eben genannt — , viele wollen mit ihren Familien auf 
Dauer hierbleiben. Diese Familien haben jetzt wirk- 
lich einen Anspruch darauf, sich bei uns nicht nur ach- 
selzuckend oder halb widerwillig geduldet zu fühlen, 
sondern sich willkommen zu fühlen, und das müssen 
wir ihnen zeigen. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und den GRÜ- 
NEN) 

Solche positiven Signale muß ein verändertes Aus- 
länderrecht setzen. Es muß möglich sein, Ausländern 
zu zeigen, daß ihre Anwesenheit uns auch guttut, daß 
wir aus ihrer kulturellen und sozialen Eigenständig- 
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Frau Dr. Sonntag-Wolgast 

(A) keit lernen können. In diesem Sinne, Herr Gerster, 
würde ich mir Emotionalisierung positiver Art, Sym- 
pathiewerbung, Herzlichkeit gegenüber Ausländern 
gerade aus den Reihen Ihrer Fraktion etwas öfter 
wünschen, als Sie es oft bekunden. 


mulierungen zu liefern. Denn damit wird Ausländer- 
feindlichkeit geschürt und nicht bekämpft. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
bei der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
es war einmal Brauch in diesem Hause, daß einer 
Abgeordneten oder einem Abgeordneten, die oder 
der zum erstenmal an dieses Mikrophon getreten ist, 
die Glückwünsche des Hauses ausgesprochen wer- 
den. Ich möchte diese gute Tradition auch heute pfle- 
gen. Ich beglückwünsche Sie zu Ihrer Erstrede, die im 
Volksmund und auch im Parlament Jungfernrede ge- 
nannt wird, recht herzlich und gebe Ihnen von vorn- 
herein einen Rabatt für die kommenden Reden, die 
Sie halten werden; Sie brauchen den Präsidenten 
nicht erst um Genehmigung zu bitten, ein Zitat brin- 
gen zu dürfen. Aber gut ist es, wenn Sie Anfang und 
Ende des Zitats so deutlich abheben, daß man weiß: 
Da hat es begonnen, und da ist es zu Ende. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Immer den 
Präsidenten loben!) 

Das letzte, was ich noch sagen wollte, ist: Sie haben 
bisher das Parlament von außen beurteilt, betrachtet 
und vielleicht auch darüber geredet oder geschrieben. 
Ich möchte Sie bitten, einmal sehr aufmerksam zu ver- 
folgen, was aus Ihren Reden hier in diesem Hause in 
der journalistischen Verbreitung geschieht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, der CDU/ 

CSU und der FDP) 

In diesem Sinne: ein gutes Eingewöhnen hier im 
Deutschen Bundestag! 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Lüder. — Mit 
dem „Dr. " ist es auch so eine Geschichte. Man weiß 
nicht: Ist er Dr., ist er nicht Dr.? 

(Koschnick [SPD]: Aber Bürgermeister war 
er!) 

Schaden würde es nichts. — Herr Lüder, bitte sehr! 

Lüder (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich habe zuviel Politik gemacht 
und keine Zeit gehabt, mich um eine Promotion zu 
kümmern. 

(Duve [SPD]: Das ist ein gutes Argument! 

Das werde ich übernehmen!) 

Wir haben in dieser Debatte verschiedene histori- 
sche Bezüge gehört. Herr Olderog, Sie werden Ver- 
ständnis dafür haben, daß ein Atheist wie ich nicht 
mehr auf die Bergpredigt eingeht. Ich möchte aber 
festhalten, daß die Wirkung der Bergpredigt jeden- 
falls 2 000 Jahre angehalten hat. Niemand von uns 
weiß, welcher unserer Beiträge auch nur annähernd 
einen Promillesatz dieser Dauer entfalten könne. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich komme aus einer Stadt, die im letzten Jahr 
750 Jahre alt geworden ist. Als wir dieses Jubiläum 
feierten, haben wir zur Kenntnis nehmen dürfen, daß 
zu den wichtigen Punkten der Berliner Geschichte 
gehört, daß wir einen 25%igen Ausländeranteil hat- 


(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir brauchen uns nicht darüber zu streiten, daß der 
Anwerbestopp von 1973 angesichts der schlimmen 
Arbeitsmarktlage bestehenbleiben muß. Das sagen 
alle, die sich um Ausländer kümmern, genauso. Un- 
strittig ist auch, Herr Blens, daß Ausländer von Er- 
werbslosigkeit besonders stark betroffen sind. Was ist 
daraus aber zu folgern? Ich meine nicht, daß man Aus- 
länder in die sogenannte Dreckarbeit, die unquahfi- 
zierte Arbeit abdrängen darf, sondern daß man ihnen 
Chancen zur beruflichen Qualifikation eröffnen muß. 
Denn eines ist auch klar: Qualifizierte Arbeitnehmer, 
auch ausländische Arbeitnehmer, werden in Zukunft 
durchaus gesucht werden. Der Begriff „Integration" 
spielt in dem Papier — oder wie wir es nennen wol- 
len — des Innenministeriums eine große Rolle. Nur 
müßte „Integration", richtig verstanden, nicht nur 
pathetisch auf das Papier gesetzt werden, sondern 
auch in die Praxis der Verwaltung Einzug halten. Wer 
nun aber erschwert und behindert, wer Hürden auf- 
baut, der mißachtet dieses Prinzip der Integration. 

Ich glaube, ein verbessertes Ausländergesetz muß 
auch Famihen endlich Klarheit darüber geben, wann 
Sie eigentlich ihre Angehörigen kommen lassen dür- 
fen, ob sie ihren Kindern etwa einen geordneten 
Schulbesuch sichern, einen festen Freundeskreis auf- 
bauen können. Die Verantwortung für das Schicksal 
(ß) der Kinder und Jugendlichen der zweiten und mittler- 
weile der dritten Generation ist, wie wir wissen, wohl 
eine der wesentlichen Aufgaben der Ausländerpolitik 
heute. 

Ich sehe aber Drohgebärden und Zeichen gequälter 
Abwehr in dem Papier des Innenministers. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Das ist aber untertrie- 
ben!) 

Nur wenige Kostproben möchte ich mit Genehmigung 
des Präsidenten hier zitieren: 

Die Bundesrepublik Deutschland ist auf Dauer 
vor das Problem gestellt, quantitativ erhebliche 
Zuwanderungen von Ausländern verkraften zu 
müssen. 

Oder: 

Mit der Integrationszusage hat sich die Bundesre- 
publik Deutschland eine erhebliche Last aufer- 
legt. 

Was für eine Sprache! Das ist das Spiel mit offener und 
versteckter Fremdenfeindlichkeit, und das ist der 
Versuch, den rechten Rand der Wählerschaft einzu- 
fangen. 

(Beifall bei der SPD — Duve [SPD]: Sehr rich- 

tig!) 

Wir Sozialdemokraten wehren uns gegen diesen 
Geist, der das Papier prägt, und wir wehren uns auch 
gegen die Methode, mit dem Hinweis auf ausländer- 
feindliche Tendenzen, die man schließlich im Auge 
behalten müsse, restriktive Verordnungen und For- 
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(A) ten, als die Preußenkönige die Hugenotten hereinhol- 
ten. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört! - Koschnick [SPD]: 

Die Österreicher auch!) 

Ich meine, daß Berlin in diesem Jahr als Kulturhaupt- 
stadt Europas nicht legitimiert wäre, wenn es nicht 
eine solche Geschichte hätte. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Abge- 
ordneten der GRÜNEN) 

Das heißt, daß wir von einem Ausländerverständnis 
ausgehen müssen, das durch diese Geschichte ge- 
prägt ist, Oder noch deutlicher: Gestern war 40jähri- 
ger Gedenktag der Blockade. Jeder denkt bei Blok- 
kade an Ernst Reuter. Ernst Reuter war Asylant in der 
Türkei 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

ausgerechnet in dem Land, aus dem die Gastarbeiter 
heute kommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie des 
Abg. Dr. Olderog [CDU/CSU]) 

Ich finde, daß wir uns dessen mit Nachdruck bewußt 
sein müssen. 

Wenn wir im nächsten Jahr das 40jährige Bestehen 
der Bundesrepublik begehen — deswegen freue ich 
mich, Herr Staatssekretär Waffenschmidt, daß Sie da 
sind und nicht Ihr Minister — , müssen wir auch daran 
denken, daß wir Deutschen es waren, die die Auslän- 
der hierhergeholt haben, ohne Rücksicht darauf, ob 
sie aus EG-Staaten kamen oder nicht, nur einfach des- 
wegen, damit sie die Arbeit machten, für die unsere 
Landsleute nicht mehr zur Verfügung standen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich meine, daß dieser Gesamtrahmen berücksichtigt 
werden muß, wenn wir uns um Ausländerpolitik küm- 
mern und wenn wir zur Ausländerfrage etwas sagen 
wollen. 

Lassen Sie mich im Hinblick auf die kurze Zeit, die 
uns hier zur Verfügung steht, nur in sieben Sätzen 
noch einmal die Auffassung präzisieren, die die Freien 
Demokraten prägt. 

Erstens. Wir meinen, daß wir von Ausländern nur 
reden können, wenn wir auch akzeptieren, daß die 
Ausländer unsere Mitbürger sind, nicht aber wenn sie 
Fremdkörper sind. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Koschnick 
[SPD]) 

Zweitens. Asylbewerber dürfen nicht diffamiert 
werden, auch dann nicht, wenn auf einen berechtig- 
ten Asylbewerber 20 unberechtigte Antragsteller 
kommen. 

Drittens. Wir werden, Herr Waffenschmidt, jeden 
Entwurf der Bundesregierung, sobald er das Stadium 
des Entwurfs erreicht hat, kritisch prüfen; wir werden 
ihn prüfen, ob er unserem Menschenbild gerecht 
wird. 

Aber wir sagen — viertens — auch, daß wir eine 
doppelte Regelung, wie sie bisher vorgesehen ist, mit 


großer Skepsis betrachten. Wir sagen heute noch kein (C) 
Ja zu einer Trennung in zwei Entwürfe. 

Fünftens. Wir wollen, das die Familien nicht ge- 
trennt werden, schon gar nicht durch Gesetze. Wir 
wollen nicht, daß wir ein Gesetz haben, das für einen 
Teil der Familie gilt, und ein anderes, das für den 
anderen Teil der Familie gilt. 

Sechstens. Wir wollen in Ruhe beraten. Aber wir 
sagen auch, daß die Ausländer Anspruch darauf ha- 
ben, bald Klarheit zu haben, was mit ihnen ge- 
schieht. 

Siebtens. Meine Damen und Herren, wir werden 
jetzt in die Ferien gehen, viele von uns werden grenz- 
überschreitend in die Ferien gehen. Lassen Sie uns 
bedenken: Wir sind allzumal Ausländer. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Duve. 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Jede Debatte über die bei uns lebenden Aus- 
länder und über rechtliche Regelungen ist immer 
auch ein Spiel mit dem Feuer. Ich finde, daß die De- 
batte, bis auf zwei Beiträge, hier heute mittag gezeigt 
hat, daß es für den Geist, der aus dem Papier spricht, 
keine Mehrheit im Deutschen Bundestag gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist wohltuend und wichtig. Ich habe auch das 
Gefühl, daß die, die darauf lauern, daß es für den pj 
Geist, der aus diesem Papier spricht, eine Mehrheit in 
unserem Volk gäbe, unrecht haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Hirsch 
[FDP]) 

Ich glaube, daß es für diesen Geist keine Mehrheit 
gibt. 

Was nach dieser Diskussion aber zu bedauern ist, 
ist, daß sich außer den Freien Demokraten niemand 
hier aus den Regierungsparteien klar und deutlich 
von diesem Geist distanziert und die Sprache und den 
Grundgedanken dieses Papiers zurückgewiesen hat. 

Auf diesen Grundgedanken will ich noch einmal 
eingehen, weil auch Herr Olderog darüber gespro- 
chen hat: Wir haben in der deutschen Geschichte die 
Diskussion über diesen Grundgedanken immer ge- 
habt, nämlich: Haben wir ein völkisch verstandenes 
GemeinsamkeitsgefühL oder haben wir ein überna- 
tionalrechtliches Gemeinsamkeitsgefühl? Haben wir 
also Bürgerrechte als das Zusammengehörigkeitsele- 
ment, wie es die Franzosen nach der Aufklärung se- 
hen, oder haben wir diese nationalkultureile Ge- 
schlossenheit, von der Herr Dr. Olderog gesprochen 
hat? Dieses ist ein Kampf, der die deutsche Geschichte 
seit 200 Jahren begleitet. Wir wissen, wohin wir an 
einem Punkt der deutschen Geschichte mit der fal- 
schen Auslegung, mit der nicht aufgeklärten Ausle- 
gung geraten sind. 

Deshalb müssen wir, auch wenn es nur ein Papier in 
einem Ministerium ist, im Grundsatz diesen Geist zu- 
rückweisen. Er paßt nicht mehr in unsere Geschichte, 
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Duve 

(A) und er paßt auch nicht in die Geschichte von morgen; 
denn wir müssen uns auch fragen: Wie wollen wir 
morgen eigentiich leben? Da bemüht sich Herr Strauß 
um einen Fußballer aus der Sowjetunion. Er soll hier 
dazugehören und eines Tages in wichtigen nationalen 
Mannschaften spielen. Das wird akzeptiert. Wir leben 
mit Tausenden von Ausländern aus Firmen zusam- 
men; wir sind alle viele Wochen und Monate im Jahr 
immer wieder Ausländer, wenn wir unsere Grenzen 
überschreiten. Wir leben in einer anderen Welt. Herr 
Dr. Olderog, der Geist, der aus Ihrer kurzen Rede 
spricht — ich sage das ganz wertfrei; wir haben beide 
Vorfahren aus Fehmarn, wo im Laufe der Geschichte 
wenig Ausländer hingekommen sind — , der Geiste 
der aus diesem Papier spricht, paßt nicht in dieses 
auslaufende 20, Jahrhundert und paßt überhaupt 
nicht ins 21. Jahrhundert. Wir würden uns auch isolie- 
ren, wenn wir mit diesem Anspruch völkischer Ge- 
schlossenheit leben wollen. Wenn wir hier einen Kon- 
sens finden könnten, dann habe ich nicht so eine 
Angst um dieses Spiel mit dem Feuer. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Ich bin sicher. 

Sie haben den Entwurf überhaupt nicht gele- 
sen, sonst könnten Sie so nicht reden!) 

— Doch. 

Nun will ich noch eine Schlußbemerkung machen. 
Wir haben in den letzten Jahren immer wieder erlebt, 
daß kurz vor Wahlkämpfen bestimmte pohtische 
Kräfte, bestimmte Politiker das Thema Ausländer, sei 
es im Zusammenhang mit Asyl, sei es im Zusammen- 
hang mit den Gastarbeitern hochgezogen haben, um 
im Wahlkampf 

(Frau Dr. VoUmer [GRÜNE]; Ihr seid dem 
teilweise gefolgt!) 

— Ich kann das für meine Freunde und mich nicht 
sehen. Wir sind dem nicht gefolgt. Ich habe vielmehr 
im Deutschen Bundestag gerade gegen den Miß- 
brauch dieses Themas im Wahlkampf eine Rede ge- 
halten. 

Ich möchte Sie sehr herzlich bitten, auch im Zulauf 
auf dieses Gesetzesvorhaben nicht mit den verteilten 
Rollen zu spielen, die mein Kollege Schröer hier dar- 
gestellt hat: Kurz vor der Wahl kommt man dann mit 
dem Gesetzesstreit auch in der Koalition, in dem die 
einen sagen: Human, so geht das nicht!, und die ande- 
ren sagen: Eigenthch wollten wir es viel strenger ha- 
ben!, und beide sozusagen werben. Das ist dem Ge- 
setzesvorhaben unangemessen. Das ist dem Thema 
unangemessen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ihre Verteufe- 
lung ist unangemessen!) 

Also kein Wegdrücken des Zeitdrucks! Wir haben ei- 
nen Zeitdruck. Sie haben auch einen Zeitdruck. Wenn 
Sie das ins Wahljahr hineinbringen, sind wir wieder in 
diesem Teufelskreis, 

(Zustimmung der Abg. Frau Dr. Vollmer 
[GRÜNE]) 

den Sie vor den letzten Wahlen immer wieder benutzt 
haben. Davor möchte ich sehr warnen. Wenn es dafür 
einen Konsens gibt, dann danken wir damit der deut- 
schen Bevölkerung dafür, daß sie erstaunlicherweise 
nach dem, was bis 1945 war, in großartiger Form, alles 


in allem genommen — niemand hätte das erwartet — , (C) 

so viel Toleranz entwickelt hat, daß wir, alles in allem, 
in bezug auf diese Frage sozialen Frieden im Lande 
haben. Diesen sozialen Frieden müssen wir erhal- 
ten. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Kappes. 

Dr. Kappes (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Lassen Sie mich nur einige Anmer- 
kungen zu dem machen, was hier heute vorgetragen 
wurde. 

Als größte Zumutung habe ich empfunden, was der 
Kollege Wartenberg gesagt hat. Er hat nämlich ge- 
meint, wir müßten erst einmal unsere Gesinnung än- 
dern, bevor er über Details spreche. Er hat uns davor 
gewarnt, Kampfbegriffe zu verwenden. Herr Kollege 
Duve hat eben sogar gemeint, wir sollten, obwohl wir 
doch die Vertreter des deutschen Volkes in diesem 
Parlament sind, nicht so sehr darauf achten, was die 
Mehrheitsmeinung der deutschen Bevölkerung ist. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ich halte das für eine unglaubliche Forderung. Wenn 
wir nicht dazu kommen, daß wir in aller Sachlichkeit 
über Details reden, sondern uns erst einmal gegensei- 
tig abverlangen, zuvor unsere Gesinnung zu ändern, 
dann werden wir nicht weiterkommen. 

(Zuruf von der SPD: Dann sollten Sie erst ein- 
mal zuhören!) 

— Ich habe sehr genau zugehört. Ich pflege im allge- 
meinen genau zuzuhören. 

Ich möchte dann etwas zu dem sagen, was der Kol- 
lege Schröer gemeint hat. Er hat einige schöne Über- 
schriften genannt, die bei einer Neuregelung des Aus- 
länderrechts wichtig seien. Es ist gar nicht schwierig, 
dem zuzustimmen: Er sagt etwa, mehr Berechenbar- 
keit sei notwendig, damit mehr Rechtssicherheit ein- 
tritt. Da werden wir uns nicht streiten. Er sagt, man 
brauche für Integration mehr berufliche Perspekti- 
ven. Das werden wir auch irgendwo besprechen; da 
muß man nach Lösungen suchen. Aber da kommt es 
eben genau auf die Einzelheiten an, über die wir sach- 
hch miteinander reden müssen. 

Und er hat dann gemeint, die Betroffenen könnten 
nicht mehr länger warten, es würde eine Politik der 
Ausgrenzung und Abgrenzung betrieben. Ich frage 
Sie, woher Sie das eigentlich wissen! Von einigen 
Funktionären, oder sprechen Sie öfter einmal nicht 
nur mit denen, die irgendwo in Verbänden an der 
Spitze sind, Frau Kollegin Olms, sondern mit den Aus- 
ländern, mit denen man sonst zu tun hat? Ich habe 
noch nicht das Gefühl gehabt, daß wir in einer Situa- 
tion wären, in der nichts eiliger wäre als diese Novel- 
lierung, auch wenn wir daran arbeiten wollen. 

Zur Ausgrenzung. Meine Damen und Herren, zu- 
nächst ein Wort zu dem, was Frau Trenz gesagt hat. 

Ich distanziere mich nicht von einer Aussage wie der, 
daß die Bewahrung des nationalen Charakters legiti- 
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Dr. Kappes 

(A) mes Ziel jedes Volkes sei! Ich halte es für ganz richtig, 
wenn das darin steht. Ich kann mich zwar jetzt nicht 
daran erinnern, das da genau so gelesen zu haben. 
Aber Sie sollten auch nicht vergessen, daß das Grund- 
gesetz im Prinzip auf dem Nationalstaatsprinzip auf- 
baut. Das kann man nicht einfach wegdiskutieren. 
Und ohne nun bestreiten zu wollen, daß hier in unse- 
rem Land nach dem Kriege von ausländischen Grup- 
pen und Mitbürgern viele gute Akzente gesetzt wor- 
den sind, sind wir doch nicht auf dem Weg zu einer 
„multikulturellen Gesellschaft“ . 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]; Das versteht doch 

kein Mensch draußen! — Duve [SPD]; Auf 
welchem Wege sind wir denn?) 

Ich finde, wir sollten dabei klar auseinanderhalten, 
was hier auseinanderzuhalten ist. 

Meine Damen und Herren, was wir brauchen, ist 
ganz einfach folgendes: Wir brauchen eine nüchterne 
Anpassung an veränderte Umstände. Wir brauchen 
zweifellos ein neues Ausländerrecht, das weniger Po- 
lizeirecht ist, als das im vergangenen Jahrhundert der 
Fall war. Wir brauchen ein mehr bundeseinheitliches 
Recht, d. h., wir brauchen ein Recht, das weniger Un- 
terschiede zwischen den Ländern, insbesondere bei 
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen, etwa beim Be- 
zug von Sozialhilfe oder nach Straffälhgkeit oder beim 
Ehegattennachzug und bei der Familienzusammen- 
führung aufweist. Das geht in der Bundesrepubhk 
Deutschland viel zu sehr auseinander. Das sind Dinge, 
die gemacht werden müssen. 

Meine Damen und Herren, im übrigen warne ich 

(B) Sie — auf anderen Gebieten setzen Sie eigentlich 
auch nicht so große Erwartungen in die Gesetze, die 
wir hier verabschieden — : Es wird gar nicht so sehr 
darauf ankommen, was wir nun an Einzelheiten in 
den Entwurf aufnehmen, denn es werden immer Er- 
messensbegriffe eine Rolle spielen. Es wird also dar- 
auf ankommen, wie das Gesetz ausgefüllt wird. Wenn 
Sie das einmal genau betrachten, dann werden Sie 
feststellen, daß schon jetzt sehr viel davon abhängt, 
wie die einzelne Ausländerbehörde das Gesetz hand- 
habt. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Das ist doch die ganze 
Schikane!) 

Meine Damen und Herren, alles in allem möchte ich 
sagen: Da es sich hier um ein sehr sensibles Gebiet 
handelt, ist genau vor dem zu warnen, was Sie hier 
machen. Herr Duve, ich sage Ihnen eines: Gerade weil 
das eine Frage ist, die die Menschen draußen interes- 
siert, kann ich mich nicht dazu bereiterklären, mit 
ihnen nicht darüber zu sprechen und etwa zu sagen, 
das machen wir hier nur unter uns, und darauf nicht 
Rücksicht zu nehmen. 

(Duve [SPD]: Ich habe in meinem Wahlkreis 
die meisten Ausländer!) 

Ich muß Ihnen sagen: Auch vor der letzten Bundes- 
tagswahl habe ich das nicht gemacht, und ich bin 
überhaupt nicht der Meinung, daß man ein solches 
Thema aus der öffentlichen Diskussion einfach aus- 
klammern kann. Wir sollten vielmehr versuchen, uns 
sachlich über die Details zu unterhalten, damit wir 
vernünftige Regelungen finden. Wir sollten uns davor 


hüten, den Versuch zu machen, dem anderen unsere (C) 
eigene Gesinnung überzustülpen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stückten: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine verehr- 
ten Kolleginnen und Kollegen, die Sie Opfer dieses 
unfreundlichen und wenig sachdienhchen Aktes der 
GRÜNEN um diese Tageszeit geworden sind! 

(Frau Olms [GRÜNE]: Wieso? Ein VW- Arbei- 
ter muß auch bis 17 Uhr arbeiten!) 

Herr Hirsch, ich fühle mich als Bayer, als Mitgheder 
dieser immer beliebter werdenden deutschen Min- 
derheit, nicht diskriminiert, wenn ich hier als letzter 
sprechen darf. Ich würde den Minderheiten empfeh- 
len, sich meine Gelassenheit sozusagen zum Vorbild 
zu nehmen. Sie brauchen sich um mich also nicht zu 
sorgen. 

(Duve [SPD]: Nicht alle Minderheiten haben 

einen Strauß an ihrer Spitze! Gott sei 
Dank!) 

— Herr Kollege Duve, ich brauche mich hier nicht von 
einem Geist zu distanzieren, den Sie als Geisterbe- 
schwörer fehhnterpretierend hier in den Raum gestellt 
haben. Wenn Sie meinen, es sei ein schlechter Geist, 
daß wir mit diesen gesetzgeberischen Vorhaben ganz 
deutlich z. B. die Integration der ausländischen Mit- 
bürger hier fördern wollen, dann, glaube ich, wäre 
daran doch nichts zu kritisieren. (D) 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das haben die 
doch gar nicht gelesen! Keine Ahnung!) 

Das ist bestimmt nicht von schlechtem Geist. 

Herr Kollege Wartenberg, Sie haben von den Erfah- 
rungen im skandinavischen Raum gesprochen. Na- 
türlich wird dort manches unverkrampfter gesehen. 

Sie müssen aber auch sehen, daß das nur für den 
Bereich gilt, in dem es um die Bürger aus den skandi- 
navischen Nachbarländern geht, und daß in diesen 
Ländern sehr wohl deutliche Abgrenzungs- und auch 
Fernhalteüberlegungen bestehen, wenn es um son- 
stige Ausländer geht. Sie wissen ja auch, daß wir in 
einem Ausländergesetz zwischen den EG-Nachbarn 
und anderen Ausländern, die zu uns kommen wollen, 
differenzieren würden, ja, differenzieren müßten. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß ein Aus- 
länderrecht weder ein Recht für noch gegen Auslän- 
der oder auch kein Recht für oder gegen den deut- 
schen Bürger sein darf. Das gesamte Regelwerk muß 
sicherstellen, daß in Deutschland Deutsche und Aus- 
länder in Frieden miteinander leben können. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Deshalb können sich Idealvorstellungen ausländi- 
scher Mitbürger von einem Gesetz, das allen ihren 
Wünschen entspricht, sicherhch nicht erfüllen. 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, des- 
halb dient es auch nicht den Interessen der Ausländer, 
wenn Sie hier Erwartungen fördern, die kein deut- 
scher Gesetzgeber erfüllen kann und nach unserer 
Verfasssung zum Teil auch gar nicht erfüllen darf. Es 
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(A) dient auch nicht den Interessen der ausländischen 
Mitbürger und ist nach meiner Einschätzung einfach 
unverantwortlich, wenn Sie hier Ängste schüren, in- 
dem Sie einen noch nicht abschließend gebildeten 
politischen Willen bewußt falsch interpretieren und so 
darstellen, als sei das schon so gut wie bestehendes 
neues Recht. 

Ich kenne die Besorgnisse, die in Kreisen der aus- 
ländischen Mitbürger gerade dann herrschen, wenn 
solche Zeitungsmeldungen wie gerade heute von 
einer bekannten süddeutschen Zeitung willfährig und 
in dienerischer Manier in den Raum gesetzt werden. 
Ich weiß, welche Besorgnisse entstehen, wenn darin 
Dinge stehen, die einfach nicht den Tatsachen ent- 
sprechen. 

Was künftige Rechtsgrundlagen für Ausländer sind, 
wird der Bundestag entscheiden. Mehr als Grundzüge 
zu dieser Frage stehen nicht fest. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Die sind schon 
schhmm genug!) 

Die Grundzüge sind mehrmals genannt worden: Wir 
wollen den hier lebenden Ausländern Klarheit geben, 
daß sie bleiben können, und wollen ihnen bei der Inte- 
gration helfen. Wir wollen aber den weiteren Zuzug 
begrenzen, weil die durchaus vorhandene Bereit- 
schaft und die Aufgeschlossenheit unserer Bürger 
zum Zusammenleben mit Ausländern nicht überstra- 
paziert werden darf. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 


Wir haben guten Grund, Besorgnisse dieser Bürger (Q 
ernst zu nehmen, auch wenn solche Besorgnisse an 
Stammtischen geäußert werden. Dort wird, wenn es 
Unsinn ist, meist nur der Unsinn geredet, der vorher in 
den Zeitungen stand. Aber wir haben guten Grund, 
unserer Verantwortung auch dadurch gerecht zu wer- 
den, daß wir die Probleme und Besorgnisse, die die 
deutschen Mitbürger im Zusammenhang mit Aus- 
ländern haben, ernst nehmen. Das ernst zu nehmen 
erfordert es einfach, wenn wir ehrlich mit den Aus- 
ländern umgehen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist beendet. Damit sind wir auch 
am Ende unserer Tagesordnung und der Sitzung. 

Wir treten in die Sommerpause ein. Ich wünsche 
Ihnen einen erholsamen Urlaub für Sie und Ihre Ange- 
hörigen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages auf Dienstag, den 6. September 1988, 1 1 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.38 Uhr) 


(B) 


(D) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete (r) entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein 24. 6. 

Dr. Ahrens * 24. 6. 

Dr. Bangemann 24. 6. 

Frau Beck-Oberdorf 24. 6. 

Dr. Biedenkopf 24. 6. 

Bohlsen 24. 6. 

Dr. Böhme (Unna) 24. 6. 

Börnsen (Ritterhude) 24. 6. 

Frau Brahmst-Rock 24. 6. 

Büchner (Speyer) * 24. 6. 

Catenhusen 24. 6. 

Eimer (Fürth) 24. 6. 

Engelhard 24. 6. 

Feilcke 24. 6. 

Dr. Häfele 24. 6. 

Frau Dr. Hartenstein 24. 6. 

Dr. Hauff 24. 6. 

Frau Hoffmann 24. 6. 

Hoppe 24, 6. 

Ibrügger 22. 6. 

Frau Kelly 24. 6. 

Dr. Klejdzinski 24. 6. 

Kolb 24. 6. 

Menzel 24. 6. 

Dr. Müller* 24.6. 

Frau Rust 24. 6. 

(B) Sauer (Salzgitter) 24. 6. 

Schartz (Trier) 24. 6. 

Frau Schilling 24. 6. 

Schmidt (München) 24. 6. 

Dr. Schmude 24, 6. 

Dr. Schneider (Nürnberg) 24. 6. 

Stahl (Kempen) 24. 6. 

Verheugen 24. 6. 

Westphal 24. 6. 

Frau Wieczorek-Zeul 24. 6. 

Frau Wollny 24. 6. 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates 


Anlage 2 

Erklärung des Abgeordneten Müller (Wesseling) 
(CDU/CSU) 
nach § 31 GO 

zur Abstimmung über den Entwurf eines Steuerre- 
formgesetzes 

(Drucksache 11/2157) 

Bei der heutigen namentlichen Abstimmung zur 
Flugbenzinsteuer werde ich für die Befreiung von der 


Anlagen zum Stenographischen Bericht iQ 

Flugbenzinsteuer stimmen, obwohl ich diese Ent- 
scheidung für falsch halte. Diese Entscheidung zer- 
stört in den Augen der Öffentlichkeit die Glaubwür- 
digkeit der Steuerreform und verletzt das Gerechtig- 
keitsgefühl vieler Bürger und ist auch sachlich nicht 
geboten. 

Lediglich wegen der Gefährdung der Steuerreform 
und der dann vorliegenden Handlungsunfähigkeit 
der Koalition und des drohenden Verlustes der Regie- 
rungsfähigkeit werde ich meine Zustimmung ertei- 
len. 


Anlage 3 

Amtliche Mitteilungen 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß der 
Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von einer 
Berichterstattung zu nachstehenden Vorlagen absieht: 

Auswärtiger Ausschuß 

Drucksache 10/6192 
Drucksache 10/6380 
Drucksache 11/201 
Drucksache 11/484 
Drucksache 11/883 Nr. 5 
Drucksache 11/1213 
Drucksache 11/1484 
Drucksache 11/1546 

Innenausschuß 

Drucksache 11/2350 Nr. 1.1 

Ausschuß für Wirtschaft 

Drucksache 10/6562 
Drucksache 10/6796 
Drucksache 11/1317 
Drucksache 11/1728 
Drucksache 11/1733 


Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß sie 
die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen bzw. von 
einer Beratung abgesehen haben: 

Auswärtiger Ausschuß 

Drucksache 11/883 Nr. 22 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Drucksache 11/1656 Nr. 3.20-3.32 
Drucksache 11/2089 Nr. 9-14, 16-26 
Drucksache 11/2198 Nr. 2.6-2.8 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

Drucksache 11/1526 Nr. 3.4 
Drucksache 11/2089 Nr. 32 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Drucksache 11/1998 Nr. 2.9 
Drucksache 11/2089 Nr. 35 
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